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Die Verstärkung des Bestrebens, der ökonomischen Rationalität auch im Bereich der Ent­
scheidungen über Knderungen der Netze von Verkehrswegen zu einem weiteren Durch­
bruch zu verhelfen, drückt sich zwar in der Bildung politischen Willens aus. Ihre objek­
tiven Ursachen finden sich jedoch in den Wandlungen, die die Bedingungen der wirt­
schaftlichen Umwelt erfahren haben und ihnen mit hoher Wahrscheinlichkeit noch be­
vorstehen. 

Offenkundig ist, daß sich das mittelfristige Wachstum des realen Bruttosozialprodukts 
verlangsamt hat. Zahlreiche Versuche sind bereits unternommen worden, um dieses Phä­
nomen zu erklären 1). Allmählich schält sich eine jedenfalls bis zu einem gewissen Grade 
einheitliche Auffassung heraus. Nach ihr wohnt dem marginalen Kapitalkoeffizienten 
die Neigung inne, sich langfristig zu erhöhen. Diese Tendenz könnte zwar dadurch kom­
pensiert werden, daß die Grenzrate des Quotienten aus der freiwilligen Ersparnis und 
dem Einkommen (der Unternehmen, der privaten Haushalte und der Gebietskörper­
schaften) steigt. Indessen zieht zugleich die Starrheit sich verzerrender Wechselkursrela­
tionen beträchtliche überschüsse in der Bilanz des Austauschs von Leistungen mit dem 
Ausland nach sich, die ihrerseits erhebliche Exporte von Kapital bedingen. Diese Ent­
wicklung vor allem hindert den Staat daran, den unter dem Gesichtspunkt einer optima­
len Allokation der Ressourcen an sich vorhandenen Spielraum für zusätzliche Verschul­
dung zugunsten jenes Produktivvermögens, das solche Leistungen erzeugt, deren Bean­
spruchung unabhängig von der Bereitschaft zur Entrichtung von Entgelten erfolgt oder 
erfolgen soll, d. h. zugunsten der Infrastruktur 2), tatsächlich auszuschöpfen. Hinzu 
kommt nun, daß sich der Zustrom an Wanderungsgewinnen längst verengt hat - dar­
über darf der Anstieg der Gastarbeiterzahl nicht hinwegtäuschen -, die einheimische Be­
völkerung kaum noch zunimmt und sie überdies einen ungünstigen Altersaufbau auf­
weist. So bleibt die Zahl der Erwerbstätigen fast unverändert, und auch die Arbeitspro­
duktivität erhöht sich nur noch mit langfristig fallenden Raten. Ein ungebrochenes 
Wachstum des realen Bruttosozialprodukts müßte sich also hauptsächlich auf den tech­
nischen Fortschritt stUtzen können, dessen künftiger Bedeutung aber ein besonders hoher 
Grad an Ungewißheit anhaftet. Welche Schwierigkeiten es bereitet, ausgerechnet das Aus-

,,) Der Begriff .zentrale Instanz« um faßt hier auch koordinierende und kooperativ steuernde Gremien 
aus Vertretern von verschiedenen Gebietskörperschaften. 

1) Vogt, W., Die Wachstumszyklen der westdeutschen Wirtschaft, Tübingen 1968; Oppenländer, K., Die 
moderne Wachstumstheorie, Berlin 1968, z. B. S.247; Rose, K., Grundlagen der Wachstumstheorie, 
Göttingen 1971, S. 58-61 u. 71-107. 

2) Musgrave, R. A., Finanztheorie, Tübingen 1966, Seite 6-18. 
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maß des mit großen überraschungen behafteten technis0en Fortschritts vora~szus~hätz~n, 
läßt sich ermessen, wenn Beachtung findet, daß auch eine solche Prognose elgenthch eme 
Stichprobe aus einer GrundO'esamtheit von vielen Möglichkeiten bildet, die Wahrschein­
lichkeit für eine befriedigenbde Nähe des erwarteten Werts zum eintretenden, also vom 
Verhältnis zwischen dem Umfang und der Varianz der in Betracht gezogenen Alter­
nativen abhängt. Dabei dürfte sich beispielsweise die Ermittlung eines Residuums, das 
die Lücke zwischen dem extrapolierten Wirtschaftswachstum und dem Resultat aus einer 
Verkniipfung des zahlenmäßigen Arbeitskräfteanstiegs sowie der Kapitala.~kumula~ion 
mit deren jeweiligen Produktivitätskoeffizienten ausfüllt, als etwa ebenso kuhn erweisen 
wie eine Regression mit dem realen Betrag der auf jeden Arbeitsplatz entfallenden Er­
sparnisse. Ohne überraschende Innovationen in Technik und Organisation ~st die lang­
fristige Verlangsamung des wirtschaftlichen Wachstums, selbst wenn es g~llngen sollte, 
im Wege einer international harmonisierten Stabilitätspolitik ?de~ durch eine du:chgrei­
fende Modifikation der Regeln von Bretton Woods die Arbeitsteilung der entWickelten 
Länder an den komparativen Kosten auszurichten und damit zugleich die Bedeutung der 
Substitutionskomponente für das Wachstum des realen Bruttosozialprodukts zu stei­
O'ern S), jedenfalls lediglich zu mildern, jedoch nicht umkehrbar. Es beeinflußt die Nach­
frage nach Leistungen der Verkehrsmittel jedenfalls im Gü:ertransl?0rt, aber unbes~adet 
steigenden Mobilitätsbedürfnisses wege~ Verbesserungen l~ Bereich .. der Inform~tlon~­
übertragung wohl auch in der Personenoefö.rderung. ~ntscheldend, w~?re~d zugle~ch die 
öffentliche Meinung stärker als früher auf eine Beseltlgung der Engpasse 1m Bereich der 
staatlichen Einrichtungen dringt. Da sich die durchschnittliche A.rbeitszeit verkü.rzt, neh­
men die Erwerbstätigen längere und zeitraubendere Fahrten In Kauf. Da die durch­
schnittliche Rate des Produktionsanstiegs sinkt, schwächt sich der Andrang zu den Ver­
kehrsmitteln des Gütertransports ab. Die Möglichkeiten, zwischen den angebotenen Ver­
kehrsmitteln eine Auswahl zu treffen, erweitern sich also. Die »Verkäufermärkte« für 
die Beanspruchung von Verkehrs:vegen verwandeln sich al.~o in toto .zu »K~ufer~ärk­
ten«. Das bedeutet daß die Anbleter der Verkehrswege starker als bisher dle Wunsche 
der Nachfrager be;ücksichtigen müssen, wenn es darum geht, Fehlinvestitionen zu ver-
meiden. 
Dies gilt um so mehr, als sich die Verlangsamung des. wirtschaftli0en Wachs.tums auf 
einem hohen Niveau des allgemeinen Wohlstands vollZieht. Denn em hohes Niveau des 
allgemeinen Wohlstands räumt verhältnismäßig gro.ße Mögli~ke~ten ei~, zwischen ein.er 
Vielfalt an anO'ebotenen Leistungen zu wählen. Hinter quahtatlven Eigenschaften tntt 
das Gewicht d~s Preises zurück. In einer reichen Gesellschaft büßen beispielsweise die 
Kosten die entstehen, wenn die technischen Voraussetzungen für eine Erhöhung von Be­
förder~ngsgeschwindigkeiten geschaffen werden, an »Widerstandskraft« ein. Das bedeu­
tet daß dann der Nutzen, den eine bestimmte Verkürzung der Zeit für die Beförderung 
zw'ischen zwei Orten stiftet, eine größere Wertschätzung genießt als in armen Gesell­
schaften. Partiell können sich deshalb ausgeprägte Präferenzen für einige Verkehrsmit­
tel entwickeln, die die Gefahr von Engpässen auf komplementären und die von über­
kapazitäten auf substitutiven Verkehrswegen heraufbeschwören. 
Eine Verschärfung erfährt diese Gefahr durch die strukturellen Wandlunge~, die eine 
auf hohem Niveau wachsende Wirtschaft begleiten. Denn mit steigendem Einkommen 

S) Sachverständigenrat zur Begutachtun? der gesa.mtwirtschaf/lich.en Entwicklung, Alternativen außenwirt· 
schaftlicher Anpassung, Stuttgart- Mamz 1968, mshesondere Seite 71-74. 
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unterschreitet der Grenznutzen der bisher begehrten Leistungen . denjenigen anderer. Die 
Zusammensetzung des von den privaten Haushalten gekauften Warenkorbes ändert sich 
also. Zugleich bemühen sich die Unternehmen darum, durch die Verwendung neuartiger 
Werkstoffe, durch den Einsatz leistungsfähigerer Betriebsmittel und durch eine wirt­
schaftlichere Kombination der verschiedenartigen Produktionsfaktoren die Kosten ihrer 
Erzeugnisse zu senken, um den Radius ihrer Absatzgebiete zu erhalten oder zu erwei­
tern. Besonders dann, wenn die Produktionsfaktoren knapp sind, kommt es, sofern nicht 
externe Effekte andersartige Lösungen nahelegen, darauf an, sie aus Zweigen, in denen 
die Nachfrage weniger rasch zunimmt als die Produktivität, dorthin zu lenken, wo es 
sich umgekehrt verhält. 

Die Auswirkungen derartiger Wandlungen der Struktur im Etat der privaten Haushalte 
und in der Produktion der Unternehmen auf die Auslastung der Verkehrswege rühren 
davon her, daß die Verbindungen der einzelnen Reisezwecke und die Affinitäten der 
einzelnen Gütergruppen zu den verschiedenen Verkehrsmitteln weitgehend voneinander 
abweichen 4). Sie hängen u. a. vom gewünschten Grad an Freiheit gegenüber Fahrplänen 
und von den jeweiligen Vorstellungen über angemessene Fahrzeiten bzw. vom Produk­
tionswert und von der Verderblichkeit der jeweiligen Güter ab. Sowohl eine über- als 
auch eine unterdurchschnittliche Zunahme der Produktion von bestimmten Gütern ver­
schieben also die Wettbewerbsbeziehungen zwischen Verkehrsmitteln und damit auch 
zwischen Verkehrswegen. 

Außer den \'V'andlungen von ökonomischen Strukturen im engeren Sinne erheischen jene 
Veränderungen die Aufmerksamkeit der Planer, die die räumliche Verteilung der 
Standorte von Wohnungen und Betrieben im Laufe der Zeit erfährt. Denn nicht nur 
ihrer Art, sondern auch ihrer Lage nach steht einigen Verkehrswegen ein Anstieg und 
anderen eine Abnahme ihres relativen Gewichts im gesamten Systemgefüge der Ver­
kehrswegenetze bevor. 

Als weitere, aber bereits seit langem bestehende Ursache für das Bestreben, der ökono­
mischen Rationalität auch im Bereich der Verkehrswege zu einem weiteren Durchbruch 
zu verhelfen, tritt zu dem verlangsamten Wachstum der Wirtschaft, dem vermehrten 
Wohlstand der privaten Haushalte sowie den sich wandelnden Strukturen in den Unter­
nehmenszweigen und in der Besiedelung die außergewöhnlich lange Lebensdauer vieler 
Verkehrswege. Sie macht Prognosen über die Nachfrage nach den zeitlich, örtlich und 
artmäßig gestreuten Verkehrsleistungen unentbehrlich. 

Schließlich eignen den Verkehrswegen die Merkmale der Unteilbarkeit sowie, abgesehen 
von stauenden Belastungen, der bei gegebener Kapazität linear, aber zur Beanspruchung 
unterproportional steigenden totalen und variablen Kosten. Das eine Merkmal erschwert 
eine optimale Auslastung, während das andere im Falle von Grenzkostenpreisen Defizite 
nach sich zieht S). überdies würden nrivate Urlt"rnenmen, die Verkehrswege anbieten, 
den Wünschen der Gesellschaft zuwiderhandeln, da sie unter dem Zwang der Gewinn­
maximierung dünn besiedelte Regionen vernachlässigen müßten. 

Darum sind der Bau, die Erneuerung, die Instandhaltung, die Sicherung und die Still­
legung von Verkehrswegen Aufgaben, die sich der privaten Initiative entziehen. 

4) Voigt, F., Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Verkehrssystems, Berlin 1960, Seite 40- 42 . 
5) Al/ais, M., Dei Viscovo, M., Duquesne de la Vinelle, L., Oort, C. J., Seiden/us, H. St., Möglichkeiten 

der Tarifpolitik im Verkehr, Brüssell965, Abschn. 10.3.-11. 3. 



202 Erhard Moosmayer 

II. 

Da die wissenschaftliche Optimierungskunde erst in Jungster Zeit zur praktischen Ein­
satzfähigkeit heranreifte, konnte trotz der beschriebenen Erfordernisse die Planung der 
Wege bisher teils nur für das einzelne Verkehrsmittel völlig isoliert, teils unter nur un­
zureichender Berücksichtigung der Planungen für die substitutiven und komplementären 
Verkehrsträger erfolgen. Der Mangel an Koordination der verkehrsmittel bezogenen 
Planungen bildet eine wichtige Ursache für den weitgehend unbefriedigenden Zustand 
des gegenwärtigen Verkehrswesens. Für ihn legen die Stauungen im Berufsverkehr der 
Verdichtungszentren, die eAtrem geringfügig entropische Belastung der Straßen im 
außerörtlichen Bereich, die überkapazitäten der Binnenschiffahrt (insbesondere vor der 
staatlich geförderten Abwrackaktion) sowie die Defizite der Eisenbahnen im Personen­
nah-, Stück-, Expreßgut- und z. T. im dünn besiedelte Gebiete bedienenden Wagen­
ladungsverkehr beredtes Zeugnis ab. Eine Genesung des gegenwärtigen Verkehrswesens 
setzt also nicht zuletzt aufeinander abgestimmte Planungen der Wege für die verschiede­
nen Verkehrsmittel voraus. 
Dabei ist hier im Lichte der modernen Entscheidungstheorie 6) unter Planung die Ge­
winnung und Verknüpfung von Informationen über die Entwicklung, die Zusammen­
setzung und die räumliche Streuung der Bevölkerung und der Wirtschaft, über die Nach­
frage nach Leistungen zur Raumüberwindung, ihre Verflechtung nach Bezirken, ihre 
Aufteilung auf Verkehrsmittel und ihre Umlegung auf Strecken, über die intra-, inter­
und überregionale Aufnahmefähigkeit der bestehenden Verkehrsmittel sowie über die 
Kosten und die Nutzen der unterschiedlichen Angebote an Verkehrswegen zu verstehen. 
Sie bereitet Entscheidungen und deren Ausführungen zur Verwirklichung und zur über­
wachung von solchen Erweiterungs- und Verbesserungs-, Ersatz- und Desinvestitionen 
vor, die sich am ehesten dazu eignen, das optimale Verkehrssystem hervorzurufen 7). 

übersicht 1: 
Planungsschritte für ein integriertes Verkehrswegeprogramm 

1. Globale Schätzung des wirtschaftlichen Wachstums und der Bevölkerungsentwicklung. 
2. Gewinnung von Vorstellungen über künftig aus öffentlichen Einnahmen (Abgaben) und Kre­

diten verfügbare Finanzierungsmittel. 
3. Regionale Sc.~ätzung der künftigen Produktions-, Einwohner- und Wohlstands struktur. 
4. Prognose der gesamten Nachfrage nach Leistungen des Personen- und des Güterverkehrs 

(Input-Output-Analysen). 
5. Gliederung der Verkehrsnachfrage nach Reisezwecken bzw. Frachtgruppen. 
6. Prognose der Quell- und Senken verkehre unter dem Einfluß von Attraktions- und Resistenz­

faktoren (Gravitations- oder FratarmodeIle). 
7. Aufsplitterung der Verkehrsströme auf Verkehrsmittel unter dem Einfluß elastizitätsrelevan­

ter Eigenschaften (Regressionsfunktionen). 
8. Prognose der Wahl von vorhandenen Verkehrswegen unter dem Einfluß von Belastungs-

6) Beinen, E., Das Zielsystem der Unternehmung - Grundlagen betriebswirtschaftlicher Entscheidungen, 
Wiesbaden 1966; Menges, G., Grundmodelle wirtschaftlicher Entscheidungen, Köln und Opladen 1969, 
insbesondere S. 75-98. 

7) Richter, K.-J., Verkehrsökonometrie, 2. Auflage, Köln und Opladen 1969, insbesondere S. 120-141, 199 
bis 211, 222-232 und 252-267; Grevsmähl, ]., Adaptive Verkehrsplanung, Berlin 1971; Seth, H.-L., 
ökonomische Grundlagen der Planung von Straßen, Berlin 1966; Voigt, P., Theorie der regionalen 
Verkehrsplanung, Berlin 1964; Wilkenloh, P., überlegungen zur Integration der Verkehrswegeplanung, 
in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 41. Jg. (1970), S.1-20. 

Wohlfahrtsäkonomische Aspekte einer integrie.rten Planung von Verkehrswegen 203 

graden, Fahrtkosten und Transportzeiten (iterativ-lineare Minimierung des gesamten Routen­
aufwands). 

9. Entwurf eines Zielsystems. 
10. Ableitung operationaler Indikatoren als Mengengerüst der Planungsziele. 
11. Bewertung der erstrebten Indikatoren. 
12. Rückkopplung zu den vorausgeschätzten Finanzierungsmitteln. 
13. Definition der optimalen Kapazitäten von Verkehrswegen (Fahrzeugdurchfluß pro Zeitein­

heit unter Berücksichtigung der Wirkung beispielsweise von Geschwindigkeiten auf Trans­
portqualitä ten). 

14. Beurteilung neuer Verkehrstechnologien. 
15. Abbildung von alternativen Strategien zur Approximation der vorhandenen Wegenetze an 

deren optimale Beschaffenheit. 
16. Be- und Zurechnung der Wegekosten. 
17. Ermittlung der Folgen von verschiedenen Zuständen der Wegenetze für die Erzeugung, Ver­

flechtung, Auf teilung und Umlegung der Verkehrsströme. 
18. Rückkopplung zu den erstrebten Indikatoren. 
19. Empfehlung für Programme zum Ausbau bzw. zur Erhaltung hzw. zur Stillegung von Ver­

kehrswegen. 

Eigentlich erheischt die optimale Effektivität einer integrierten Planung von Verkehrs­
wegen den komplementären Einsatz auch solcher Instrumente, die der Steuerung von 
Abläufen in den Verkehrsbetrieben dienen können. Solange jedoch Bestrebungen, diese 
Forderung zu erHi1en, im institutionellen Bereich unüberwindbaren Hindernissen begeg­
nen, bleibt nichts anderes übrig, als sich auf bestimmte Vermutungen über die künftig 
überwiegende Konzeption für eine Ordnungspolitik im Verkehrswesen zu stützen. Das 
heißt, daß die tarifarischen, die den Umfang des Leistungsangebots regelnden und die 
fiskalischen Maßnahmen des Staates so lange für seine Investitionsplanungen die Rolle 
nicht von Aktions-, sondern von Erwartungsparametern spielen. 

II!. 

Die Planung von Verkehrswegen verfolgt also einen bestimmten Zweck. Dieser Zweck 
besteht in der Approximation des vorhandenen Verkehrssystems an ein optimales. Soll 
sich die Planung der Verkehrswege in die übergreifende Ordnung einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft einfügen, so kann grundsätzlich ein Verkehrssystem nur dann als opti­
mal gelten, wenn es den individuellen Ansprüchen der in der betreffenden Gesellschaft 
lebenden Personen genügt. Das bedeutet für die Planung von Verkehrswegen, daß sie 
sich mindestens zunächst auf die Annahme stützen muß, jeder einzelne wisse bei der Ent­
faltung seiner Bedürfnisse, was ihm auf kurze und auf lange Frist tatsächlich zum Vor­
teil gereicht, und befinde sich in der Lage, seine Wünsche unter der Bedingung geltend zu 
machen, daß ihm gegenüber niemand einen leistungsunabhängigen Vorsprung genießt. 
Trifft bei des zu, so ist der Inhalt der Ziele, den die Planung von Verkehrswegen er­
strebt, von den Nachfragern nach Verkehrsleistungen selbst auszufüllen. 

Dieser Inhalt besteht aus einer Reihe von Eigenschafcen, die die Verkehrswege aufweisen 
sollen. Gehören zu den Zielen der Verkehrswegeplanung beispielsweise die Verbesserung 
der Voraussetzungen für die Unversehrtheit des Menschen, die Förderung seiner Ge­
sundheit sowie die Verringerung des Zeitaufwands zur Erreichung von kommerziellen, 
unmittelbar produktiven, administrativen und kul turellen Zmtren von kleineren und 
entlegenen Ortschaften aus, so fol gt daraus das Postulat nach solchen Eigenschaften der 
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Verkehrswege, die die Zahl der Verkehrsunfälle senken, die Belästigung durch Lärm und 
Abgase mildern sowie die Beförderungsgeschwindigkeit steigern. Es erhebt sich also die 
Frage, wie die verschiedenartigen Verkehrswege beschaffen sein müssen, damit sich diese 
Forderung erfüllt. Das bedeutet letztlich, daß mathematische Funktionen zwischen be­
stimmten Eigenschaften der Verkehrswege als exogene und der Zahl der Verkehrsunfälle 
bzw. der Umweltbeeinträchtigung bzw. der Beförderungsgeschwindigkeiten als endogene 
Variablen sowie die dazu gehörenden Parameter gesucht werden. Da es die abhängigen 
Variablen sind, die Nutzen stiften, und die unabhängigen, die Kosten verursachen, bie­
tet sich der Versuch an, den Grad, bis zu dem es sich empfiehlt, die Ziele der Verkehrs­
wegeplanung zu erreichen, aus einem optimalen Verhältnis zwischen zusätzlichen Nutzen 
und zusätzlichen Kosten zu bestimmen. 

IV. 

Die Nutzen, die die Folgen einer Maßnahme des Staates stiften, entsprechen den Kosten, 
die die Begünstigten höchstens zu bestreiten sich bereit finden, um in den Genuß dieser 
Folgen zu gelangen. Die Kosten der betreffenden Maßnahme leiten sich aus dem Nutzen 
ab, die die Faktoren, deren Bindung zur Verwirklichung dieser Maßnahme stattfindet, 
in anderen Verwendungen erzielen würden 8). Welches Verhältnis zwischen den Nutzen 
und den Kosten einer Maßnahme des Staates als das optimale gelten muß, folgt aus den 
Einsichten der neueren Wohlfahrtsökonomik. 
Für erstrebenswert hält die neuere Wohlfahrtsökonomik einen gesellschaftlichen Zustand, 
in dem sich die Situation einer Gruppe oder mehrerer verschlechtern würde, falls sich 
die Situation anderer Gruppen verbessert, ohne daß diese in der Lage wären, jene zu 
entschädigen und sich dennoch einen Nettovorteil zu wahren, und in dem diejenigen, für 
die eine Begünstigung in Betracht kommt, deshalb darauf verzichten, die Begünstigung 
zu beanspruchen, weil ihnen diejenigen, denen eine Benachteiligung droht, andersartige 
Vorteile anbieten 9). Jeder wohlfahrtsökonomisch optimale Zustand der Gesellschaft ist 
mithin dadurch gekennzeichnet, daß die marginalen Raten der Substitution zwischen je 
zwei Leistungen und zwischen je zwei Faktoren sowie die marginalen Raten der Trans­
formation zwischen je einer Leistung (bei Kuppelproduktion: einer Leistungsgruppe) und 
je einem Faktor (bei Komplementärproduktion: einer Faktorgruppe) für alle Konsumen­
ten sowie für alle Konsumenten und Produzenten übereinstimmen. Denn andernfalls 
böte sich die Möglichkeit an, im Wege des Tauschs oder Kaufs eine Personengruppe oder 
einige besser zu stellen, ohne die Situation der übrigen zu verschlechtern 10). 
Da sich je zwei marginale Leistungen umgekehrt zu ihren Grenzerlösen wie auch zu 
ihren Grenzkosten verhalten, muß das Verhältnis zwischen diesen Grenzerlösen 
demjenigen zwischen den Grenzkosten entsprechen. Allerdings läßt sich diese Folge­
rung nur unter der Voraussetzung ableiten, daß einige, aber nicht alle Marktpartner 
den Preis für Leistungen in gleichem Maße beeinflussen können und sich niemand 

8) Eggeling, G., Die Nutzen-Kosten-Analyse, Göttingen 1969, S.31/32. 
9) Pareto, V., Manuel d'economie politique, Paris 1909, Kap. VI; Kaldor, N., Welfare Propositions in 

Economics and Interpersonal Comparisons of Utility, in: Economic Journal, Vol. XLIX (1939), 
S. 549 /f.; Hicks, ] . R., The Foundations of Welfare Economics, in: Economic Journal, Vol. XLIX 
(1939), S. 696 ff.; Scitovsky, T ., A Note on Welfare Propositions in Economics, in: Review of Econo­
mic Studies, Vol. IX (1941/42); Little, ]. M. D., A Critique of Welfare Economics, Oxford 1957, 
S.91-98. 

10) Boulding, K. A., Welfare Economics, in: A Survey of Contemporary Economics, Vol. 11, Homewood 
1952. 
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in der Lage befindet, diesen Vorteil durch die Fähigkeit, die Menge der angebotenen 
Faktoren zu verändern, aufzuwiegen. Die Behauptung, alle Marktpartner könnten 
den Preis für Leistungen in gleichem Maße beeinflussen, birgt nämlich einen Wider­
spruch in sich, weil der Versuch der einen, einen für sie vorteilhaften, jedoch für 
die anderen nachteiligen Preis zu erzielen, am Widerstand der anderen scheitern müßte. 
Entweder können nur einige den Preis tatsächlich beeinflussen, oder niemand kann 
dies 11). Treten indessen auf dem Markt für Leistungen überlegene Positionen auf so 
stimmen die marginalen Raten der Substitution allenfalls zufällig überein. Das ist d'ann 
nämlich nur bei Erfüllung der Bedingung der Fall, daß für den überlegenen Partner der 
(w:gen der Neg:tivität der Nachfrageelastizität in bezug auf den Preis) vergleichsweise 
kIeme Grenzerlos der zu ersetzenden einen ebenso "roßen Anteil am ebenfalls ver­
gleichsweise kleinen Grenzerlös der ersetzenden Leist:ng bildet wie der vergleichsweise 
hohe Grenzerlös der zu ersetzenden am ebenfalls vergleichsweise hohen Grenzerlös der 
ersetzenden Leistung für den unterlegenen Partner. Aber selbst dann bewirken die Diffe­
r~nzen. zwischen de~ Grenzerlösen des unterlegenen und denen des überlegenen Partners 
eme DIskrepanz ZWIschen den marginalen Raten der Transformation, weil die Relation 
des Grenzprodukts zum Grenzfaktor für den überlegenen Partner größer ist als für den 
unterlegenen 12). Deshalb verlangt die Verwirklichung des wohlfahrtsökonomischen Opti­
mums, daß entw~der ein v~llständiger Wettbewerb zwischen homogenen Leistungen 
stattfindet oder dIe Partner SIch so verhalten, als ob dies der Fall sei, d. h . die Produ­
zenten ihre Kapazität so weit ausdehnen, bis die Preise der Leistungen gerade deren 
Grenzkosten decken. Schneidet die erste Ableitung der Funktion zwischen der Höhe der 
Gesamtkosten und der Menge an Leistungen die Funktion der durchschnittlichen Kosten 
so ereignet sich dies in deren Minimum, sofern die Kurve der Gesamtkosten vom Ur~ 
sprung aus zunächst konvex und später konkav verläuft. Weist sie dagegen einen line­
aren Verlauf auf 13

), so sind die Grenzkosten konstant, und die durchschnittlichen Kosten 
nähern sich ihnen entweder nur asymptotisch oder überhaupt nicht. Sollen sich die mar­
ginalen Leistungen umgekehrt wie ihre Preise und ihre Grenzkosten verhalten, so muß 
für alle Leistungen der Anteil des Beitrags zur Deckung der fixen Kosten an den Grenz­
kosten gleich sein. J?i:~. k~nn der Staat dadurch .verbürgen, daß er unter Berücksichtigung 
der NachfrageelastIzltat m bezug auf den PreIs auf alle Produkte aus Leistungen und 
Grenzkosten einen prozentual gleichen Zuschlag an präferenzindifferenten, also jeden­
falls direkten Steuern 14) erhebt, der zu einem Aufkommen führt, das gerade ausreicht, 
um Subventionen in Höhe der gesamten Fixkosten zu gewähren 15). 

V. 
Daß die Nachfrager die privaten und sozialen Kosten eines Sektors decken müssen, folgt 
aus der Unvereinbarkeit überlegener Marktpositionen mit dem wohlfahrtsökonomischen 
Optimum. Denn sie gestattet weder Monopolrenten noch Erhaltungssubventionen. Mo-

11) Diese Ansicht stützt sich auf ein eher konventionelles Verständnis. von der Morphologie der Märkte und 
kann spieltheoretisch bestritten werden. 

12) Moosmayer, E., Wohlfahrtsökonomik und Verkehrstarife, Mannheim 1969, S.47-60. 
13) Gutenberg, E., Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, 1. Band : Die Produktion, Berlin-Heidelberg­

New York 1967, S.326-335. 
14) Hotelling, H., The General Welfare in Relation to Problems of Taxation and of Railway and Utility 

Rates, in: Econometrica, Vol. VI (1938), S. 256 /f. 
15) Lö-u;, A., Die Transportkosten und die Koordinierung der Verkehrsträger - Die Theorie von der 

GleIchheit der Tarifzuschläge, Düsseldorf 1959. 
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nopolrenten binden nämlich weniger und Erhaltungssubventionen mehr Faktoren, als 
die Nachfrao-er sich zu entlohnen bereit finden. Die Totalbedingungen des wohlfahrts_ 
ökonomische~ Optimums bestehen aber darin, daß kein Sektor der Gesamtwirtschaft 
Faktoren einsetzt, die in anderen Verwendungen einen höheren, und daß er alle Fak­
toren beansprucht, die in anderen Verwendungen einen niedrigeren Ertrag erzielen Wür­
den 16). Dadurch ist gerade der optimale Beitrag eines jeden Sektors zum allgemeinen 
Wohl definiert. Das Erfordernis, zur Verwirklichung des wohlfahrtsökonomischen Opti­
mums nicht nur die totalen, sondern auch die marginalen Bedingungen zu beachten, ver­
mittelt die Erkenntnis, daß das Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit nicht für jedes Ver­
kehrsmittel isoliert, sondern für das Verkehrswesen in seiner Gesamtheit gilt. In bezug 
auf die Verkehrswege heißt das wegen der Linearität des Zusammenhangs zwischen den 
Vollkosten und den Leistungen gleichartig gemischter Fahrzeugströme, daß infolge der 
prozentual gleichen Zuschläge auf die Gr~nzkosten zur Deckung d~r. fi::,en K~ste~ die 
Verkehrsmittel mit einem niedrigen Anteil an fixen Wegekosten dleJemgen mIt eInem 
hohen subventionieren. Im übrigen treten neben die Bedingung der Grenzkostenpreise 
und die der Gesamtkostendeckung die Bedingung des mengenmäßigen Gleichgewichts 
zwischen Angebot und Nachfrage und die der Minimierung der Durchschnittskosten 17). 

VI. 

Insoweit, als Entgelte für die Bereitstellung sowie die Benutzung der Verkehrswege die 
Nachfrage nach diesen beeinflussen und die daraus resultierenden Anderungen auch nicht 
als unerwünscht gelten, gehören Verkehrswege nicht zur Infrastruktur im strengen Sinne. 
Sie bedeuten vielmehr nichts anderes als Produktionsmittel der privaten Haushalte und 
der Unternehmen. Den Gegenstand der integrierten Planung von Wegen durch eine zen­
trale Instanz bilden sämtliche Bestandteile des Verkehrswesens, die nicht zum Verkehrs­
betrieb zählen und sich dazu eignen, die Art des Verkehrssystems zu prägen. Im Gegen­
satz zur Koordination, die die auf einzelne Verkehrsmittel bezogenen Planungen aufein­
ander abstimmt, gestaltet die Integration die Wege aller Verkehrsmittel nach einheit­
lichen Zielen, Methoden und Maßstäben. Wohlfahrtsökonomisch muß jede integrierte 
Planuno- von Verkehrswegen durch eine zentrale Instanz berücksichtigen, daß jedes Netz 
von Ve~kehrswegen einen anderen Integralnutzen zu stiften vermag als andere Netze, 
also selbst nicht nur auf die Verflechtung, Verteilung und Umlegung der Nachfrage nach 
Verkehrsleistungen einwirkt, sondern auch auf die Erzeugung dieser Nachfrage und 
damit auf den Umfang des gesamten Verkehrsbedarfs. Sie erstrebt eine Maximierung 
des Angebots an Verkehrsleistungen unter den Nebenbedingungen der übereinstimmung 
zwischen den durchschnittlichen Kosten und den durchschnittlichen Nutzen sowie der 
für alle konkurrierenden Verkehrsmittel gleichen Verhältnisse zwischen dem Beitrag zur 
Deckung der fixen und den marginalen Wegekosten 18) . Ein Netz von Verkehrsw~gen. zu 
finden das dieses Ziel erreicht und diesen Nebenbedingungen genügt, kann nur mIt HIlfe 
von Simulationen gelingen 19). Dieses Globalziel steckt die Grenze ab, bis zu der es pr!n­
zipiell als vertretbar erscheint, Zwecke einer integrierten Planung von Wegen durch eIne 

16) Dort, C. J., Der Marginalismus als Basis der Preisbildung in der VerkehrswirtschaA:, Rotterdam 1961, 
S.32-48. 

17) Kapteyn, P. J., Europa sucht eine gemeinsame Verkehrspolit ik, Brügge 1968, S. 9.3-;-102. 
18) Anders: Ventke r, R. , Die öko,:,omischen Grundlagen der Verkehrs~etzpl~nung, Gottlnge,:, 1970,~. 19-P: 
19) Hierzu: Martens, P., Simulation, Stuttgart 1969; Koller, H., Simulation und Planspleltechmk, Wies 

baden 1969; Stahlknecht, P., Operations Research, Braunschweig 1970, S. 169-196. 
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zentrale Instanz zu realisieren. Für die Gesamtheit der Verkehrswege bleibt dann die 
Kapazität hinter der den Grenzkostenentgelten entsprechenden zurück. Die Grenz­
kostenentgelte entrichtenden Benutzer beziehen zwar unter solchen Umständen zunächst 
eine Konsumentenrente, die jedoch durch Besteuerung wieder verschwindet. 

VII. 

Allerdings ist dieses globale Ziel einer integrierten Planung von Verkehrswegen durch 
eine zentrale Instanz unter der Voraussetzung abgeleitet worden, daß auf Verkehrs­
wege das »klassische« Verständnis der Infrastruktur nicht zutrifft. Eine derartige Vor­
aussetzung bedarf jedoch der Einschränkung, wenn sich die Verfolgung metaökonomi­
scher Nebenziele als mit dem durch die Einführung der marginalen Bedingungen für die 
Verwirklichung des wohlfahrtsökonomischen Optimums modifizierten Prinzip der Eigen­
wirtschaftlichkeit als unvereinbar erweist. Dann aber bietet der Blick auf das Globalziel 
den unverzichtbaren Vorteil, zu ermessen, welcher Grad an Suboptimalität und eventuell 
an zusätzlicher Korrektur von primären Einkommensverteilungen in Kauf genommen 
werden muß, um Nebenziele der Infrastrukturpolitik zu verfolgen. Diese Nebenziele, 
die sich schon deshalb rechtfertigen lassen, weil die Theorie des wohlfahrtsökonomischen 
Optimums die Verteilung des sozialen Einkommens entweder als gerecht unterstellt oder 
für irrelevant hält, können beispielsweise neben den erwähnten Fundamentalwerten 
wie dem des Schutzes vor Bedrohungen des menschlichen Lebens, der menschlichen Ge­
sundheit und der menschenwürdigen Raumordnung als Hauptzielen unter anderem die 
Förderung gewisser Wirtschaftszweige und/oder Personengruppen umfassen 20). Die Auf­
gabe, derartige Ziele operation al zu machen, läuft, wie oben bereits erwähnt, darauf 
hinaus, zunächst die Einflüsse zu erforschen, die verschiedene Beschaffenheiten der Wege 
(z. B. Breite, Tiefe, Qualität und Neigungswinkel der Fahrbahn) auf die Zahl der Un­
fälle, auf die Beeinträchtigung der Umwelt, auf die Beförderungsgeschwindigkeit, auf 
die Anpassung von Unternehmen an Veränderungen der Marktverhältnisse und auf die 
Bereicherung des Warenkorbes von privaten Haushalten ausi.iben. Einer solchen Quanti­
fizierung haben sich indessen die Bewertung der Mengenveränderungen sowie deren Ver­
gleich mit den für sie erforderlichen Kosten anzuschließen. Erst dadurch wird das Parla­
ment in die Lage versetzt, über die Höhe der Aufwendungen zu entscheiden, die das 
Optimum erreichen oder eine erwünschte Abweichung von ihm ermöglichen (vgl. dazu 
das Instrument der Kosten-Nutzen-Analyse in übersicht 2) 21). 

übersicht 2: Abtau/schema für Kosten-Nutzen-Analysen 

1. Schilderung der erwogenen Maßnahme. 
2. Quantifizierung und Bewertung der benötigten Potentialfaktoren. 
3. Analyse bestehender Zusammenhänge zwischen sozioökonomischen Daten und Verkehrs­

strömen. 
4. Prognose der ökonomischen. verkehrlichen und ökologischen Verhältnisse unter der Annahme 

des Verzichts auf die erwogene Maßnahme. 
5. Prognose der ökonomischen, verkehrlichen und ökologischen Verhältnisse unter der Annahme 

der Verwirklichung der erwogenen Maßnahme. 

20) Oettle, K., Verkehrspolitik, Stuttgart 1967, S.82-87. 
21) Vgl. z. B. Aberle, G., Verkehrsinfrastrukturinvesritionen im Wamstumsprozeß entwi.xelter Volkswirt­

schaA:en, Düsseldorf 1972, S. 136- 168 mit der dort zur Kosten-Nutzen-Analyse angegebenen Literatur; 
aum Weiss, D., Infrastrukturplanung, Berlin 1971. 



208 Erhard Moosmayer 

6. Erfassung, Bewertung und Diskontierung des primären, sekundären und indirekten Ver­
zehrs bzw. Genusses von zusätzlichen Repetierfaktoren bzw. Leistungen in den potentiell 
betroffenen Bereichen der Wirtschaft, des Verkehrs und der Umwelt: Vergleich zwischen 5. 
und 4. 

7. Berechnung des Kapitalwerts aus 2. und 6. 
8. Ermittlung von andersartigen, mit den benötigten Potential faktoren verwirklichbaren Pro­

jekten. 
9. Erfassung, Bewertung und Diskontierung der mit andersartigen Projekten erstellbaren Lei-

stungen und Schätzung der aus der erwogenen Maßnahme erzielbaren Erlöse. 
10. Rückkopplung der Opportunitätskosten und der Nutzen zum Kapitalwert. 
11. Ergänzung des Kapitalwerts durch die Beschreibung der intangiblen Vor- und Nachteile. 
12. Aufbereitung der Erkenntnisse zur Erleichterung der Entscheidung über die erwogene Maß­

nahme. 

VIII. 

Eine hervorragende Bedeutung kommt für die integrierte Planung von Verkehrswegen 
durch eine zentrale Instanz solchen Methoden zu, denen z. B. die Fähigkeit eignet, die 
Nachfrage nach Verkehrsleistungen aus makro- oder mikroökonomischen Größen abzu­
leiten (statistische Regression), technologische Beziehungen zwischen dem sektoralen End­
verbrauch und dem direkten sowie dem indirekten Aufwand an Verkehrsleistungen auf­
zuspüren (Input-Output-Analyse), bestimmte Beiträge von Verkehrsleistungen unter 
technischen, finanziellen und institutionellen Restriktionen zu maximieren (lineare Pro­
grammierung) sowie sich stochastisch ereignende Einbußen an Kapazitätsauslastung von 
»Bedienungseinrichtungen« gegen jene von »Kunden« (Minimierung der dualen Warte­
schlangen) abzuwägen 22). 

Allerdings begegnet der Versuch, wohlfahrtsökonomische überlegungen zu einer inte­
grierten Planung von Verkehrswegen durch eine zentrale Instanz in solche Modelle um­
zugießen, die sich zur praktischen Lösung wichtiger Aufgaben eignen, nicht leicht über­
windbaren Hindernissen. Bei der Planung von Verkehrswegen durch eine zentrale 
Instanz handelt es sich hier beispielsweise um das Erfordernis der Einteilung eines größe­
ren Gebiets in Bezirke mit der daraus folgenden Schwierigkeit der Ermittlung innerbe­
zirklicher Ströme, um die übersetzung von ordnungs-, niveau-, struktur- und vertei­
lungspolitischen Zielen in anwendbare Maßstäbe, um die Bestimmung optimaler Kapazi­
täten und um die Messung von deren Auslastung sowie um die ausreichende, d. h. vor­
eilige Folgerungen vermeidende Beachtung des Netzzusammenhangs von Wegen für die 
verschiedenen Verkehrsmittel. Hinzu kommen Fragen, die sich auf Details beziehen, in 
denen bekanntlich der Satan steckt. Dazu gehören etwa die Ermittlung und die Zurech­
nung der Wegekosten, die Quantifizierung und die Bewertung von sekundären, von indi­
rekten und von intangiblen Vor- und Nachteilen einer erwogenen Maßnahme, die Ent­
scheidung über die Rate der Diskontierung und last not least die Beschaffung der Daten. 

Gleichwohl muß sich, nach Kam, wer den Vorwurf erhebt, Begriffe ohne Erfahrung 
seien leer, entgegenhalten lassen, daß zugleich Erfahrung ohne Begriffe blind ist. über­
tragen auf die Planung von Verkehrswegen durch den Bund heißt das, daß es im Ver­
gleich zu früher zweifellos einen Fortschritt bedeutet, wenn es gelingt, die Richtungen 

22) Theil, H., Boot,}. C. G., Kloek, T., Prognosen und Entscheidungen, Opladen 1971; Müller-Merbarch: H., 
Operations Research, Berlin-Frankfurt 1969; AlmeT, H., Kriterien der Anwendung von Operauons­
Research-Modellen bei El'tscheidungen über regionale Verkehrsinvestitionen, Diss. Mannheim 1969. 
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auszumachen, in die eine Realisierung von ins Auge gefaßten Projekten wirken würde. 
Niemand, der sich an Planungen beteiligt, verzichtet auf die Bemühungen, für die Beur­
teilung der Einflüsse von Maßnahmen kardinale Größenordnungen zu gewinnen. Aber 
solange dies nicht völlig glückt, ist es notwendig, sich vereinfachter Methoden zu bedie­
nen, die einen Kompromiß zwischen theoretischer Perfektion und praktischem Taten .. 
drang darstellen. Denn solche Methoden, die sowohl einsetz bar als auch wissenschaftlich 
vertretbar sind, tragen dazu bei, den ewigen Wunsch des wirtschaftenden Menschen zu 
erfüllen: Die Differenz zwischen der Mühe und dem Genuß zu verringern. 

Summary 

The author advances the reasons why the State will have to administer all traffic routes also in 
the future. But he puts forward the view, at the same time, that the procedures hitherto used 
to bring about decisions on the construction, repair and abandonment of traffic routes no 
longer suffice to ensure that the latter make as big a contribution as possible to an increase of 
social welfare although the mechanics of free competition cannot fulfill such an aim. On the 
contrary, important conditions for raising the economic level and for progress in the economic 
structure have altered so radically that the danger of misdirected investments in the sphere of 
traffic routes is growing. It thus becomes necessary to transfer modern methods of operations 
re~earch, of. systems analysis and of statistics to the planning of traffic routes. The important 
thmg here 1S to express general aims in operation al indicators. The criterion proposed by the 
auth~r is to maximize physical transport at ion services while applying the restrictions of having 
trafflc users cover the total costs of the traffic routes and pay additional fees which act towards 
each other like marginal costs. 

Resume 

L'auteur donne les raisons pour lesquelles l'Etat doit administrer aussi a l'avenir les voies de 
communication. Mais il est aussi d'avis que les procedes suffisant jusqu'ici en pratique pour 
pf(!parer les dhisions quant a la construction, la mise en reparation et la fermeture des voies de 
communication, ne suffisent plus comme cause de propre contribution maximale a l'augmentation 
du bien-~tre social, bien que la mecanique d'une concurrence non dirigee ne puisse pas atteindre 
un tel but. Au contraire, des conditions importantes pour l'elevation du niveau economique et 
pour le progres de la structure economique ont sub i un si grand changement que le danger de 
faux investissements crot! dans le domaine des voies de communication. C'est pourquoi il est 
necessaire de transmettre a la planification des voies de communication des methodes modernes 
d'etudes d'entreprises, d'analyse de systemes et de statistiques. Il importe ici d'exprimer des buts 
generaux dans des indicateurs operationnels. L'auteur propose comme critere de porter au maxi­
mum le rendement physique de transport selon les restrictions de teile sorte que les utilisateurs 
de trafic couvrent la totalite des frais des voies de communication en payant des taxes relatives 
les unes aux autres comme les frais marginaux. 
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Die Berechnung der Stauungs abgaben auf Autobahnen 

VON DR. HORST-MANFRED SCHELLHAASS, SAARBRÜCKEN 

1. Die theoretischen Grundlagen der Stauungsabgaben 

Stauungsabgaben sollen erhoben werden, um die externen Kosten der Ver~ehrsstau~ngen 
bei den Verursachern zu internalisieren. Insofern ist ihre Anlastung - wie auch die der 
übrigen sozialen Grenzkosten der Straßenbenutzung 1) - eine Grundvoraussetzung, um 
dem Marktmechanismus die Allokation der Ressourcen im Verkehrssektor zu überlassen. 
Im einzelnen erwartet man von grenzkostenabhängigen Benutzungsentgelten der Ver­
kehrswege folgende Verbesserungen gegenüber der heutigen Situation 2). 
Der wichtigste Vorteil des peak-Ioad-pricing liegt in der tageszeitlich gleichmäßigeren 
Auslastung der Verkehrswege. Die Rationierung des knappen Verkehrs raumes erfolgt 
über den Preis. Die hohen Gebühren zu den Spitzenzeiten und die niedrigen Gebühren 
in den schwach belasteten Perioden sind ein wirksames finanzielles Anreizmittel zu der 
erwünschten Verkehrsverlagerung 3). 
Die Benutzungsabgaben werden auf stauungsarmen Straßen selbstverständlich wesentlich 
geringer als auf überlasteten Verkehrswegen sein. Es ist deshalb innerhalb des Straßen­
netzes eine Verkehrsverlagerung zu erwarten, die die gesamten volkswirtschaftlichen 
Transportkosten reduziert 4). 
Auch in regionalpolitischer Hinsicht ist der Vorschlag der Grenzkostentarifierung attrak­
tiv. Die Benutzungspreise werden wegen der großen Stauungen in den Ballungsgebieten 
hoch und in den wirtschaftlich zurückgebliebenen Gebieten niedrig sein. Die unterschied­
liche Transportkostenbelastung erhöht die Anziehungskraft der strukturschwachen Ge­
biete für ansiedlungswillige Unternehmen. Dadurch fördert die Tarifierung auf Grenz­
kostenbasis die erwünschte Angleichung der Lebensverhältnisse in der BRD. 

1) Zu den sozialen Grenzkosten der Straßenbenutzung ge.hören: . . . 
_ die Grenzkosten der Benutzung, die den verkehrsbedmgten Verschleiß der Wegeanlagen widerspiegeln, 
_ die Grenzkosten der Stauung, die im Falle gegenseitiger Behinderungen der Verkehrsteilnehmer auf­

treten, 
_ die Grenzkosten der Umweltbelästigungen, die durch den Lärm und die Abgase der Kraftfahrzeuge 

entstehen und 
- die marginalen Unfallkosten. 

2) Im einzelnen vgl. dazu: Schellhaaß, H. M., Preis- und Investitionspolitik für Autobahnen (= Volks­
wirtschaftliche Schriften, Heft 196), Berlin 1972. 

3) Die verteilungspolitischen Impliknionen dieser Preispolitik können hier - im Gegensatz zum Nahv~r­
kehr - vernachlässigt werden, da der Anteil des Pendlerverkehrs (Wohnung -- Arbeitsstätte) sozial 
sd,wacher Kreise am Autobahnverkehr gering ist. . 

4) Das Marginalprinzip ist nicht auf Verkehrsw ege beschränkt, d~ren Bau wirtschaftlich gerechtferti~t 1St. 
Denn nach dem Bau eines Verkehrsweges gilt es stets, Ihn optimal auszunutzen. Fur dlC EntschCldung, 
ob ein zusätzliches Auto auf dieser Straße verkehren soll oder nicht, sind die historischen Anschaffungs­
kosten irrelevant nur die durch den Transport entstehenden Grenzkosten sollen den BenutzungsprelS 
bestimmen. And~rer Auffassung: Aberle, G., Verkehrsinfrastruktur, Preispolitik und optimale Ver­
kehrskoordination, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 40. Jg. (1969), S. 151- 169, s. bes. S. 155. 
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Die derzeitigen Wettbewerbsverzerrungen auf dem Gebiet der Wegekostenverrechnung 
könnten vermieden werden, wenn jedem Fahrzeug genau die Kosten, die es verursacht, 
angelastet würden. Als relevante Kosten kommen nur die marginalen Wegekosten ein­
schließlich der externen Kosten in Frage, da sich die fixen Kosten definitionsgemäß nicht 
mit der Zahl der Transporte ändern. Insofern sind die nach den Kriterien eines optima­
len Faktoreinsatzes berechneten Benutzungspreise eine Grundvoraussetzung für die Har­
monisierung der Wettbewerbsbedingungen in bezug auf die Wegekosten. 

Nicht zuletzt kommen die Vorteile einer effizienten Preispolitik auch dem Straßenbau­
lastträger zugute. Denn durch die Abflachung der Spitzennachfrage können Millionen 
DM an Baukosten gespart werden, da die heutigen Kapazitätserweiterungen zu einem 
großen Teil zur Abwicklung des Stoßverkehrs vorgesehen sind. 

Im Zusammenhang mit einer simultanen Lösung der Preis- und Investitionspolitik ge­
winnen stauungsabhängige Benutzungsentgelte größte Bedeutung als Bedarfsindikatoren 
und Finanzierungsmittel. Investitionen sollen in der Regel 5) nur durchgeführt werden, 
wenn der Gegenwartswert der sozialen Erträge des Einzelprojektes nicht kleiner als 
der Gegenwartswert der zugehörigen Kosten ist. Da die Mineralölsteuersätze autonom, 
d. h. ohne Rücksicht auf die Kapazitätsauslastung der Verkehrswege festgesetzt werden, 
können die Steuereinnahmen kein Indiz der Knappheitsverhältnisse sein. Dagegen hän­
gen die vorgeschlagenen peak-load-Preise sehr stark von der Kapazitätsauslastung ab. 
Bei hoher Verkehrsdichte entstehen große Stauungen; daraus resultieren hohe Stauungs­
abgaben und dementsprechend hohe Einnahmen. Diese Einnahmen einschließlich eventu­
eller Ausgleichszahlungen für die Berücksichtigung anderer Aspekte als des Effizienz­
ziels 6) können im Regelfall als Ertrag der Autobahn definiert werden. Weist eine Ver­
kehrsverbindung einen positiven Ertragsüberschuß auf, so ist dies als eine Knappheits­
rente für den dauerhaften Produktionsfaktor » Verkehrsweg« zu interpretieren. Daraus 
sollte eine Ausweitung des Angebotes an Verkehrsverbindungen in dieser Richtung resul­
tieren. Das Gegenteil gilt, falls ein Defizit gegeben ist. Insofern ist die Ersetzung der 
Mineralölsteuer durch Straßengebühren ein Instrument, um das Mittelaufkommen ent­
sprechend den individuellen Nachfrageäußerungen prioritätsgebunden einzusetzen. 

Einige Autoren glauben, daß die Erhebung von Stauungsabgaben nur ein zeitweilig an­
zuwendendes Instrument zur Rationierung knappen Straßenraumes darstellt. Funck z. B. 
argumentiert, daß nach Fertigstellung der aus den Gebühreneinnahmen finanzierten 
Erweiterungsbauten »die Entgeltlichkeit im Idealfalle ganz aufgehoben werden könnte, 
da keine Kongestionskosten mehr entstünden« 7). Unter volkswirtschaftlichen Gesichts­
punkten ist jedoch ein anderes Ergebnis anzustreben. Auf stauungsfreien Straßen sollen 
nur die Grenzkosten der Benutzung erhoben werden; damit können knapp 10 % der 
Investitions- und Unterhaltungskosten gedeckt werden. Da der Bau einer Straße aber nur 
bei Eigenwirtschaftlichkeit gerechtfertigt ist, kann die vorgeschlagene »Politik eines 
stauungsfreien Straßenausbaus« nicht effizient sein. Vielmehr folgt aus den ökonomischen 

5) Der Ausnahmetatbestand d~r steigenden ~~alener~r.äge ist bei Straßenbauten meistens nicht gegeben. 
Vgl. Schellhaaß, H . M. , PrelS- und Investltlonspohtlk • • . , a.a.O., Kap. C. 1. 

6) Im Mittelpunkt dieser Analyse steht der Gesichtspunkt der effizienten Allokation. Diese Betrachtungs­
weise schließt die Berücksichtigung anderer Ziele nicht aus . Soll z. B. eine Autobahn aus regionalpoli­
tischen Gründen bereits früher in einem .strukturschwachen Gebiet gebaut werden als es aus verkehrs­
mäßigen Gründen sinnvoll ist, so sollen die entstehenden Mehrkosten bzw. Mindereinnahmen nicht 
die Kraftfahrer belasten, sondern aus dem Budgettitel >Regionale Förderungsprogramme< erstattet werden . 

7) Funck, R., Optimalkriterien für die Preisbildung im Verkehr, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft 
42. Jg. (1971), S. 132-144, s. bes. S. 141. ' 
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überlegungen, daß die optimale Kapazität einer Straße zwingend mit zeitweisen Stau­
ungen verbunden ist. Der optimale Grad an Stauungen kann durch einen Vergleich der 
marginalen Bau- und Stauungskosten festgestellt werden; er wird beispielsweise um so 
niedriger sein, je höher der Zeitfaktor bewertet wird. 
Der Ausbau der Engpässe erfordert nicht die Reduzierung der Stauungen auf ein gleiches 
Niveau auf allen Verkehrswegen. Da Innerortsstraßen in der Regel wegen der Grund­
stückspreise wesentlich teurer sind als gleichartige Außerortsstraßen, sollen beide Stra­
ßenarten nach den Kriterien eines optimalen Faktoreinsatzes nur dann technisch iden­
tisch gebaut werden, wenn die Verkehrsmenge bzw. die Stauungen in der Stadt höher 
sind als im Außerortsbereich. Denn bei gleichem Verkehrsaufkommen wären auch die 
Stauungsabgaben auf beiden Straßen gleich. Da diese zur Deckung der nicht zurechen­
baren Kosten herangezogen werden, wird das Postulat der Kostendeckung wegen der 
niedrigeren absoluten Kostensumme bei den überlandwegen bereits bei einer geringeren 
Verkehrsbelastung als in den Innenstädten erreicht. 
Trotz der mannigfachen Vorteile, die eine Tarifierung auf Grenzkostenbasis erwarten 
läßt, hat diese Preispolitik noch keinen Eingang in die Verkehrspolitik gefunden. Zum 
einen mag es daran liegen, daß die sozialen Grenzkosten für jeden Verkehrsweg geson­
dert errechnet werden müssen 8) und zum anderen, daß »zur Bemessung dieser Kosten 
Bewertungen erforderlich (sind), für die, soweit sie die externen Kosten, also die Wege­
kosten, die Kongestionskosten und die Umweltkosten des Verkehrs betreffen, bisher 
bestenfalls Ansätze entwickelt worden sind« 9). In der Tat beschränkt sich die bisherige 
Behandlung des Marginalprinzips - im Gegensatz zu der konventionellen Methode der 
betriebswirtschaftlichen Voll kostenrechnung - nahezu ausschließlich auf die theoretischen 
Aspekte 10). Verständlicherweise liegen un;er diesen Umständen auch noch keine empiri­
schen Berechnungen der Stauungsabgaben für die deutschen Verkehrswege vor. 
Aufgabe des vorliegenden Aufsatzes soll es sein, sowohl den Berechnungsmodus der 
Stauungsabgaben als auch einige Testergebnisse darzulegen. Die empirischen Werte bezie­
hen sich auf die 54,7 km lange Teilstrecke der A 20 vom Autobahnkreuz Walldorf (bei 
Mannheim) bis zum Autobahnkreuz Weinsberg (bei Heilbronn) . Danach wird es zusam­
men mit den im Wegekostenbericht des Bundesverkehrsministeriums vorgelegten Werten 
für die Grenzkosten der Benutzung möglich sein, die verkehrspolitischen Auswirkungen 
eines überganges von der gegenwärtigen Wegekostenverrechnung auf das Grenzkosten­
prinzip in ihrer Größenordnung zu beurteilen. 

Ir. Die Basiswerte der Stauungskosten 

Als erster Schritt zur Berechnung der Stauungsabgaben sind die aus der Straßenverkehrs­
technik entlehnten Funktionen zur Beschreibung des Verkehrsablaufs sowie die ökono-

8) »Die anderen Bestandteile der V:,rian~en des Syste~s der Gr~n~kost.en ... , w,ie .die Grenzk~sten .. der 
Stauun cr sind für das Wegenetz m semer Gesamtheit gegenwartJg nIcht quantdizlerbar«. Bencht uber 
die Ko~;en der Wege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs in der BRD (= Schrifl:enreihe 
des Bundesministers für Verkehr, Hefl: 34), Bad Godesberg 1969, S.23 (zitiert als Wegekostenbericht). 

9) Funck, R. , Optimalkriterien , . . , a.a.O" S. 133 . 
10) Vgl. von den neueren Beiträgen z. B. : Hamm, W., Infrastrukturpolitik und Wettbe:verb i!" yerkehr, 

in: Zeitschrifl: für Verkehrswissenschafl:, 42. Jg. (1971), S.101-118; Funck , R., OptJmalkncenen . .. , 
a .a .O .,; Allais, M., de! Viscovo, M., de La Vinelle, L. D. , Oort , C. J. und Seiden/us, H . St ., Möglich­
keiten der Tarifpolitik im Verkehr, Brüssel 1965 (zitiert als Allais-Bericht) ; Willeke, R., Der Ems~tz 
preispolitischer Instrumente als Mittel zur Verbesserung der Verkehrsverhältn isse in den Städten, m: 
Het Prijsmechanisme in het Verkeer? Hrsg.: Economisch Instituut Tilburg, Tilburg 1968, S. 814.1 ff. 
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mischen Bewertungsansätze für die verschiedenen Kostenarten anzugeben. Die Basiswerte 
sind diejenigen verkehrstechnischen und ökonomischen Angaben, die - weitgehend - auf 
das gesamte deutsche Autobahnnetz angewendet werden können. Erst in einem späteren 
Abschnitt werden durch das Einsetzen der Verkehrsmengenwerte der Teststrecke die spe­
ziellen Stauungskosten der Bundesautobahn (BAB) Walldorf-Weinsberg ermittelt. 

Verkehrsstauungen äußern sich unmittelbar in einer Verminderung der Reisegeschwin­
digkeit. Angaben über den Einfluß der Verkehrsmenge auf die Durchschnittsgeschwindig­
keit einer Fahrzeuggruppe liefert die Straßenverkehrstechnik ll). Bei sehr geringen Ver­
kehrsbelastungen sind die Fahrzeuge in ihren Bewegungsvorgängen voneinander unab­
hängig, d. h. es gibt hier keine Stauungen. Jeder Verkehrsteilnehmer wählt die ihm 
genehme Gesc.~windigkeit; im Durchschnitt sollen nach neueren Untersuchungen folgende 
Grundgeschwindigkeiten 12) auf Autobahnen erzielt werden: 

Personenkraftwagen (Pkw): 125 km/h 
Lastkraftwagen (Lkw) 13): 78 km/h 
Lastzüge (LZ) 13): 65 km/h 

Diese für den Kraftfahrer ideale Situation ist auf der BAB Walldorf-Weinsberg im 
Jahre 1970 nur in den bei den Stunden direkt vor und nach Mitternacht zu beobachten. 

Der gesamte übrige Teil des Tages fällt in die Kategorie des verdichteten Verkehrsab­
laufs. Hier sind die gegenseitigen Störungen der Kraftfahrzeuge untereinander bereits 
spürbar 14), doch können die Verkehrsbedingungen noch als gut bis befriedigend bezeich­
net werden. Von einer Zunahme der Verkehrsmenge werden die Pkw und die Nutz­
fahrzeuge in unterschiedlichem Ausmaße betroffen, weil der Verkehrszuwachs bei stärke­
rem Verkehr fast ausschließlich zu Lasten der überholspur geht. Da aber die Geschwin­
digkeitsfunktionen stets auf die gesamte Verkehrsmenge bezogen sind, folgt hieraus, daß 
die Geschwindigkeiten bei verdichtetem Verkehrsablauf auf der überholspur wesentlich 
stärker als auf der Fahrspur abnehmen. Deshalb müssen die Pkw mit ihrer hohen 
Grundgeschwindigkeit größere Zeitverluste als die ohnehin langsamen Nutzfahrzeuge in 
Kauf nehmen. 

Im einzelnen werden die Verkehrsgeschwindigkeiten der verschiedenen Kraftfahrzeug­
kategorien nach den in Tabelle 1 angegebenen Funktionen berechnet. Da in den straßen-

11) Vgl. Breuer, F. ]. , Elemente des Verkehrsablaufs an kreuzungsfrei en Straßenknoten (= Straßenbau 
und Straßenverkehrstechnik, Hefl: 88), Bonn 1969; H o/fmann, G. , Die Auswirkungen von Steigungs­
strecken auf den Verkehrsablauf auf Autobahnen .( = Straßenbau und Straßenverkehrstechn ik, Heft 63), 
Bonn 1967 ; SchLums, J. und Burkhardt, F., BeObachtung des Verkehrsablaufs auf der BAB zwischen 
Mannheim und Heidelberg vor und nach Aufhebung einer Geschwindigkeitsbeschränkung (= Straßen­
bau und Straßenverkehrstechn ik, Heft 45), Bonn 1966. 

12) Die Grundgeschwindigkeit ist die bei unbehinderter Fahrt gewählte Durchschnittsgeschwindigkeit, die 
Verkehrsgeschwindigkeit ist die bei den tatsächlichen Verkehrsverhältnissen mögliche Durchschnittsge­
schwindigkeit einer Fahrzeuggruppe. 

13) Wegen der großen Zahl der Steigungen können die Lastwagen nicht immer ihre Höchstgeschwindigkeit 
von 80 kmlh durchhalten . Nach den Untersuchungen von Wehner erhöht sich der Zeitbedarf auf der 
Strecke Walldorf- Weinsberg mit der mittleren Neigung von 1,3 % und dem Anteil der Steigungs­
strecken von 48 % für einen leichten Lkw um 3 % und für einen Lastzug um 24 %. Vgl. Wehner, B. 
Die Kraftfahrzeug-Betriebskosten in Abhängigkeit von den Straßen- und Verkehrsbedingungen, Berlin"': 
München 1964, S. 47 f. Den empirischen Wert der mittleren Neigung hat der Autor aus Angaben des 
Autobahnamtes Baden-Württemberg errechnet. 

14) Unter »Stauung« wird jede - auch geringfügige - Verminderung der Durchschnittsgeschwindigkeit 
einer Fahrzeuggruppe, die auf das Einwirken anderer Verkehrsteilnehmer zurückzuführen ist angesehen. 
Insofern ist der Begriff hier weiter als im normalen Sprachgebrauch gefaßt. ' 

2 
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verkehrstechnischen Untersuchungen die Verkehrsmenge trotz der Inhomogenität der 
Fahrzeuge in Kfz/Periode angegeben wird, werden mehrere Geschwindigkeits-Durch_ 
fluß-Funktionen für unterschiedliche Anteile der Lkw + LZ an der Verkehrsmenge er­
mittelt. Der lineare Verlauf ist nach den Aussagen der Verkehrstechniker hinreichend 
exakt. Die Veränderungsrate der Verkehrsgeschwindigkeit ist bis zu einem Lkw + LZ 
Anteil von unter 40 Ofo empirischen Untersuchungen des Verkehrsablaufes auf Autobah­
nen 15) entnommen; für hohe Anteile des Güterverkehrs (über 400/0) mußte sie extra­
poliert werden. Diese Unsicherheitsstelle ist jedoch nicht schwerwiegend, da diese Funk­
tionen nur für wenige Stunden in der Nacht gelten, in denen die Stauungskosten, wie 
sich später zeigen wird, äußerst niedrig sind. 

Die Abgrenzung des Bereichs des verdichteten Verkehrs nach unten und oben ist natur­
gemäß fließend. Die angegebenen unteren Grenzen entsprechen den am häufigsten ge­
nannten Werten und sind selbstverständlich um so niedriger, je höher der Anteil der 
Lastwagen an der Verkehrsmenge ist. Die obere Intervallgrenze kann offen blei ben, da 
die in absehbarer Zeit zu erwartenden Verkehrsbelastungen auf der BAB Wall dorf­
Weinsberg weit unter dem fraglichen übergangsbereich von 2000 bis 3000 Kfz/h bleiben. 

Um das physikalische Maß der Geschwindigkeitsänderung in Kostenwerte transformie­
ren zu können, werden im folgenden die Basiswerte der Kraftfahrzeug-Betriebskosten, 

Tabelle 1: 

Die Durchfluß-Geschwindigkeits-Funktionen auf Autobahnen bei verdichtetem Verkehr 

Verkehrsmischung Geschwindigkeitsfunktion (v) Untere Bereichsgrenze 

PKW: v= 129,90-0,0140 M 
I l-lO%LKW+LZ LKW: v= 79,46 - 0,0051 M M> 350 Kfz/h 

LZ: v= 66,31 - 0,0051 M 

PKW: v = 129,25 - 0,0170 M 
II 1O-20%LKW+LZ LKW: v= 78,95 - 0,0051 M M> 250 Kfz/h 

LZ: v= 65,80 - 0,0051 M 

PKW: v = 129,00 - 0,0200 M 
III 20-30% LKW+ LZ LKW: v= 78,69 - 0,0051 M M> 200 Kfz/h 

LZ: v= 65,54 - 0,0051 M 

PKW: v = 130,10 - 0,0300 M 
IV 30-40% LKW+ LZ LKW: v= 78,54 - 0,0051 M M> 170 Kfz/h 

LZ: v= 65,39 - 0,0051 M 

PKW: v = 130,60 - 0,0400 M 
V 40-50% LKW+ LZ LKW: v= 78,39 - 0,0051 M M> 140 Kfz/h 

LZ: v= 65,24 - 0,0051 M 

PKW: v = 130,00 - 0,0500 M 
VI >50%LKW+LZ LKW: v= 78,18 - 0,0051 M M> 100 Kfz/h 

LZ: v= 65,03 - 0,0051 M 
M = Verkehrsmenge in Kfz/h 
Quelle: Die in Fußnote 11 angegebenen straßenverkehrstechnischen Untersuchungen und eigene Berechnungen. 

15) Vgl. insbesondere Schlums, ] . und Burkhardt, F., Beobachtung des Verkehrsablaufs ... , a.a.O. 
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der Kosten für den Zeitverlust von Personen und Gütern sowie der Abnahme des Fahr­
komforts erläutert. 

Im Rahmen der Ermittlung der Stauungskosten interessiert nicht die Gesamthöhe der 
Betriebskosten eines Fahrzeugs, sondern lediglich ihre Variation aufgrund von Ge­
schwindigkeitswechseln. In Tabelle 2 sind die Veränderungen der Kraftstoff-, 01-, Rei­
fen-, Unterhaltungs- und Abschreibungskosten, die auf eine Veränderung der Verkehrs­
menge zurückgeführt werden, abgetragen 16). 

Tabelle 2: 

Die Variation der Betriebskosten aufgrund von Verkehrsstauungen 
- in DM/JOO km-

Verkehrs- Anderung der Betriebskosten 
geschwindigkeit PKW LKW LZ 

125 
120 -0,34 
115 -0,47 
110 -0,37 
105 -0,30 
100 - 0,19 
95 - 0,18 
90 +0,16 
85 +0,50 
78 
75 - 0,18 
70 - 0,37 
65 - 0,18 
60 
55 +0,72 

Quelle. Wehner, B .• Die Kraftfahrzeug-Betriebskosten ... , a. a. O. und eigene Berechnungen. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, daß sich die Veränderung der Betriebskosten bei Auto­
bahnfahrten in einem engen Rahmen hält. Bei den Pkw und Lkw fallen die Betriebs­
kosten aufgrund der Verkehrsbehinderungen während eines relativ großen Geschwindig­
keitsintervalls, das einer Verkehrsmenge bis zu 2000 bzw. 3000 Kfz/h entspricht. Mithin 
ist bei diesen beiden Kategorien bei den auf der BAB Walldorf-Weinsberg herrschen­
den Verkehrsverhältnissen stets eine Reduzierung der Betriebskosten zu erwarten. Bei 
den Lastzügen bleiben die Betriebskosten bis zu einer Verkehrs m enge von 11 00 Kfz/h 
konstant, steigen dann aber sehr stark an. 

Ungleich gewichtiger als die Betriebskosten sind für die Höhe der Stauungskosten die 
Z e i t v e rl u s t e. Sie äußern sich im gewerblichen Bereich in der durch die Verlangsamung 
der einzelnen Transportakte ausfallenden Wertschöpfung sowie in der Erhöhung des 
Fuhrparks. Für den privaten Reiseverkehr vermindert sich der frei verfügbare Teil des 

18) Die Mineralölsteuer ist aus den Kraftstoffpreisen eliminiert worden, weil in einer volkswirtschaftlichen 
Analyse Opportunitätskosten anzusetzen sind. 
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Tages. Besondere Bewertungsschwierigkeiten erwachsen aus der Tatsache, daß es einen 
originären Wert für den Faktor »Zeit« nicht gibt 17). 

Konventionell wird bei der Analyse des Zeitwertes von dem Modell der vollkommenen 
Konkurrenz ausgegangen, wonach ein rational handelndes Wirtschaftssubjekt den Grenz­
nutzenausgleich zwischen einer Stunde Muße und einer Stunde Arbeit anstrebt 18). Da 
jedoch die Individuen weder ihre Arbeitszeit frei aushandeln können noch das Arbeits­
leid genauso hoch bewerten wie den (im Regelfall negativen) Eigenwert der Fahrt, stim­
men die Annahmen dieses Ansatzes nicht mit der Realität überein. Demzufolge kann der 
Zeitwert um einen unbestimmbaren Betrag sowohl über als auch unter dem marginalen 
Nettoarbeitsertrag liegen. Eine Ableitung des Zeitwertes aus dem Lohnsatz scheidet des­
halb aus und es bleibt nur der Weg über ökonometrische Ermittlungsverfahren. 

Mit Hilfe von modal-split-Modellen wird aus den tatsächlichen Entscheidungen von Rei­
senden, die die Wahl zwischen alternativen Verkehrsmitteln, -wegen oder -geschwindig­
keiten haben, der Zeitwert deduziert. Nach den ersten bei den Methoden wurden bisher 
nur in ausländischen - hauptsächlich amerikanischen - Untersuchungen empirische Zeit­
werte ermittelt. Ihre übernahme ist jedoch nicht sinnvoll, weil einerseits das herr­
schende Wechselkursgefüge nur ein Zerrbild der Gleichgewichtswechselkurse darstellt und 
zum anderen können die differierenden Güterkörbe auch bei unverzerrten Kursen unter­
schiedliche Preisrelationen bedingen. 

Die folgenden Werte stützen sich auf die Methode der Geschwindigkeitswahl, weil hier 
mehrere deutsche Untersuchungen vorliegen. Dieses Verfahren wird wegen der Annahme 
der vollständigen Kostentransparenz, der Vernachlässigung des Sicherheitsstrebens usw. 
zu Recht kritisiert. Mangels besserer Unterlagen bleibt jedoch keine andere Wahl 19). 
Aufbauend auf den Ergebnissen von jürgensen, Aldrup und Voigt 20) werden den wei­
teren Rechnungen folgende Zeitwerte für die unbehinderte Fahrt zugrunde gelegt 21): 

Personenkraftwagen: 10,55 DM/100 km 
Lastkraftwagen: 27,20 DM/100 km 
Lastzug: 55,59 DM/100 km 

Als letzte Komponente der Stauungskosten ist der Fa h r kom f 0 r t zu berücksichtigen. 
Der Begriff »Komfort« umschreibt die Tatbestände, die die Aufmerksamkeit und damit 
die Nervenanspannung der Fahrzeuginsassen beeinflussen. Dieser Faktor ist eine subjektive 

17) Vgl. Peschel, K., Der Zeitfaktor in Wirtschaftlichkeitsrechnungen für den Straßenbau, in: Zeitschrift für 
Verkehrswissenschaft, 34. Jg. (1963), S. 11-19, s. bes. S. 11. 

18) Vgl. Gronau, R., The Value of Time in Passen ger Transportation: The Demand for Air Travel, New 
York 1970; Oort, C. J., The Evaluation of Travelling Time, in: Journal of Transport Eeonomies and 
Poliey, Vol. III (1969), S. 279-286. 

19) Zudem haben Kontrollrechnungen nach anderen Verfahren ähnliche Zeitwerte ergeben. Vgl. Kentner, W., 
Zeitbewertung im Personenverkehr, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 41. Jg. (1970), S.93-119, 
s. bes. S. 95. 

20) Jürgensen, H., Aldmp, D. und Voigt, F., Der Zeitnutzen im Straßenverkehr (= Gutachten für das 
Kuratorium» Wir und die Straße«), Hamburg 1963. Eine Zusammenfassung des nicht mehr erhältlichen 
Gutachtens wird gegeben von Aldrup, D., Theorie der Straßenplanung (= Forschungen aus dem Institut 
für Verkehrswissenschaft an der Universität Münster, Bd. 15), Göttingen 1963, S. 72- 77. 

21) Jürgensen, Aldrup und Voigt haben den Zeitfaktor für das Jahr 1960 geschätzt. Da in diesem Wert 
sowohl personelle als auch sachliche Produktionsfaktoren berücksichtigt sind, ist es schwierig, einen 
geeigneten Index für die Anpassung an die heutigen Werte zu finden. Wegen der Dominanz der Ein­
kommenskomponente wird dieser Aufgabe am besten die Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts­
summe je beschäftigten Arbeitnehmer gerecht. Sodann mußte der von den Gutachtern auf Stundenbasis 
berechnete Zeitwert auf die gleiche Einheit - Streckenlänge von 100 km - wie alle übrigen Kosten­
elemente umgerechnet werden. 
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Größe, wodurch der Ermessensspielraum bei dem Wertansatz wesentlich größer als bei 
der Ermittlung der Betriebskosten ist. Als Grundlage für die Preisbildung kommen nur 
die Veränderungen des Komfortfaktors in Frage, die auf die Variation der Verkehrs­
menge zurückzuführen sind 22). 

Nach Claf/ey 23) haben diejenigen Straßen den höchsten Komfortgrad, bei denen die 
Summe der Geschwindigkeitsänderungen für eine bestimmte Streckenlänge am kleinsten 
ist. Diese Meßgröße ist allerdings als Grundlage für die Stauungskosten anfechtbar, da 
sie auch Geschwindigkeitsänderungen auf Grund von Steigungen u. ä. enthält. Eine 
radikal vereinfachte Bemessungsgrundlage wendet die amerikanische Vereinigung der 
Straßenbaubeamten (AASHO) an. Sie unterscheidet nurnach den drei Kategorien des 
freien, verdichteten und gesättigten Verkehrsablaufs 24). Die Aussagefähigkeit dieser 
Größen ist jedoch fast Null, da auf unseren Autobahnen nahezu ausschließlich der ver­
dichtete Verkehrsablauf beobachtet wird. 

Die optimale Darstellungsform für die Veränderung des Komfortfaktors in Abhängig­
keit von der Verkehrsmenge ist eine stetige Funktion. Es kann angenommen werden, 
daß der Verlust an Fahrkomfort wegen des Krgers über die Stauungen und über das 
Fahrverhalten der anderen Verkehrsteilnehmer mit zunehmender Verkehrsbelastung 
größer wird. Die Zuwachsrate ist jedoch abnehmend, da das Risiko schwerer Verkehrs­
unfälle geringer wird, wenn sich die Verkehrsgeschwindigkeiten der verschiedenen Kraft­
fahrzeugkategorien einander annähern 25). Mangels besserer Informationen wurden die 
AASHO-Werte von 0,03 DM/km für den verdichteten und 0,05 DM/km für den ge­
sättigten Verkehr als Mittelwerte beibehalten. Der Verlust an Bequemlichkeit (y) wird 
demnach nach folgenden Funktionen errechnet: 

I 1-10j}/0 Lkw -+ LZ: y = 0,0026 M - 0,9130 
11 10-20010 Lkw + LZ: y = 0,0026 M - 0,6522 

111 20-30010 Lkw -+- LZ: y = 0,0026 M - 0,5217 
IV 30-40010 Lkw + LZ: y = 0,0026 M - 0,4435 
V 40-50 % Lkw + LZ: y = 0,0026 M - 0,3652 

VI > 50010 Lkw + LZ: y = 0,0026 M ·- 0,2609 
wobei M = Verkehrsmenge in Kfz/h. 

Die bisherigen Angaben über die Basiswerte der Betriebs-, Zeit- und Komfortkosten 
gelten für alle Autobahnen 26). Die speziellen Angaben über die Stauungskosten auf der 

22) Daneben wird z. B. in französischen Wirtschaftlichkeitsrechnungen den Autobahnen ein sog. ,Bonus< 
von 0,03 NF/km gutgeschrieben, der den unterschiedlichen Komfortgrad von Autobahnen gegenüber 
Nationalstraßen zum Ausdruck bringen soll. Dieser Aspekt ist jedoch nur für die Investitionsent­
scheidung von Belang. Nichtsdestoweniger wird häufig auf die unterschiedliche AufgabensteIlung der 
beiden Komfortfaktoren für die Investitions- und Preispolitik nicht hingewiesen. Vgl. Malcor, R., 
Problemes poses par l'applieation pratique d'une tarification pour l'utilisation des infrastruetures 
routihes, Brüssel 1967 (zitiert als Malcor-Bericht), S. 164 ff . 

23) Angaben entnommen aus: Spary, P., Wachstums- und Wohlstandseffekte als Entscheidungskriterien bei 
öffentlichen Straßenbauinvestitionen, Berlin 1968, S.220. 

24) AASHO, Road User Benefit Analyses for Highway Improvements, Washington 1960, dt. übersetzung, 
S.23. 

25) Aus rechentechnischen Gründen werden jedoch ebenfalls wie bei den Durchfluß-Geschwindigkeits-Funk­
tionen innerhalb eines jeden Verkehrsablaufbereiches lineare Funktionen verwendet. Da sich die durch­
schnittliche Zahl der Insassen eines Fahrzeugs kaum unterscheidet, entfällt eine Diversifikation des 
Komfortfaktors nach Fahrzeugkategorien. 

26) Eine Ausnahme bilden die Betriebskosten, bei denen bereits die mittlere Neigung der BAB Walldorf­
Weinsberg berücksichtigt ist. Dieser Einfluß ist jedoch gering. 
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BAB Wall dorf -Weinsberg erhält man, wenn man die jeweilige Verkehrsmenge oder 
Durchschnittsgeschwindigkeit in die Kostenfunktionen einsetzt. Im folgenden Abschnitt 
werden die Daten der Verkehrszählungen in einer Form aufbereitet, wie sie zur Berech­
nung der Stauungsabgaben geeignet sind. 

III. Die Verkehrsmenge auf der BAB Walldorf-Weinsberg 

Das Problem bei der Angabe der Verkehrs menge liegt nicht in ihrer Erfassung - diese 
erfolgt nämlich periodisch durch die Autobahnämter 27). Die Schwierigkeiten treten bei 
der Aufbereitung des umfangreichen Primärmaterials auf, da hierbei bereits über so 
wichtige Details wie die Zahl der Perioden und der Kraftfahrzeugkategorien sowie über 
das Ermittlungsverfahren der Grenzkosten entschieden wird. 

Wichtigste Aufgabe der Stauungsabgaben ist die Lenkung des Verkehrs im Sinne eines 
volkswirtschaftlichen Optimums. Das setzt zum einen voraus, daß jedem Autofahrer 
möglichst exakt die von ihm verursachten sozialen Grenzkosten angelastet werden; zum 
anderen, daß die Tarifstruktur so übersichtlich ist, daß sich der Verkehrsteilnehmer in 
seinen Wahlentscheidungen tatsächlich danach richten kann. Nun sind die Maßnahmen, 
die hinsichtlich einer genauen bzw. operationalen Rechenmethode zu treffen sind, oft 
gegensätzlich, so daß Kompromisse zwischen diesen beiden Forderungen geschlossen 
werden müssen. 

Das erste Problem tritt hinsichtlich der allgemeinen Unsicherheit über die Zukunft auf. 
Eine exakte Berechnung der Stauungsabgabe ist immer ex post möglich, jedoch kann sie 
dann keine Lenkungsfunktion mehr erfüllen. Denn nur ein Autofahrer, dem die vorge­
sehenen Gebühren vor Antritt seiner Fahrt bekannt sind, kann sachgerecht abwägen, 
ob er diesen Verkehrsweg für seine Reise benutzen will oder nicht. Es ist deshalb not­
wendig, daß die Straßenbenutzungsgebühr ex ante festgelegt wird. Das ist jedoch nur 
möglich, wenn der Erwartungswert der Verkehrsmenge herangezogen wird, von dem die 
tatsächliche Verkehrsbelastung dieser Periode nach oben oder unten abweichen kann. 
Mittels neuerer Prognosemodelle und der Gesetzmäßigkeiten des Verkehrsablaufs 28

) 

kann der Erwartungswert relativ genau vorhergesagt werden, so daß die allgemeine Un­
sicherheit die Allokationswirkungen der Stauungsabgabe nicht wesentlich beeinträchtigt. 

Aus Gründen der übersichtlichkeit soll die Zahl der Perioden pro Jahr mit unterschied­
lichen Tarifen so niedrig gehalten werden, wie es ohne größere Beeinträchtigung der Allo­
kationseffekte möglich ist. Grundsätzlich kann eine Tarifstruktur mindestens ein Jahr 
lang unverändert in Kraft bleiben, da die saisonalen Verkehrsschwankungen im Ver­
gleich zu den täglichen und wöchentlichen Schwankungen so gering sind, daß sie außer 
Ansatz bleiben können. Eine Ausnahme bilden die Feiertage und die berüchtigten Ferien­
wochenenden in den Sommermonaten. Da eine Entzerrung dieser Ballungen mit ihren 
hohen sozialen Kosten sehr wünschenswert ist, sollte eine Sonderberechnung der Stau­
ungsabgaben für diese wenigen Ausnahmetage vorgenommen werden. Im Hinblick auf 
die Allokationswirkungen würde es völlig genügen, wenn der Einfachheit halber zu die-

27) Das Autobahnamt Baden-Württemberg hat mir dankenswerterweise die Ergebnisse der Wochen pegel­
zählung vom Juni 1970 zur Verfügung gestellt. 

28) Vgl. MUTanyi, T., Methode zur Bestimmung des Verkehrsablaufs auf dem europäischen Straßennetz 
( = Forschungsarbeiten aus dem Straßenwesen, Heft 39), Bad Godesberg 1960. 
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sen Perioden ein fester absoluter oder prozentualer Zuschlag 29) auf die normalen Tarife 
geschlagen wird. 

Der Wochenrhythmus ist durch die besondere Situation am Wochenende gekennzeichnet. 
Der Ausfall des Geschäfts- und Güterverkehrs wird je nach dem Erholungswert der 
Gegend über- oder unterproportional durch den Ausflugsverkehr ersetzt. Die Straßen­
verkehrstechnik unterteilt deshalb in Normalwerktage und in Wochenenden 30). Aus Ab­
bildung 1 ist zu ersehen, daß auf der BAB Walldorf-Weinsberg der Wochenendverkehr 
ausnahmsweise fast den gleichen Tagesrhythmus und die gleiche Verkehrsmenge aufweist 
wie ein Normalwerktag 31). Nichtsdestoweniger ist wegen der großen Unterschiede in 
der Verkehrsmischung, die nicht ohne Einfluß auf die Höhe der Stauungsabgaben ist, 
eine getrennte Analyse notwendig. Auf der BAB Walldorf-Weinsberg ist der Anteil der 
Lkw + LZ an der Verkehrsmenge mit knapp 30 Q/o gegenüber dem Bundesdurchschnitt 
von etwa 20010 außergewöhnlich hoch. Diese Entwicklung ist vor allem durch den 
schlechten Ausbauzustand der alten Autobahn Karlsruhe-Stuttgart bedingt, deren 6'010-
ige Steigungen von dem Güterverkehr nach Möglichkeit gemieden werden. Am Wochen­
ende sinkt der Anteil der Lkw + LZ wegen des Sonntagfahrverbotes unter 5010. 

Unter allen Schwankungstypen der Nachfrage nach Autobahnleistungen sind die tages­
zeitlichen Variationen dominant. Kongruenz mit den Schwankungen im Nahverkehr be­
steht in dem ausgedehnten Tief während der Nacht und in der maximalen Verkehrs­
belastung von 16-19 Uhr. Dagegen sind die Spitzen im Fernverkehr wegen des abge­
schwächten Einflusses des Arbeitsbeginns und -endes weniger stark ausgeprägt als im 
Nahverkehr. 

Dennoch ist die Belastung der Autobahn in der Spitzenperiode mit 839 Kfz/h etwa neun­
mal so hoch wie in der schwächsten Periode (93 Kfz/h). Infolgedessen sollte eine günstigere 
tageszeitliche Verteilung der Verkehrsströme eines der wichtigsten Anliegen einer effi­
zienten Verkehrsplanung sein. Mittel zu diesem Zweck ist eine je nach der Verkehrs­
menge und -zusammensetzung abgestufte Gebührenstruktur. 

Zur Berechnung der optimalen Stauungsabgabe ist nicht das gegenwärtige Verkehrs­
volumen, sondern die nach der Gebühreneinführung wirksame Nachfrage relevant. 
Hierbei überlagern sich zwei Effekte: zum einen wird sich die Gesamtnachfrage nach 
Autobahnleistungen auf Grund der verschobenen Preisrelationen zu anderen Gütern 
ändern. Nach den bisherigen Erfahrungen bei Variationen der Kraftstoffpreise oder der 
Versicherungsprämien wird diese Reaktion voraussichtlich nur gering sein 32). Zum ande­
ren wird sich die tageszeitliche Verteilung der Fahrten ändern. Vermutlich werden die 
Spitzen abgeflacht, dafür aber ausgedehnter. Während der Personenverkehr voraussicht­
lich nur in sehr geringem Umfange auf die Nachtstunden ausweichen wird, kann der 

29) Der Zuschlag soHte selbstverständlich so bemessen werden, daß er im Mittel eine Annäherung an die 
exakt berechneten Werte darstellt. 

30) ~ie Verkehrsmenge eines N~rmalwerktages wird als Mittel der Zählungen von Montag bis Freitag, 
dIe ?es Wochenendes als MIttel von Samstag und Sonntag errechnet. Die Streuung der einzelnen 
ArbeItStage um die angegebenen Mittelwerte ist im allgemeinen gering. 

31) Auf Verkeh.rswegen. mit .getrennten Ri~tu~gsfahrba~nen wird die Verkehrsmenge für jede Richtung 
separat ermIttelt. J?le obIgen Zahlen smd m der R ichtun g Saarbrücken- Nürnberg gemessen worden; 
wegen des fast gleIchen Verkehrsaufkommens in der Gegenrichtung wird diese nicht gesondert aufge­
führt . An den Wochenenden ist wegen des außerordentlich geringen Verkehrsaufkommens auf eine 
Nachtz.ählung verzichtet worden. 

32) Vgl. Hamm, W., Infrastrukturpolitik ... , a.a.O., S. 115. 
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Abbildung 1: 
Ganglinien des Verkehrs auf der BAB Walldorf-Weinsberg im Jahre 1970 
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Güterverkehr diese Möglichkeit der Gebührenersparnis stärker nutzen 33). Vermutlich 
wird diese tageszeitliche Reagibilität nicht unbeträchtlich sein. Allerdings liegen hier­
über bisher noch keine empirischen Untersuchungen vor, so daß ihre Berücksichtigung in 
diesem Artikel ausgeschlossen ist 34). Wegen des Fehlens eines empirischen Wertes d:r 
Preiselastizität der Nachfrage ist in den folgenden Berechnungen der Stauungskosten die 
für den Kraftfahrer kostenmäßig ungünstigste Situation einer vollkommen unelastischen 
Nachfrage unterstellt. 

IV. Die Berechnung der Stauungsverluste 

Die jedem Verkehrsteilnehmer entstehenden Zusatzkosten an Betriebs-, Komfort- und 
Zeitkosten - die Stauungskosten oder Stauungsverluste - sind selbst von geringer 
ökonomischer Aussagekraft und werden nur als ein notwendiger Zwischenschritt für die 

33) Vgl. Funck, R ., Binder, V., Priebe, W. und Ste,iner, ~V., ~in yerfahren zu~ Schätzung der Straßen­
entlastungswirkung von Gütertransportverboten, m: ZeltSchnft fur VerkehrswlSSenschaft, 40. Jg. (1969), 
S. 1- 14, s. bes . S. 14. . 

34) Dies liegt vor allem daran, daß Straßengebühren in Deutschland bislang unbekannt si?d und selbst ~n 
Ländern, in denen für die Benutzung von Schnellstraßen Gebühren erhoben werden, sl.nd letz.tere keIn 
Ausdruck von Knappheitsrelationen, sondern vielmehr starre Gebühren im finanzrechtlIchen SInne. 
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Ermittlung der Grenzkosten der Stauung und der Stauungsabgabe berechnet 35). In­
folgedessen ist die Art ihrer Präsentation davon abhängig, auf welche Weise die 
Grenzkosten der Stauung ermittelt werden. Grundsätzlich erhält man letztere, indem 
man die Variation der gesamten Stauungsverluste einer Periode zu der korrespondieren­
den Veränderung der Verkehrsmenge in Beziehung setzt. Allerdings ist es wegen der In­
homogenität der Kraftfahrzeuge nicht einfach, eine sachgerechte Variation der Verkehrs­
menge vorzunehmen. Im folgenden muß dieser Fragenkomplex zuerst geklärt werden, 
bevor die zu den ausgewählten Verkehrsmengen gehörenden Stauungsverluste angege­
ben werden können. 

Es ist naheliegend, die Grenzkosten der Stauung dadurch zu ermitteln, daß man zu der 
gegebenen Verkehrsmenge jeweils einen Pkw, Lkw oder Lastzug hinzufügt und die 
jeweilige Veränderung der gesamten Stauungskosten mißt. Hier führt jedoch die kon­
ventionelle Darstellungsart der Durchfluß-Geschwindigkeits-Funktionen in der Straßen­
verkehrstechnik zu paradoxen Ergebnissen. Die unterschiedslose Gewichtung eines jeden 
Fahrzeugs, gleich welcher Größe und Höchstgeschwindigkeit, führt dazu, daß die mitt­
lere Gruppengeschwindigkeit in dem gleichen Umfange reduziert wird, ob nun ein 
schneller Pkw oder ein langsamer Lastzug hinzukommt. Nach diesem Verfahren wären 
die Grenzkosten der Stauung eines Lastzuges sogar niedriger als die eines Pkw. Abhilfe 
kann geschaffen werden, indem in künftigen Untersuchungen des Verkehrsablaufes die 
Verkehrsmenge nicht in Kraftfahrzeugen, sondern in Personenwageneinheiten (PKWE) 
ausgedrückt wird 36). Aus einer solcherart modifizierten Funktion könnte direkt auf die 
Grenzkosten der Stauung geschlossen werden. Da diese wünschenswerte Verbesserung 
noch nicht vorliegt, können die marginalen Stauungskosten nicht auf die geschilderte 
Weise ermittelt werden. 

Nach einem weiteren Verfahren könnte man alle 24 Perioden eines Tages nach der Höhe 
des Verkehrsaufkommens ordnen und sodann die marginalen Stauungskosten jeweils 
zwischen aufeinanderfolgenden Verkehrsmengen ermitteln. Diese Methode scheitert 
daran, daß es Situationen gibt, in denen zwar die Verkehrsmenge gegenüber der Vor­
periode steigt, die gesamten Stauungskosten jedoch sinken (und umgekehrt), so daß das 
ökonomisch unsinnige Ergebnis negativer Grenzkosten der Stauung unvermeidbar ist. 
Ursächlich hierfür ist der wechselnde Anteil der Lkw + LZ an der Verkehrsmenge, der 
von 20-800/0 im Laufe eines Tages schwankt. Man kann sich z. B. ohne weiteres vor­
stellen, daß der Ersatz von 10 Pkw durch 9 Lastzüge zwar eine Abnahme der Verkehrs­
menge, aber gleichzeitig eine Zunahme der Stauungskosten veranlaßt. Man muß sich des­
halb damit abfinden, daß die Verkehrsmengenangaben in Kfz/h für die Berechnung der 
Grenzkosten der Stauung nicht miteinander vergleichbar sind. 

Die erwähnten Schwierigkeiten bei der Berechnung der Grenzkosten der Stauung beru­
hen darauf, daß sich bei dem übergang von einer zur nächsten Periode nicht nur die 

35) Folgende inhaltlich unterschiedliche Begriffe werden hier verwendet: 
Die Stauungskosten oder -verluste geben an, welche Kongestionskosten ein Verkehrsteilnehmer bereits 
ohne eine spezielle Preispolitik tragen muß. 
Die Grenzkosten der Stauung geben an, welche Kongestionskosten ein Autofahrer der Gesamtheit aller 
übrigen Verkehrsteilnehmer aktiv verursacht. 
Die Stauungsabgabe gibt an, welchen Geldbetrag ein Verkehrsteilnehmer als Ausgleich für die externen 
StauungsfoJgen entrichten soll. 

36) Einen zweckentsprechenden Umrechnungsschlüssel stellen die im Wegekostenbericht (S.114) angegebenen 
Aquivalenzziffern dar, die der Inanspruchnahme der Kapazität entsprechen. 
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Anzahl der Kraftfahrzeuge, sondern auch ihre Zusammensetzung ändert. Für die gesuch­
ten Stauungsabgaben muß jedoch die Verkehrsmengenänderung isoliert werden. Dies ge­
schieht am einfachsten dadurch, daß für jede vorkommende Verkehrsmischung die Funk­
tion der Stauungskosten in Abhängigkeit von der Verkehrsmenge ermittelt wird. Das 
bedeutet, daß für jede Periode eine eigene Stauungskostenfunktion aufgestellt werden 
muß. Technisch ist dabei wie folgt vorzugehen: In der Periode von 14-15 Uhr beispiels­
weise verkehren im Jahre 1970 710 Kfz, davon 515 Pkw, 82 Lkw und 113 Lastzüge. 
Das Verhältnis der Kategorien untereinander kann durch 13 : 2:3 näherungsweise aus­
gedrückt werden. Soll bei einer Knderung der Verkehrsmenge die Zusammensetzung 
konstant bleiben, so muß die Verkehrsmenge mindestens um 18 Kraftfahrzeuge in dem 
angegebenen Verhältnis variiert werden, da die Zahl der Kraftfahrzeuge nur in ganz­
zahligen Größen angegeben werden kann 37). Selbstverständlich ist wegen der wech­
selnden Verkehrszusammensetzung der Block der zu subtrahierenden oder zu addieren­
den Zahl der Kraftfahrzeuge für jede Periode neu zu bestimmen. Für die Zeit von 2 bis 
3 Uhr gilt z. B. das Verhältnis von 2 Pkw: 1 Lkw: 7 LZ. 

Für die Berechnung der Grenzkosten der Stauung genügt es, zwei Werte der Stauungs­
kostenfunktion in unmittelbarer Nähe des tatsächlichen Verkehrsaufkommens zu ken­
nen. In den Tabellen 3 a-c sind deshalb für jede Periode 38) zwei Verkehrsmengen 
angegeben (Spalte 2 + 3). Für die Zeit von 14-15 Uhr sind zu der beobachteten Ver­
kehrsmenge von 710 KfzJh einmal 18 Einheiten hinzuaddiert und einmal subtrahiert 
worden. Die Grenzkosten der Stauung für 710 Kfz/h werden folglich durch die Steigung 
der Stauungskostenfunktion zwischen den Verkehrsmengen von 692 und 728 Kfz/h an­
gegeben. Wegen der geringfügigen Variation der Verkehrsmenge und der gleichmäßigen 
über- und Unterschreitung des Ausgangswertes kann erwartet werden, daß der durch 
die Differenzenbildung ermittelte Grenzkostenwert eine hinreichend gute Annäherung 
an den wahren Wert darstellt. 

Die übrigen Angaben in den Tabellen 3 a-c benötigen keine umfangreiche Erläuterung. 
Das in Spalte 4 angegebene Verhältnis von Pkw: (Lkw + Lz) ist für die Wahl der zu­
treffenden Durchfluß-Geschwindigkeits-Funktion und der Komfortfunktion von Bedeu­
tung. Aus der Geschwindigkeitsabnahme konnte auf den prozentualen Mehrverbrauch 
an Reisezeit gegenüber einer unbehinderten Fahrt geschlossen werden, dessen Multiplika­
tion mit dem Wert des Zeit faktors die absolute Knderung der Zeitkosten (Spalte 6) er­
gab. Die absolute Veränderung der Betriebskosten (Spalte 7) konnte auf Grund der 
Durchschnittsgeschwindigkeit und die Knderung des Komfortfaktors (Spalte 8) auf 
Grund der Verkehrsmenge ermittelt werden. 

Bei der relativen Bedeutung der einzelnen Kostenarten fällt auf, daß die Betriebskosten 
_ nicht unerwartet - bei Verkehrsstauungen leicht zurückgehen. Etwas überraschend 
kommt die starke Stellung des Komfortfaktors gegenüber den Zeitkosten bei den Pkw. 
Darin kommen die Verkehrsverhältnisse auf der BAB Walldorf-Weinsberg, die von der 
Straßenverkehrstechnik überwiegend als »lebhafter Verkehr mit stabilem Fluß « bezeich­
net werden, zum Ausdruck. Stabiler Verkehrsfluß besagt, daß hier noch keine ruckartigen 

37) Um hierbei marginale Größenordnungen nicht zu überschreiten, so llten die Verhältniszahlen möglichst 
niedrig sein . . 

38) In der Zeit von 23- 24 Uhr und von 0- 1 Uhr ist das Verkehrsaufkommen so gering, daß keme 
Stauungen auftreten (freier Verkehrsablauf). D iese Perioden sind deshalb in den folgenden Tabellen 
nicht enthalten. 
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Tabelle 3a : 

Tages-
zeit 

1 

1-2 

2-3 

3-4 

4-5 

5-6 

6-7 

7-8 

8-9 

9-10 

10-11 

11-12 

12-13 

13-14 

14-15 

15-16 

16-17 

17-18 

18-19 

19-20 

20-21 

21-22 

22-23 

Berechnung der Stauungskosten an Normalw erktagen des Jahres 1970 
auf der BAB Walldorf-Weinsberg - in DM/100 km -

Personenkraftwagen 
Verkehrsmenge Anteil Durch- Anderung der es) Stauungs· Summe der 

Gesamt PKW 
PKW: schnitts- Zeit- Betriebs- Komfort- verlust Sta uungs-
[LKW+LZ) geschw. kosten kosten faktors pro PKW kosten 

2 3 4 5 6 · 7 8 9 !O 

111 40 
36 : 64 

124,45 0 ,046 - 0,037 0,029 0,Q38 2 
122 44 123,90 0 ,094 - 0 ,075 0,057 0,076 3 
116 23 124,20 0 ,068 - 0,054 0,042 0,056 1 20:80 136 27 123,20 0 ,154 - 0,122 0 ,094 0,126 3 
112 23 124,40 0 ,051 - 0 ,041 0 ,031 0,041 1 

21: 79 130 27 123,50 0,128 - 0 ,102 0 ,078 0,104 3 
148 34 

23: 77 
122,60 0 ,206 -0,163 0,125 0,168 6 

178 40 121,10 0,340 - 0,265 0,203 0,278 11 
286 90 115,70 0,848 - 0 ,452 0 ,485 0,881 79 32:68 316 100 114,20 0,998 - 0,454 0,563 1,107 111 

513 300 
58 : 42 

110,08 1,430 - 0,372 0,973 2,031 609 
551 322 108,56 1,598 -0,350 1,072 2,320 747 
608 394 111 ,86 1,239 - 0,407 1,143 1,975 778 65:35 638 414 110,96 1,335 -0,389 1,221 2,167 897 
768 561 113,64 1,055 - 0 ,443 1,482 2,094 1175 

73 :27 820 599 112,60 1,162 - 0 ,422 1,617 2,357 1412 
662 479 115,76 0,842 - 0 ,450 1,205 1,597 765 

72 : 28 696 503 115,08 0 ,909 - 0 ,468 1,294 1,735 873 

797 583 113 ,06 1,114 -0,431 1,557 2,240 1306 
73:27 833 609 112,34 1,189 - 0 ,417 1,651 2 ,423 1476 

663 476 115,74 0 ,844 - 0,451 1,208 1,601 762 
72 : 28 699 502 115,02 0,910 -0,470 1,302 1,742 874 

590 399 
68:32 

112,40 1,183 - 0 ,418 1,096 1,861 743 
622 421 111,44 1,284 - 0,399 1,179 2,064 869 

689 508 115,22 0 ,895 - 0,464 1,276 1,707 867 
74:26 725 534 114,50 0 ,967 - 0,460 1,370 1,877 1002 

692 502 
73 : 27 

115,16 0,901 -0,466 1,283 1,718 862 
728 528 114,44 0,973 -0,459 1,377 1,891 998 

682 506 115,36 0 ,882 - 0 ,461 1,257 1,678 849 
74 : 26 720 534 114,60 0 ,957 -0,462 1,356 1,851 988 

817 635 112,66 1,156 -0,423 1,610 2,343 1488 
78 : 22 861 669 111,78 1,248 -0,406 1,724 2,566 1717 

812 631 112,76 1,145 - 0 ,425 1,596 2,316 1461 
78 : 22 860 669 111,80 1,246 -0,406 1,722 2,562 1714 

763 609 
80:20 

116,28 0,790 -0,437 1,338 1,691 1030 
815 651 115,40 0,877 -0,460 1,474 1,891 1231 

589 480 
81 : 19 

119,24 0,510 -0,360 0,884 1,034 496 
621 506 118,69 0,561 -0,374 0,968 1,155 584 

349 266 
76 : 24 

122,02 0,258 -0,203 0,389 0,444 118 
377 288 121,46 0,307 - 0 ,241 0,462 0,528 152 

270 200 123,60 0,119 -0,095 0,183 0,207 41 
74:26 326 242 122,48 0,217 -0,171 0,329 0,375 91 

203 146 
72 : 28 

124,94 0 ,005 -0,004 0,008 0 ,009 1 
217 156 124,66 0,029 -0,023 0,044 0 ,050 8 
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Tabelle 3b: 

Tages-
zeit 

1 

1 - 2 

2 - 3 

3 - 4 

4 - 5 

5-6 

6 - 7 

7 - 8 

8-9 

9-10 

10 - 11 

11-12 

12-13 

13-14 

14-15 

15 - 16 

16-17 

17-18 

18-19 

19 - 20 

20-21 

21-22 

22-23 

Berechnung der Stauungskosten an Normalwerktagen des Jahres 1970 
auf der BAB Walldorf-Weinsberg - in DM/I00 km -

Lastkraftwagen 

Verkehrs menge Anteil Durch-- Anderung der (5) Stauungs- Summe der 
PKW: schnitts- Zeit- Betriebs- Komfort- verlust Stauungs_ Gesamt LKW (LKW + LZ) geschw. kosten kosten faktors pro LKW kosten 

2 3 4 5 6 7 8 9 10 

111 10 36:64 77,61 0,021 - 0,004 0,029 0,046 1 
122 11 77,56 0,038 - 0,007 0,057 0,088 1 
116 12 20:80 77,59 0,028 - 0,005 0,042 0,065 1 
136 14 77,49 0,063 -0,012 0,094 0,145 2 
112 13 21: 79 77,61 0,021 -0,004 0,031 0,048 1 
130 15 77,52 0,053 -0,010 0,078 0,121 2 
148 22 23:77 77,42 0,088 - 0,017 0,125 0,196 4 
178 26 77,27 0,141 - 0,027 0,203 0,317 8 
286 40 76,72 0,337 - 0,064 0,485 0,758 30 
316 44 

32:68 
76,57 0,391 -0,074 0 ,563 0,880 39 

513 53 75,76 0,686 -0,129 0,973 1,530 81 
551 57 

58:42 
75,57 0,756 - 0,142 1,072 1,686 96 

608 82 75,43 0,808 - 0,151 1,143 1,800 148 
638 86 

65:35 
75,28 0,863 - 0,161 1,221 1,923 165 

768 58 74,77 1,055 -0,189 1,482 2,348 136 
820 62 

73:27 
74,50 1,157 - 0,199 1,617 2,575 160 

662 80 75,31 0,852 - 0,159 1,205 1,898 152 
696 84 

72:28 
75,13 0 ,920 - 0,171 1,294 2,043 172 

797 88 74,62 1,112 - 0,194 1,557 2,475 218 
833 92 

73 :27 
74,43 1,184 - 0,202 1,651 2,633 242 

663 71 75,30 0,856 - 0,160 1,208 1,904 135 
699 75 

72:28 
75,12 0,923 - 0,172 1,302 2,053 154 

590 70 75,52 0 ,774 -0,145 1,096 1,725 121 
622 74 

68:32 
75,36 0,834 - 0,156 1,179 1,857 137 

689 75 75,17 0,905 - 0,169 1,276 2,012 151 
725 79 

74:26 
74,99 0,972 - 0,180 1,370 2,162 171 

692 80 75,15 0,912 - 0,170 1,283 2,025 162 
728 84 

73:27 
74,97 0,980 - 0,181 1,377 2 ,176 183 

682 70 75,20 0,893 - 0,167 1,257 1,983 139 
720 74 

74:26 
75,01 0,965 -0,180 1,356 2,141 158 

817 74 74,52 1,150 - 0,198 1,610 2,562 190 
861 78 

78:22 
74,29 1,230 -0,207 1,724 2,747 214 

812 66 74,54 1,142 - 0,197 1,596 2,541 168 
860 70 

78:22 
74,30 1,234 -0,207 1,722 2,749 192 

763 58 75,05 0,950 -0,177 1,338 2,111 122 
815 62 

80:20 
74,78 1,051 - 0,188 1,474 2,337 145 

589 37 75,94 0,620 - 0,117 0,884 1,387 51 
621 39 

81: 19 
75,77 0,682 - 0,128 0,968 1,522 59 

349 24 76,91 0,269 - 0,051 0,389 0,607 15 
377 26 

76:24 
76,76 0,322 - 0,061 0,462 0,723 19 

270 19 77,31 0,127 -0,024 0,183 0,286 5 
326 23 

74:26 
77,02 0,230 -0,044 0,329 0,515 12 

203 15 77,65 0,007 - 0,001 0,008 0,014 ° 217 16 
72:28 

77,58 0,032 -0,006 0,044 0,070 1 
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Tabelle 3e: 

Berechnung der Stauungskosten an Normalwerktagen des Jahres 1970 
auf der BAB Walldorf- Weinsberg - in DM/JOO km _ 

Lastzüge 
Verkehrsmenge Anteil Durch- Anderung der (5) Stauungs- Summe der Tages-

zeit Gesamt LZ PKW: schnitts- Zeit- Betriebs- Komfort- verlust Stauungs-(LKW+LZ) geschw. kosten kosten faktors pro LZ kosten 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

1-2 111 61 36:64 64,46 0,052 ° 0,029 0,081 5 122 67 64,41 0,095 I 0,057 0,152 10 
2-3 116 81 

20:80 64,44 0,069 I 0,042 0,111 9 136 95 64,34 0,155 0,094 0,249 24 
3 - 4 112 76 

21:79 64,46 0,052 I 0,031 0,083 6 130 88 64,37 0,130 I 0,078 0,208 18 
4-5 148 92 

23:77 64 ,27 0 ,216 I 0,125 0,341 31 178 112 64,12 0,346 I 0,203 0,549 62 
5-6 286 156 

32:68 63 ,57 0,831 I 0,485 1,316 205 316 172 63,42 0,964 
I 0,563 1,527 263 

6-7 513 160 
58:42 62,61 1,696 

I 0,973 2,669 427 551 172 62,42 1,870 1,072 2,942 506 
7-8 608 132 

65:35 62,28 1,999 I 1,143 3,142 415 638 138 62,13 2,138 I 1,221 3,359 464 
8-9 768 147 

73:27 61,62 2,616 I 1,482 4 ,098 602 820 157 61,35 2,872 I 1,617 4,489 705 
9-10 662 103 72:28 62,16 2,111 I 1,205 3,316 342 696 109 61,98 2,278 

I 
1,294 3,572 389 

10-11 797 126 
73:27 61,47 2,758 

I 1,557 4,315 544 833 132 61,28 2,939 1,651 4,590 606 
11-12 663 116 

72 :28 62,15 2,120 I 1,208 3,328 386 699 122 61,97 2,287 I 1,302 3,589 438 
12-13 590 121 

68:32 62,37 1,916 I 1,096 3,012 364 622 127 62,21 2,064 I 1,179 3,243 412 
13-14 689 106 

74:26 62,02 2,241 I 1,276 3,517 373 725 112 61,84 2,409 
I 

1,370 3,779 423 
14-15 692 110 73 :27 62,00 2,259 

I 
1,283 3,542 390 728 116 61,82 2,419 1,377 3,796 440 

15-16 682 . 106 
74 :26 62,05 2,213 I 1,257 3,470 368 720 112 61,86 2,390 I 1,356 3,746 420 

16-17 817 108 
78:22 61,37 2,853 I 1,610 4,463 482 861 114 61,14 3,073 I 1,724 4,797 547 

17-18 812 115 
78:22 61 ,39 2,834 I 1,596 4,430 509 860 121 61,15 3,064 1,722 4,786 579 

18-19 763 96 
80:20 61,90 2,353 I 1,338 3,691 354 815 102 61,63 2,607 I 1,474 4,081 416 

19-20 589 72 81: 19 62,79 1,532 I 0,884 2,416 174 621 76 62,62 1,687 I 0,968 2,655 202 
20-21 349 59 

76:24 63,76 0,663 I 0,389 1,052 62 377 63 63,61 0,795 
I 0,462 1,257 79 

21-22 270 51 
74:26 64 ,16 0,312 

I 0,183 0,495 25 326 61 63,87 0,566 0,329 0,895 5 5 
22-23 203 42 

72:28 64,50 0,017 I 0,008 0,025 1 217 45 64,43 0,078 ° 0,044 0,122 6 
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Verzögerungen angetroffen werden. Tatsächlich ist die Geschwindigkeitsreduzierung von 
ca. 10 Ofo des Ausgangswertes nicht hoch, und entsprechend niedrig sind auch die Zeit­
kosten. Dagegen erfordert der lebhafte Verkehr bei der hohen Geschwindigkeit von über 
110 kmJh und der großen Zahl der Krümmungen und Steigungen auf der BAB Wall­
dorf-Weinsberg ein hohes Maß an Aufmerksamkeit, was einem hohen Verlust an Fahr­
komfort gleichzusetzen ist 39). Diese Zusammensetzung der Stauungskosten gilt selbstver­
ständlich nur für den Autobahnverkehr bei leichten Stauungen. 

In Spalte 9 sind die Geldwerte der Stauungsverluste pro Fahrzeug angegeben (Summe 
aus den Spalten 6-8). Diese Steigerungen der Zeit-, Komfort- und Betriebskosten ge­
genüber einer unbehinderten Fahrt muß der Autofahrer in jedem Falle tragen. Es han­
delt sich bei den Pkw und Lkw meistens um einen Betrag von rund 2 DM/ lOO km, bei 
den Lastzügen um 3-4 DMJ100 km. Für manche Autofahrer genügt die Variation der 
Stauungsverluste bereits, um von einer Fahrt zu den Spitzenzeiten abzusehen. Eine 
effiziente Nutzung der Straßen erfordert dagegen, daß jeder Kraftfahrer die von ihm 
verursachten Grenzkosten der Stauung trägt. 

V. Die Berechnung der Grenzkosten der Stauung 

Im Gegensatz zu den Stauungsverlusten, die einem Verkehrsteilnehmer auf Grund des 
Einwirkens anderer passiv zugefügt werden, geben die Grenzkosten der Stauung die 
Zusatzkosten an, die ein Kraftfahrer allen übrigen aktiv zufügt. Um sie zu ermitteln, 
kann jetzt nicht mehr jede Verkehrskategorie für sich behandelt werden, sondern es 
müssen hier der Gesamtverkehr und seine Auswirkungen untersucht werden. 

Keine Probleme entstehen bei der Addition der Stauungskosten. Die Multiplikation der 
durchschnittlichen Stauungsverluste mit der Zahl der zugehörigen Kraftfahrzeuge ergibt 
die Stauungskosten der Pkw, Lkw bzw. Lastzüge (Spalte 10 der Tabellen 3 a-c). Die 
Summe dieser drei Positionen ist dann in die Spalte 3 der Tabelle 5 a übertragen worden. 
Wesentlich größere Schwierigkeiten entstehen bei der Zusammenfassung der Kraftfahr­
zeuge, da sie wegen ihrer Verschiedenartigkeit gewichtet werden müssen. Bislang sind in 
der Straßenverkehrstechnik Aquivalenzziffern 40) in Gebrauch, die sich an dem Flächen­
bedarf der einzelnen Fahrzeuge ausrichten. Damit ist jedoch nichts darüber ausgesagt, in 
welchem Umfange die einzelnen Kraftfahrzeugkategorien zu den Stauungen beitragen. 
Es muß deshalb ein anderes Merkmal gefunden werden, nach dem die nach Gewicht, Ge­
schwindigkeit, Raumbedarf usw. unterschiedlichen Fahrzeuge hinsichtlich ihrer Stauungs­
folgen standardisiert werden können. Ein geeigneter Maßstab des Behinderungskoeffi­
zienten ist die sich je nach Verkehrs menge und/oder -zusammensetzung ändernde Fahr­
zeit bzw. Geschwindigkeit auf dem betreffenden Streckenabschnitt. Auf dieser Grundlage 
hat die Arbeitsgruppe Vi? egekosten im Bundesverkehrsministerium folgende Aquivalenz­
ziffern für durchschnittliche Straßenverhältnisse errechnet: 

39) Der Einfluß des Komfortfaktors auf die Stauungskosten unterscheidet sich von seiner Wirkung auf die 
letztlich entscheidenden Stauungsabgaben. Bei den Stauungsver/"sten ist der KomfortfaktOr bei den 
Pkw dominant, dagegen tritt er bei den Lkw und Lastzügen hinter die Zeitkosten zurück. KontroIl­
rechnungen haben ergeben, daß eine vöIIige Eliminierung des Komfortfaktors die Stauungsabgabe eines 
Pkw nur um ein Drittel, die eines Lastzugs dagegen um mehr als die Hälfl:e reduzieren würde. 

40) 1 Lkw oder Bus 2 PKWE 
1 Lastzug 3,5 PKWE 
1 Krafl:rad = 0,5 PKWE 

cd 
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Ta bell e 4: .ifquivalenzzifJern zur Au/schlüsselung der Stauungskosten 
1. Krafträder 
2. Pkw und Kombinationskraftwagen 
3. Kraftomnibusse 
4. Lkw bis 1,5 t Nutzlast 
5. Lkw von 1,5-5 t Nutzlast 
6. Lkw von 5-7 t Nutzlast 
7. Lkw von 7-12 t Nutzlast 
8. Zugmaschinen, Sattel fahrzeuge, Sonderfahrzeuge und Lkw- und Sattelzüge 

QueUe: Wegekostenbericht, a.a.O., S. 114. 
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0,5 
1 
1,5 
1,7 
2,2 
2,7 
5 
6 

Entsprechend der in Tabelle 4 angegebenen Einteilung der Kraftfahrzelwe in verschie­
dene Kategorien sind auch die in der Verkehrszählung tiefer gegliederte; AnO'aben zu­
sammengefaßt worden 41). Die Zahl der Pkw-Einheiten (PKWE) ist für jede Periode in 
Spalte 5 der Tabelle 5 ausgewiesen. Erwartungsgemäß schlägt sich ein hoher Anteil an 
~kw ! LZ an der Verkehrsmenge in einer relativ hohen Zahl von PKWE nieder, z. B. 
1st bel etwa gleicher Anzahl von Kfz/h die Zahl der PKWE von 5-6 Uhr etwa doppelt 
so hoch wie von 21-22 Uhr. 

In den Spalten 4 bzw. 6 sind die Veränderungen der Stauungskosten bzw. der Verkehrs­
menge angegeben. Die Division dieser beiden Größen ergibt die Grenzkosten der Stau­
ung pro PKWE (Spalte 7). Das ist der Wert, mit dem eine PKWE - im Hinblick auf 
ei~e. optimale Auslastung der Verkehrswege - bei einer Fahrt belastet sein soll. Multi­
pllZler~ man diesen Wert mit dem jeweiligen Aquivalenzfaktor (vgl. Tabelle 4) , so erhält 
~an die Grenzkosten der Stauung aller übrigen Fahrzeugkategorien. Sie sind z. B. bei 
eInem Bus 1,5 mal und bei einem Lastzug sechsmal so hoch wie bei einem Pkw. 

Aus der Tabelle 5 ist klar zu erkennen, daß die Grenzkosten der Stauung primär von 
der Ges~.mtna~hfra.?e na0 Autobahnleistungen abhängig sind. Sie sind ceteris paribus 
u~ s? hoher, Je poße.r dIe Verkehrsmenge ist. Sie sind deshalb nachts außergewöhnlich 
medng und erreIchen Ihr Maximum von 4,01 DMJ100 km pro PKWE zur gleichen Zeit 
(16-17 Uhr) wie die Verkehrsmenge. 

Etwas schwieriger ist der Einfluß der Verkehrsmischung nachzuweisen. Wenn der Anteil 
der Lkw + LZ an der Verkehrsmenge ceteris paribus zunimmt, steigen die gesamten 
Stauungs~osten zwangsläufig an, da ein Lastzug höhere Stauungsverluste aufzuweisen 
hat als eIn Pkw (vgl. Tabelle 3). Die Auswirkungen auf die Höhe der Grenzkosten der 
Stauung hängen davon ab, ob sich die korrespondierende Anderung der PKWE über­
oder unterproportio.nal zu. der ?,-nderung der Stauungskosten verhält. Da ein Lastzug 
sech~ P~WE .entspncht, seIn.e eIgenen Stauungsverluste aber im allgemeinen nur etwa 
zwel- bIS dreImal so hoch SInd. wird der auf eine PKWE anzulastende Grenzkosten­
betrag im Regelfa1l 42

) um so geringer, je größe:- der Anteil des Schwerlastverkehrs an 
dem Verkehrsvolumen ist. Folglich sind die Grenzkosten der Stauung bei vergleichbaren 
Verkehrsmengen an den Werktagen niedriger als an den Wochenenden. 

41) Nur ?ei den Lkw war eine Ausn~hme notwer:dig. D,a in der Verkehrserhebung nur eine Rubrik VOll 

l:kw ~.ber. 5 t N~tzla s t enthalten 1st, wurde hierfür m den folgenden Berechnungen eine durchschnitt­
hche Ji.qulvalenzzlffer von 3,8 angesetzt. 

42) Die geringfügigen Au.snahmen können damit erklärt werden, daß bei größeren Variationen der Ver­
kehrsmischung .auch. die Durchfl~ß-Geschwi~digk~jts-F~nktionen einen anderen Verlauf aufweisen. Der 
Nettoeffekt bel der Ji.nderungen Ist dann mcht emdeutlg vorherzusagen. 
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Tabelle 5a: 

Berechnung der Grenzkosten der Stauung ankN ormalwerktagen des Jahres 1970 
- in DM/lOO m-

Gesamte Anderung Gren zkosten Anderung der St~uung Tageszeit Kfz. Sta uungs- der Stauungs- PKWE der PKWE pro PKWE kosten kosten 
1 2 3 4 5 6 7 

111 7 8 437 43 0,1 8 1-2 
122 15 480 

116 11 18 548 95 0,19 2-3 
136 29 643 

112 8 15 506 81 0,19 3-4 
130 23 588 

148 41 39 652 132 0,30 4-5 
178 81 784 

286 314 99 1133 11 9 0,83 5-6 
316 413 1252 

513 1117 232 1383 102 2,27 6-7 
551 1349 1486 

608 1341 185 1410 70 2,66 7-8 
638 1526 1 480 

768 1913 364 1583 107 3,40 8-9 
820 2277 1690 

662 1259 175 1306 67 2,60 9-10 
696 1434 1374 

797 2068 256 1556 70 3,65 10- 11 
833 2324 1626 

663 1283 183 1339 73 2,52 11-12 
699 1466 1412 

590 1228 190 1307 71 2,68 12-13 
622 1418 1378 

689 1391 205 1336 70 2,94 13 - 14 
725 1596 1406 

692 1414 207 1372 71 2,90 14-15 
728 1621 1444 

682 1356 210 1328 74 2,84 15-16 
720 1566 1402 

817 2160 318 1472 79 4,01 16-17 
861 2478 1552 

812 2138 347 1493 89 3,92 17- 18 
860 2485 1582 

763 1506 286 1336 91 3, 14 18 -19 
815 1792 1428 

589 721 124 1003 55 2,27 19-20 
621 845 1058 

349 195 55 675 54 1,02 20-21 
377 250 729 

270 72 86 551 114 0,75 21-22 
326 158 665 

203 3 12 434 30 0,39 22-23 
217 14 464 
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Tabelle Sb : 

Berechnung der Grenzkosten der Stauung an Wochenenden des Jahres 1910 
- in DM/I00 km-

Gesamte Anderung 
Anderung Grenzkosten Tageszeit Kfz Stauungs- der Stauungs- PKWE der Sta uung kosten kosten derPKWE 

proPKWE 1 2 3 4 5 6 7 

6-7 373 234 
51 682 

44 1,16 397 285 726 

7-8 473 357 
157 730 

93 1,69 533 514 823 

8-9 570 595 
250 753 

111 654 845 864 2,25 

9-10 674 667 
300 780 

97 3,08 758 967 877 

10 -11 760 970 
334 876 

90 3,71 838 1304 966 

11-12 623 503 
526 685 

172 3,07 779 1029 857 

12 -13 584 406 
285 652 

116 2,45 688 691 768 

13 -14 609 468 
422 655 

144 2,92 743 890 799 

14 -15 646 563 
299 693 

99 3,03 739 862 791 

15 -16 675 643 
210 711 

67 3,12 739 853 778 

16 -17 726 813 
262 781 

67 3,92 789 1075 848 

17-18 832 1251 
361 886 

79 4,58 907 1612 965 

18 -19 756 918 
257 796 

65 3,94 818 1175 861 

19-20 496 215 
194 532 

97 2,01 587 409 628 

20-21 370 19 
314 376 

189 1,66 556 333 566 

In der bisher einzigen Berechnung der sozialen Grenzkosten der Straßenbenutzung 43) 
wird empfohlen, den Autofahrer u. a. in Höhe der Grenzkosten der Stauung abgabe­
pflichtig zu machen. Zugrunde liegt die - zutreffende _ Ansicht, daß eine effiziente 
Allokation nur dann realisiert wird, wenn jeder Kraftfahrer die von ihm verursachten 
Grenzkosten trägt und bei seinen Entscheidungen berücksichtigt. Dabei wurde über­
sehen, daß der Autofahrer ohne jegliche Intervention des Staates bereits die Stauungs-

43) Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.), Bericht über die Musteruntersuchung gern. Arti­
kel 3 der Entscheidung des Rates Nr. 65/270/EWG vom 13.5. 1965 (SEK [69J 700 endg.) , Brüssel 1969. S. 288 ff. 
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verluste trägt (4). Dieser Teil der Grenzkosten der Stauung ist in jedem Falle internali­
siert. Um Doppelbelastungen zu vermeiden, sind also die oben berechneten Grenzkosten 
der Stauung nicht mit der Geldsumme identisch, die ein Autofahrer in Form einer Stau­
ungsabgabe an den Fiskus entrichten soll. Letztere Größe soll vielmehr nur in Höhe der 
externen Stauungsfolgen erhoben werden. 

VI. Die Berechnung der Stauungsabgabe 
Aufgabe der Stauungsabgabe ist es, den Unterschied zwischen der privatwirtschaftlichen 
(Stauungsverluste) und der sozialen (Grenzkosten der Stauung) Bewertung der Stau­
ungsfolgen in der Kalkulation der Autofahrer auszugleichen. Sie ist deshalb in Höhe der 
Differenz zwischen diesen beiden Größen zu erheben. Somit ergeben die in naturaler 
Form (Zunahme der Betriebs-, Komfort- und Zeit kosten) zu tragenden Stauungsverluste 
zusammen mit der in Geldform zu entrichtenden Stauungsabgabe gerade die nach dem 
Kriterium des effizienten Faktoreinsatzes optimale Belastung in Höhe der Grenzkosten 
der Stauung (5). 
Ausgangsgröße für die Berechnung der Stauungsabgabe sind die für jede Fahrzeugkate­
gorie unterschiedlich hohen Grenzkosten der Stauung. Die hiervon zu subtrahierenden 
Stauungsverluste sind als Periodenmittelwerte aus der Spalte 9 der Tabelle 3 a-c über­
nommen worden. Wie die beiden Ausgangsgrößen, so ist die Höhe der Stauungsabgabe 
ebenfalls abhängig von 

der Gesamtnachfrage nach Autobahnleistungen, 
der Kapazität des Verkehrsweges, 
der Verkehrsmischung und 
der Bauart des Fahrzeugs. 

Dominant ist der Einfluß der Verkehrsmenge, so daß ceteris paribus die Stauungsabgabe 
um so höher ist, je stärker die Autobahn belastet ist. Das Maximum der Stauungsabgabe 
ist in der Zeit von 16-17 Uhr fällig, während die Werte in der Nacht praktisch ver­
nachlässigbar sind. 

Die Abhängigkeit der Höhe der Stauungsabgabe von der Kapazität (6) des Verkehrs­
weges ist aus den vorgelegten Zahlen nicht zu erkennen, da nur eine einzige Straße 
untersucht worden ist. Es braucht jedoch nicht viel Phantasie, um sich vorzustellen, daß 
z. B. eine Bundesstraße bei gleicher Verkehrsbelastung höhere Stauungskosten als eine 
Autobahn aufweisen wird. 

44) Diesem Irrtum unterliegen auch: Uvy-Lambert, H., Tarification des Services a Qualite Variable -
Application aux Peages de Circulation, in: Econometrica, 36. Jg. (1968), S. 564-574; Marchand, M., 
A Note on Optimal Tolls in an Imperfect Environment, in: Econometrica, 36. Jg. (1968), S.575- 581. 

45) Bei unseren Berechnungen wird unterstellt, daß der gesamte Wirtschaftsablauf optimal organisiert ist. 
Diese Annahme ist ein Wunschtraum, der nie erfüllt wird. Dennoch erscheint die Darstellung des Ideals 
in der vorliegenden Testberechnung der Stauungsabgaben sinnvoll, da hier weniger die empirischen 
Ergebnisse als vielmehr der theoretische Rechengang im Vordergrund steht. Die Modifikationen, die zur 
Anpassung an die realen Verhältnisse notwendig sind, hängen von dem konkreten Objekt und den all­
gemeinen politischen Rahmenbedingungen ab; die in ein second-best-Modell einzugebenden Daten 
müssen deshalb in jedem Anwendungsfall neu bestimmt werden. Für den Fall, daß nur die Auto­
bahnen gebührenpflichtig werden, vgl. Uvy-Lambert, H., Tarification ... , a.a .O. und Marchand, M., 
A Note on Optimal ... , a.a.O. 

46) Die Kapazität eines Verkehrsweges wird daran gemessen, wieviele Kfz/h auf ihm bei einer bestimm­
ten Geschwindigkeit, z. B. 80 km/h, verkehren können . Maße wie Spurenzahl, Straßenbreite u. ä. sind 
un zureichend für die Angabe der Kapazität, da letztere auch von der Gradiente, den Sicherheitsein­
r ich tungen usw. abhängt. 
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Durch den Vergleich der Daten vom frühen Morgen mit denjenigen des Abends läßt 
sich der Einfluß der Verkehrsmischung relativ gut erkennen. Wie bereits erwähnt, be­
dingt ein hoher Anteil an Lkw + LZ niedrige Grenzkosten der Stauung, aber hohe 
Stauungsverluste. Dementsprechend fällt bei starkem Güterverkehr die Stauungsabgabe 
niedrig aus. Dies trifft auf der BAB Walldorf-Weinsberg für die Nacht- und Vormit­
tagsstunden zu. In der Zeit von 5-6 Uhr ist sogar der seltene Zustand eingetreten, daß 
die Pkw zwangsweise mehr an Stauungsverlusten erleiden als sie selbst anderen zu­
fügen (7). Rein theoretisch wäre es hier für die optimale Allokation sogar notwendig, 
jeden Pkw-Fahrer, der um diese Zeit auf der BAB Walldorf-Weinsberg verkehrt, zu 
kompensieren (8). Die unterschiedliche Verkehrszusammensetzung ist auch die Haupt­
ursache dafür, daß am Wochenende höhere Stauungsabgaben als an den Arbeitstagen zu 
bezahlen sind. Bei den Pkw ist es fast eine Verdoppelung, bei den Lkw und Lastzügen 
ist die Erhöhung geringfügig (vgl. Tabelle 6a und b). 

Tabelle 6a: 

Tageszeit 

1-2 
2-3 
3-4 
4-5 
5-6 
6-7 
7-8 
8-9 
9-10 

10-11 
11- 12 
12 -13 
13 - 14 
14 -15 
15 -16 
16 - 17 
17 -18 
18 -19 
19-20 
20-21 
21-22 
22-23 

Die Höhe der Stauungsabgaben an Normalwerktagen desjahres 1970 
auf der BAB W alldorf-Weinsberg 

- in DM /100 km-

Grenzkosten Lastkraftwagen 
der Stauung PKW Bus 
proPKWE <1.5t l,5-5t >5t 

0,18 0,12 0,20 0,24 0,33 0,61 
0,19 0,10 0,18 0,21 0 ,31 0,61 
0,19 0,12 0,21 0,24 0 ,34 0 ,64 
0,30 0,08 0,19 0,25 0,40 0,88 
0,83 -0,16 0,43 0,59 1,01 2 ,33 
2,27 0,09 1,80 2,25 3 ,38 7,02 
2,66 0,59 2,13 2,66 3,99 8,25 
3,40 1,17 2,64 3,32 5,02 10,46 
2,60 0,93 1,93 2,45 3,75 7,91 
3,65 1,32 2,93 3,66 5,48 11,32 
2,52 0,85 1,80 2,30 3 ,56 7,60 
2;68 0,72 2,23 2,77 4,11 8,39 
2,94 1,15 2,32 2,89 4,38 9 ,06 
2,90 1,10 2,25 2,83 4,28 8,92 
2,84 1,08 2,20 2,77 4,19 8,73 
4,01 1,56 3,37 4,17 6,17 12,59 
3,92 1,48 3,23 4,01 5 ,97 12,25 
3,14 1,35 2,49 3,12 4,69 9,71 
2,27 1,18 1,96 2,41 3,54 7,18 
1,02 0,53 0,86 1,06 1,57 3,21 
0,75 0,46 0,73 0,88 1,25 2,45 
0,39 0,36 0,55 0,62 0,82 1,44 

LZ 

0,96 
0,96 
0,99 
1,35 
3 ,56 

10,81 
12,71 
16,10 
12,16 
17,45 
11,67 
13,25 
14,00 
13,73 
13,43 
19,43 
18,91 
14,95 
11,08 

4,97 
3,81 
2,27 

47) Die Grenzkosten der Stauung und die Stauungsverluste sind von un terschiedlichen Kostenfunktionen 
abgeleitet. Die Stauungsverluste sind gruppenspezifische, durchschnittliche Stauungskosten, die ein Fahr­
zeug in Kauf nehmen muß. Die zugehörigen Gesamtstauungskosten (Spalte 10 der Tabelle 3 a-c) bezie­
hen sich jeweils nur auf eine Fahrzeugkategorie. Die Grenzkosten der Stauung sind dagegen die erste 
Ableitung der gesamten Stauungskosten, aufsummiert über alle Fahrzeugkategorien, nach der Verkehrs­
rnenge. 

48) Die hier berechnete Kompensation der Pkw-Fahrer beruht auf den Berechnungen vor der Anpassung 
aller Verkehrsteilnehmer an die Gebührensätze. Es ist nicht auszuschließen, daß nach der Anpassung 
überhaupt keine Kompensation mehr notwendig ist. 
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Tabelle 6b: 

Tageszeit 

6-7 
7-8 
8-9 
9-10 

10-11 
11 - 12 
12 - 13 
13 - 14 
14 - 15 
15 -16 
16-17 
17 -18 
18 - 19 
19-20 
20-21 

Die Höhe der Stauungsabgaben an Wochenenden des Jahres 1970 
auf der BAB Walldorf-Weinsberg 

- in DM /100 km-

Grenzkosten Lastkraftwagen 
der Stauung PKW Bus 
proPKWE <I,5t 1,5 -51 >51 

1,16 0,62 0,99 1,22 1,80 3,66 
1,69 0,95 1,51 1,84 2,69 5,39 
2,25 1,18 1,91 2,36 3,48 7,08 
3,08 2,01 3,12 3,74 5,28 10,20 
3,71 2,36 3,73 4,47 6,32 12,26 
3,07 2,04 3,17 3,78 5,31 10,23 
2,45 1,63 2,51 3,00 4,22 8,14 
2,92 1,96 3,04 3,62 5,08 9,76 
3,03 2,03 3,15 3,75 5,27 10,11 
3,12 2,08 3,22 3,84 5,40 10,40 
3,92 2,71 4,21 4,99 6,95 13,23 
4,58 2,98 4,67 5,59 7,88 15,20 
3,94 2,63 4,11 4,90 6,87 13,17 
2,01 1,46 2,24 2,64 3,64 6,86 
1,66 1,34 2,02 2,35 3,18 5,84 

l.Z 

5,66 
8,34 

10,92 
15,86 
20,04 
15,92 
12,72 
15,19 
15,74 
16,22 
20,61 
23,74 
20,57 
10,64 
9,06 

Die Unterschiede in der Höhe der Stauungsabgabe sind zwischen den einzelnen Kraft­
fahrzeugarten recht ausgeprägt. Für die Pkw ist charakteristisch, daß sie bei ihrer hohen 
Grundgeschwindigkeit bei zunehmender Verkehrsbelastung bereits relativ hohe eigene 
Stauungsverluste aufweisen, so daß die Grenzkosten der Stauung nur wenig darüber 
liegen. Auf der BAß Walldorf-Weinsberg bewegt sich die Stauungsabgabe der Pkw 
meistens um 1 DM/I00 km. Die Nutzfahrzeuge werden dagegen bei einer Verkehrs­
mengenzunahme wegen ihrer niedrigen Grundgeschwindigkeit nur wenig behindert, 
d. h. die eigenen Stauungsverluste sind relativ gering. Sie selbst verzögern jedoch die 
Fortbewegung der anderen Verkehrsteilnehmer stark, so daß ihnen hohe Grenzkosten 
der Stauung zugerechnet werden müssen. Die unterschiedliche Entwicklung der Bestim­
mungsfaktoren bei den Pkw und den Nutzfahrzeugen führt dazu, daß die Stauungs­
abgabe eines Lastzuges beispielsweise mehr als zehn mal so hoch wie die eines Pkw sein 
soll. Damit sind hier die Unterschiede zwischen den einzelnen Kategorien wesentlich 
ausgeprägter als bei den Stauungsverlusten oder den Grenzkosten der Stauung. 
Nach der Berechnung der im Hinblick auf das Allokationsziel optimalen Höhe der 
Stauungsabgaben ist die Porderung nach einer operationalen Ausgestaltung zu berück­
sichtigen. Denn von vielen Seiten wird gegen das peak-load-pricing der Einwand eines 
zu großen Erhebungsaufwandes erhoben. 

VII. Probleme der Erhebung der Stauungs ab gabe 
Häufig wird die Grcnzkostenpreisbildung mit der Formulierung einer verursachungsge­
rechten Kostenzurechnung mißverständlich dargestellt. Dadurch entsteht der falsche Ein­
druck, als würde bei diesem Prinzip eine »statische Kostengerechtigkeit« 49) im Vorder-

49) Willeke, R., Koordinierte Bedarfs- und Finanzplanung der Infrastruktur des KraA:verkehrs, in: Zeit­
schriA: für VerkehrswissenschaA:, 42. Jg. (1971), S. 119-131, s. bes. S. 128. 
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grund stehen. Richtig interpretiert dient dieses Belastungsverfahren nur als ein wirt­
schaftliches Steuerungsinstrument zur bestmöglichen Nutzung der vorhandenen Straßen­
kapazitäten sowie zur effizienten Steuerung der Investitionstätigkeit. Es kommt also 
nicht so sehr darauf an, daß die von den Autofahrern gezahlten Gebühren immer mit 
den rechnerisch ermittelten Werten bis auf den Pfennig übereinstimmen, sondern primär 
soll das Verhalten der Verkehrsteilnehmer in dem gewünschten Sinne beeinflußt werden. 

Bei der anstehenden Vereinfachung der Tarifstruktur muß deshalb die verkehrslenkende 
Funktion der Staunugsabgaben erhalten bleiben. Der Verkehr soll durch niedrige Ab­
gaben in den schwach belasteten Perioden gefördert und durch hohe Gebühren zu den 
Spitzenzeiten gehemmt werden. Das in Abbildung 2 eingetragene Gebührensystem mit 
fünf Tarifklassen 50) - 0; 0,50; 0,80; 1,20 und 1,50 DM/I00 km - scheint diese Forde­
rungen zu erfüllen. Da die Stauungsabgabe weitgehend von der Verkehrsmenge abhän­
gig ist, kommt die kostenlose Benutzung während der Nacht, die mäßige Abgabe am 
Tagesrand und die maximale Belastung zu der Spitzenzeit nicht unerwartet. Trotz der 

Abbildung 2: 

Die Verkehrsmenge und die Struktur der Pkw-Stauungsabgaben an einem Normalwerktag 
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50) Unter Umständen können auch die drei mittleren Tarifklassen zu zwei Klassen z . B. 0,70 und 
1,10 DM/lOO km - zusammengefaßt werden. Bei den Nutzfahrzeugen kann man ebenfalls mit fünf 
Tarifklassen auskommen; selbstverständlich sind hier die Intervalle absolut gri:ißer. 
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weitgehenden Vereinfachung ist der Zusammenhang mit der berechneten Höhe der 
Stauungsabgabe eng, insbesondere wenn man die durch die Stauungsabgaben erfolgenden 
Verkehrsverlagerungen berücksichtigt. Ein (wesentlicher) Effizienzverlust ist deshalb 
von dieser organisatorischen Straffung nicht zu erwarten. 

Es bleibt noch zu klären, auf welchem Wege die Kraftfahrer in der angegebenen Weise 
belastet werden können. Als Alternative kommen für die fahrleistungsabhängigen 
Grenzkosten der Benutzung und die Stauungsabgabe die Mineralölsteuer oder eine 
Straßengebühr 51) in Frage. Bei der Entscheidung sind folgende Aspekte gegeneinander 
abzuwägen: 

die Mineralölsteuer reagiert unzureichend auf die zweite Bemessungsgrundlage »Ge­
wicht«, 
peak-Ioad-pricing ist nur bei Straßen gebühren möglich, 
die Mineralölsteuer kann nicht nach den unterschiedlichen sozialen Grenzkosten der 
einzelnen Verkehrswege gestaffelt werden, 
die Mineralölsteuer führt zwangsläufig zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
einzelnen Verkehrsträgern, da sie nicht nach der Höhe der verursachten \Y/ egekosten, 
sondern »willkürlich« festgesetzt wird, 
als einziger Vorteil der Mineralölsteuer gegenüber den Straßengebühren ist ihr gerin­
ger Erhebungsaufwand anzuführen. 

Da jedoch die bisherige Preispolitik im Verkehrssektor sehr weit von einer effizienten 
Preisbildung entfernt ist, können aufgrund der vorgesehenen Anderungen hohe Effi­
zienzgewinne erwartet werden. Die Beseitigung oder Verbesserung des Verkehrschaos 
zu den Spitzenzeiten, der Wettbewerbs verzerrungen im Hinblick auf die Wegekostenan­
lastung zwischen Schiene und Straße und die Einsparung an Investitionsbeträgen ist 
aller Wahrscheinlichkeit nach höher zu bewerten als der zusätzliche Erhebungsauf­
wand 52). Dieser beläuft sich nach einer übersicht im Malcor-Bericht 53 ) auf ca. 5-10010 
der Einnahmen; die konkurrierenden Verkehrsträger Bahn, Luftverkehr und Nahver­
kehr haben höhere prozentuale Verkaufsaufwendungen. Nach der gundsätzlichen Ent­
scheidung für Autobahngebühren ist noch der Erhebungsmodus zu bestimmen. 

Die in unseren Nachbarländern übliche Methode, die Gebühren an Zahlstellen auf der 
Autobahn zu erheben, ist wegen der Unterbrechung des Verkehrsablaufes sowie wegen 
der großen Zahl von Anschlußstellen an den deutschen Autobahnen wenig geeignet. 
Nahezu ideal ist ein in Großbritannien technisch erprobtes Verfahren 54), das trotz er-

51) Die hier vorgeschlagene Straßen- bzw. Autobahngebühr ist - im Gegensatz zu den gegenwärtigen 
Autobahngebühren irr Frankreich und Italien - keine ,Gebühr< im finanzwissenschaftlichen Sinne, son­
dern ein Preis für die Autobahnleistungen. Der Begriff wird dennoch wegen seiner weiten Verbreitung 
beibehalten. Die Autobahngebühren erhöhen sich gegenüber den hier ausgewiesenen Stauungsabgaberr 
um die Grerrzkosten der Benutzung (0,07 DM/100 km bei einem Pkw) und die Mehrwertsteuer (zur 
Zeit 11 %) . 

52) »Die Stockungskosten, die bei der Benutzung von Autobahnen und anderen Fernstraßen entstehen, 
wären durch eine Fernstraßenbenutzungsgebühr am leichtesten zu kompensieren . Eine solche Gebühr 
hätte den Zweck, einen Teil des Verkehrs von der Benutzung dieser Straßen abzuhalten so daß der 
auf ihnen verbleibende Verkehr für die Zahlung des Benutzungsentgeltes dadurch entsch~digt würde, 
daß keine oder nur geringe Verkehrsbehinderungen entstünden«, Funck, R., Optimalkriterien ... , 
a.a.O., S. 140. 

53) Vgl. Malcor-Bericht, a.a.O., S. 69-74. 
54) Vgl. Ministry 0/ Transport (Ed.), Road Pricing: The Economical and Technical Possibilities. London 

1964, dt. übersetzung, S. 48- 67 und Funck, R. und Peschel, K., Möglichkeiten der Kraflfahrzeugbe­
steuerung und ihre verkehrswirtsmaftlimen Konsequenzen (= Schriften reihe des Bundesministers für 
Verkehr, Heft 32), Bad Godesberg 1967, S. 30 ff. 
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heblich größerer Leistungsfähigkeit keinen höheren Aufwand als die manuelle Methode 
erfordern soll. Hierzu wird in jedes Fahrzeug ein kleines, kompaktes und betrugsicheres 
Meßgerät installiert, das auf elektrische Impulse reagiert. Nach jeder bzw. nach jeder 
zweiten Auffahrt 55) werden quer über die Fahrbahn in eine Kontaktschwelle mehrere 
Leitungen verlegt. Zahl und/oder Stärke der abgegebenen Impulse können je nach dem 
Ausmaß der Verkehrsbelastung des jeweiligen Strecken ab schnittes variiert werden. Der 
Zahlpflicht kann entweder im vorhinein durch den Kauf von Wertmarken ähnlich wie 
bei den Freistempelmaschinen der Bundespost oder nachträglich durch ein Ableseverfah­
ren genügt werden 56). 
Man kann also davon ausgehen, daß die technischen Probleme der Gebührenerhebung 
in einer wirtschaftlich vertretbaren Weise lösbar sind. Allerdings dürften die mit der Ein­
führung von Gebühren verbundenen psychologischen Probleme weit größer sein als die 
technischen oder wirtschaftlichen. Auf jeden Fall wäre deshalb eine gezielte und über­
zeugende Aufklärung der Autohalter notwendig. Schützenhilfe könnte dabei von der 
EG-K ommission kommen, die nach dem jetzigen Stand der Diskussion den Mitglieds­
ländern vermutlich Autobahngebühren empfehlen wird. 

55) Nam amerikanismen Erfahrungen gehen dadurm etwa 5 % der Einnahmen verloren, denen jedom eine 
Ersparnis an Ausrüstungskosten von 50 % gegenübersteht. 

56) Da bei dieser Methode keine Störung des Verkehrsablaufes eintritt, kann sie auch zur Erhebung von 
Stauungsabgaben in den Ballungsgebieten eingesetzt werden. Da sowohl die im Ortsbereim gefahrenen 
Kilometer als aum die vom einzelnen Fahrzeug verursachten Stauungskosten und Umweltbelästigungen 
wesentlich größer als auf Autobahnen sind, übersteigen die volkswirtschaftlimen Vorteile, die in Bal­
lungsgebieten durm eine Grenzkostenanlastung zu erzielen sind, die Vorteile im Fernverkehr bei wei­
tem. Bei der Entsmeidung über das Verfahren der Gebührenerhebung ist deshalb der Gesimtspunkt der 
universalen Anwendbarkeit von aus sm lag gebender Bedeutung. 

Summary 

Empirical values of congestion fees are calculated on the example of the Federal Autobahns 
Walldorf-Weinsberg in the above contribution. As a first step the total los ses caused through 
congestion per period are established. The marginal costs of congestion per vehicle category can 
be derived therefrom with the lack of homogeneity in the vehicles and the rapidly changing 
makeup of traffic in the course of time posing special difficulties. A fee is to be charged to 
compensate for external eHects from a theoretieal allocation standpoint. The congestion fee is 
to be based on the difference between the marginal costs of the congestion and the congestion 
losses of a vehicle as every car driver, of necessity, bears his own congestion costs. It has been 
shown that the technical problems of fee colleetion are soluble. A fee strueture based on con­
gestion eonditions is an important prerequisite for optimal organisation of the traHic sector 
whereby special attention to peak-Ioad-pricing in this instance eontributes to better use of the 
traffie routes in daytime. 

Dans le compte-rendu present, des valeurs empiriques d'encombrement sont ealculees a ['aide de 
l'exemple de I'autoroute de la RFA Walldorf-Weinsberg. De plus en premier lieu, la totalite 
des pertes d'encombrement sont communiquees par periode. On peut aussi en deduire les cOllts-
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limites de l'encombrement par categorie de vehicules, a l'occasion de quoi la non-homogeneitc 
des vehicules et la composition du trafic changeant vi te dans le temps causent des difficultes 
particulieres. Une taxe doit &tre prelevee en vue d'allocation theorique pour compenser les effets 
externes. La taxe d'encombrement doit, chaque automobiliste contribuant obligatoirement lu i­
m&me a sa propre perte d'encombrement, &tre fixee selon le degre de difference entre les coftts­
limites de l'encombrement et les pertes de l'encombrement. On y montre que les problemes 
techniques de prelevation de taxe sont resolubles. Un amenagement de taxe subordonne a 
l'encombrement est une condition prealable importante pour une organisation optimale du secteur 
du trafic, a l'occasion de quoi en particulier le »peak-load-pricing« contribue a une meilleure 
exploitation des voies de communication selon les heures du jour. 

-
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Zur Problematik der Investitionen im Luftverkehr 

VON PROFESSOR DR. DR. WILHELM BÖTTGER, KÖLN 

Im Gegensatz zu einer bei den Eisenbahnen weitgehend zentral ausgerichteten Entschei­
dungsbefugnis über die Investitionen für alle für die Erstellung der Verkehrsleistungen 
benötigten Anlagen und Einrichtungen gibt es im Luftverkehr mehrere die Investitionen 
beeinflussenden Zuständigkeiten. Es ist für das Luftverkehrsunternehmen nur dann sinn­
voll, größere Flugzeuge anzuschaffen, wenn die Träger der Luftsicherheits- und Boden­
dienste aller Art bereit sind, die zu diesem höherwertigen Flugzeugeinsatz ihrerseits not­
wendigen Komplementärinvestitionen für die von ihnen zu betreuenden Teilbereiche 
durchzuführen. 

Eine ökonomisch eindeutige Haltung der Unternehmensleitung kann bei Investitionsent­
scheidungen dann erschwert werden, wenn gesamtwirtschaftliche Erfordernisse Vorrang 
vor den betriebswirtschaftlich relevanten überlegungen haben sollen und die Gewinn­
orientierung lediglich als Fernziel gedacht wird 1). In solchem Falle sind Subventionen 
nicht vermeidbar. 

Da der vorläufige Verzicht auf die Gewinnrealisierung alle am Flugverkehr beteiligten 
Glieder der Luftfahrtorganisation angeht, wenn z. B. die Landegebühren auf den Flug­
häfen nicht kostendeckend sind und in die eigentliche Transportkostenrechnung nicht 
kostengedeckte Bestandteile eingehen, ist stets Klarheit über diese ökonomische Proble­
matik geboten, zumal letztlich oberstes Ziel aller unternehmenspolitischen Absichten die 
Gewinnerwirtschaftung sein sollte. 

Bei Investitionsabsichten wird von folgenden überlegungen auszugehen sein: 
Ersatzinvestitionen dienen der quantitativ-qualitativen Aufrechterhaltung des Umfanges 
des Flugzeugparks durch Ersatz technisch veralteter oder zerstörter Flugzeuge. Häufig 
wird ein die Kapazität erweiterndes Ersatzgerät angeschafft, wobei gleichzeitig auf Ratio­
nalisierungseffekte Bedacht genommen wird, so daß letztlich eine Leistungsverbesserung 
bewirkt wird. Ersatzinvestitionen in ihrer reinsten Form sind selten. Die Erweiterungs­
investitionen mit quantitativer und oft auch qualitativer Leistungsverbesserung stehen im 
Vordergrund. 
Sofern der Flugzeugpark zur Befriedigung steigender Verkehrsnachfrage vergrößert wer­
den muß, wird man aus Rationalitätsgründen bemüht bleiben, die Flugzeugflotte weit­
gehendst auf den Einsatz einheitlicher Fabrikationsmuster auszurichten. Zunächst kann 
mit diesem Verfahren eine günstige Relation zwischen Kapitalinvestitionen für die Flotte 
einerseits sowie für Ersatzteile und Reservebetriebswerke andererseits erzielt werden 2) . 

1) Eine Gegenüberstellung von einzelwirtschaftlicher und gemeinwirtschaftlicher Wirtschaftlichkeit im Luft­
verkehr findet sich bei WeIland, P., Das optimale Standortgefüge eines Luftverkehrsunternehmens, Diss. 
Köln 1971, S. 168 ff. 

2) Vgl. dazu Loers, W. R. , Die Bedeutung der Materiallager bei großen Luftverkehrsbetrieben und ihr Ein­
fluß auf deren Investitionsplanung, Diss. Köln 1967, S. 194. 
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Die Einsatzfähigkeit der Flugzeuge hängt weitgehend von der Schnelligkeit ~b, m~t d~r 
reparaturbedürftige Teile ausgetauscht werden k~nnen, und. wenn z. ~: n~r e.~n~ Emhelt 
eines bestimmten Flugzeugmusters vorhanden 1st, muß. em unverhaltmsm~ßlg hoher 
Ersatzteilbestand vorgehalten werden. Zu diesem VorteIl kommen ferner el~e bessere 
Ausnutzung der Vorrichtungen und Geräte für die Instandhaltung und ~bf~rt1gung d~r 
Flugzeuge sowie für die Ausbildung des fliegenden Personals 3) . Letztlich 1st auch ~le 
Ausbilduno- des technischen Bodenpersonals, das für Wartung, Instandsetzung und peno­
dische üb:rholung der Flugzeuge zuständig ist und in den v.eran:wort~ichen Positionen 
auch lizenziert sein muß, eine recht kostspielige AngelegenheIt. Eme VIelfalt von Flug­
zeugmustern würde ein unwirtschaftlich großes Ausbildungsvolumen voraussetzen. 

Immerhin werden diese Rationalisierungseffekte durch das Alter der vorhandenen Flotte 
begrenzt. Es kann dann der Fall eintreten, daß zwar die älte~en Teil~ der Flotte sich 
amortisiert haben, nicht jedoch die später nachgewachsenen TeIle. Es 1st denkbar, daß 
für eine auf Erweiterung bedachte Investition ein neues Flugzeugmuster (~achfolge­
muster) heranzuziehen ist, zumal die Einsatzzeit eines Flugzeugmu.~t~rs ,;emge.r du:ch 
den technischen Verschleiß als durch die nachlassende Wettbewerbsfahlgkelt bedmgt 1st. 
Da die neu esten Muster für die Fluggäste attraktiver sind, zumal we~n sie ~ualitätsver­
besserungen aufweisen, entsteht für die Lufttranspo.rtunternehmen em ge:,~sser Z,,:~ng, 
die älteren Modelle der vorhandenen Flotte durch em neues Muster vorZeItig abzulosen. 
Bei solchen Erscheinungen kann das Bestreben der Flugzeughersteller, sich einen aus­
reichenden Absatzmarkt zu erhalten und eine fortdauernde Beschäftigungsmöglichkeit 
für die Konstrukteure und sonstigen Spezialisten zu sichern, mitsprechen. 
Die nachlassende Wettbewerbsfähigkeit macht sich besonders auf solchen Luftverkehrs­
relationen bemerkbar, die einem intensiven Wettbewerb mehrerer Transportunt.ernehmer 
ausgesetzt sind. Das gilt besonde~s für ~ie interna~ionale? Langstrecken. Im B~~nenve~­
kehr ist der Wettbewerb wesenthch gennger, und 1m reglOnalen Luftverkehr konnte em 
Flugzeugmuster unschwer bis an die Grenze seiner technisch vertretbaren Einsatzfähig-

keit »ausgereizt« werden. 
Bei der Wahl des Nachfolgemusters sind Wirtschaftlichkeitsvergleiche zwisc~en den .f~r 
die Beschaffung in Betracht kommenden Flugzeugmustern anzustellen, wobeI Kapazltat 
und Reichweite zu berücksichtigen sind. 
Bei der ersten kostenrechnerischen Beurteilung verschiedener Baumuster ist wichtigstes 
Kriterium die Höhe der direkten Betriebskosten je Leistungseinheit bei gleicher typischer 

Streckenlänge. 
Sofern Flugzeugmmter beschafft werden sollen,. die noch im Plan.ungsstadiu~ sind, er­
gibt das Kostenbild nur angenäherte Werte. ~elst geht man. dabeI von techmsch~n A~­
haltspunkten aus (Gewicht, Flügelfläche, sonstlg~ Konstruktlons~erk~ale) . Es g~~t fur 
die Betriebskosten Standard-Schätzmethoden. DIe bekannteste 1st dIe A TA-Schatzme-

thode 4). 

3) Auf die Anforderungen an die Ausbildung weist Beine sehr detail\iert hin; vgl. Beine, R., Struktur und 
Orga nI sation des Luftverkehrs, in: D eutsche VerkehrswlS senschafiltche Gese!/schafl (H.rsg.), Probll~rft')' 
Luftverkehr ( = Band B 2 der Schriftenreihe der Deutschen VerkehrswlSSenschafthchen Gese s a , 

Köln 1968, S. 33 f. . üb bl'ck "b d' I" fi Arten 4) A TA = AIR TRANSPORT ASSOCIA TI ON of America . Emen er I u er le ge. au gen. . 
der Kostenschätzungs- und Ermittlungsverfahren und ihre K.ritik gibt F/echt.ner , A., WI:tscha~,"chked 
und Rentabilität im Luftverkehr (= Technische und volkswIrtschaftliche Benchte des WlftschaILs- un 
Verkeh rsministeriums Nord rhein-Westfalen, Nr. 48), Düsseldorf 1959, S. 157 ff. 
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Zur Problematik der Investitionen im Luftverkehr 

Die direkten - typischen - Betriebskosten sind: 
Flugkraftstoffverbrauch, 
Cockpit-Personal, 
Abschreibung und Versicherung, 
Wartung und überholung. 
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Der Zwang zur terminlichen Rangfolge bei der Auslieferung, die den Bestellern vom 
Hersteller eingeräumt wird, kann bei drohender Verschlechterung der Wettbewerbs­
situation dazu führen, daß die Wahl auf ein Muster fällt, dessen Kostenbild weniger 
günstig ist als das des Vergleichsmusters, wenn Auslieferungstermin und Einsatzbeginn 
des gewählten Musters zeitlich früher liegen. Damit soll die Gefahr einer Markteinbuße 
für das Unternehmen durch nachlassende Attraktivität der vorhandenen Flotte gebannt 
werden. 
Die für die Wahl des geeigneten Nachfolgemusters zu erstellende Investitionsrechnung 
geht aus von dem zu erwartenden Nachfragepotential auf den zu bedienenden Fluo-ver-
bindungen. " 

Es ist dabei darauf Bedacht zu nehmen, daß die Nachfrage bei allen Relationen meist 
recht unterschiedlich ist und von Verkehrsgebiet zu Verkehrsgebiet abweichenden saiso­
nalen Schwanku.ngen unte~liegt . Das gilt besonders für die immer stärker in Erscheinung 
tretenden AUSWIrkungen emes wachsenden Flugtourismus. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist bei gleich hohen Kosten je Sitzplatz dem Flugzeugtyp 
der Vorrang zu geben, der infolge eines höheren Sitzangebots einen stärkeren Anteil 
des Nachfragepotentials in der Saisonspitze befriedigen kann. 
Letzten Endes entscheidend ist jedoch die Gesamtwirtschaftlichkeit im Betrachtungszeit­
raum. 
Für die Wahl des Flugzeugmusters ist aber nicht nur das zu erwartende Verkehrsvolumen 
maßgebend, sondern auch das Niveau der Flugpreise. Flugstrecken mit einem starken 
Anteil an Urlaubsverkehr bieten oft günstige Sondertarife, die auf den Durchschnittser­
lös mindernd einwirken. 
Ein weiteres Kriterium ist die zeitliche Ausnutzung des Flugzeuges, dessen Umlauf so zu 
ordnen ist, daß es täglich eine möglichst hohe Stundenzahl erreicht. Die Länge der ein­
zelnen Streckenabschnitte, der Umfang der Zwischenlandungen und der Bodenzeiten 
sind hier die in den einzelnen Verkehrsgebieten unterschiedlichen Dominanten. 
Schließlich sind auch Rationalisierungsinvestitionen denkbar. Investitionen dieser Art 
ohne Ersatz- bzw. Erweiterungseffekt sind bei der Beschaffung neuer Flugzeuge kaum 
anzutreffen. Darüber hinaus werden Flugzeuge, die in ihrer Konstruktion noch nicht 
voll ausgereift sind, im Laufe ihrer Einsatzzeit durch Einbau zusätzlicher Vorrichtungen 
~nd Geräte immer wieder dem letzten technischen Stand dieses Musters angepaßt, um 
SIe verkehrssicherer, umweltfreundlicher oder wirtschaftlicher zu gestalten. 
Auf der Kostenseite müssen neben den kurzfristig variablen und den flugzeug-typischen 
direkten Kosten auch die sprungfixen Kosten in die Investitionsrechnung einbezogen 
werden. Sie werden teils durch die Einführung eines Flugzeugmusters schlechthin, teils 
durch die Transportkapazitäts- und Verkehrsausweitungen, teils durch die Ausdehnung 
des Flugnetzes auf neue Verkehrspunkte erzeugt. 
Die Einführung eines neuen Flugzeugmusters erfordert erheblichen Aufwand im war-



240 Wilhelm Böttger 

tungstechnischen Bereich durch Ausdehnung des Arbeitsumfanges: Beschaffung und Stu­
dium der technischen Unterlagen, Bearbeitung und Durchführung der technischen Neue­
rungen bei den frisch eingesetzten Flugzeugmustern, Beschaffung von typengebundenen 
Ersatzteilen und Werkstattvorrichtungen, Ausbildung von Lizenzmechanikern, Auswahl 
und Beschaffung von mustertypischem Bodengerät, Studium rationeller Be- und Entlade­
vorgänge. Der Einsatz zusätzlicher Flugzeuge bedingt eine Verstärkung des Personal­
körpers mit sämtlichen zusätzlichen Investitionen für Betriebs- und Raumausstattung 
und Schulungseinrichtung 5). 
Maßstab für den Wirtschaftlichkeitsgrad bei der Beschaffung von Flugzeugen ist die Ver­
zinsung des investierten Kapitals, vielfach auch als »Return on Investment« (RoI) be­
zeichnet 6). Zur Ermittlung dieser Verzinsung werden die beiden Größen Einnahmen und 
Kapitalausgaben, die in jedem Jahr des Einsatzzeitraumes des zu beschaffenden Aggre­
gats erwartet werden, so auf das Jahr der Entscheidung über die Investition (Jahr 0) 
abgezinst, daß die diskontierten Barwerte der Einnahmen und Ausgaben gleich hoch 
sind. Der sich hierbei ergebende Abzinsungsfaktor ist der Ro!. 

Der ungefähre Abzinsungsfaktor kann einer Abzinsungstabelle entnommen werden, der 
genaue Zinssatz muß durch eine Näherungsrechnung bestimmt werden. 

Die RoI -Methode zinst also Einnahmen (Geldrückflüsse) und Ausgaben in den Jahren 
des Einsatzes auf die Gegenwart ab. Dadurch werden alternative Rechnungen, bei denen 
diese bei den Größen in den einzelnen Jahren in unterschiedlicher Höhe anfallen, in 
ihrem wirtschaftlichen Ergebnis vergleichbar gemacht. Darüber hinaus stellt der RoI 
eine echte Aussage über die Wirtschaftlichkeit des Kapitaleinsatzes dar. Es handelt sich 
bei dieser Rechnung um einen Anwendungsfall 7) der sog. »Internen-Zinsfuß-Methode«. 

Die RoI-Rechnung ist notwendigerweise auf die gesamte voraussichtliche Einsatzzeit des 
zu beschaffenden Flugzeuges abzustellen. Vom Stand der Flugzeugtechnik und der Er­
fahrung ausgehend, kann man mit einer Einsatzzeit von 12-14 Jahren rechnen. Zu die­
ser Einsatzzeit tritt noch die Zeitspanne zwischen dem Tag der Bestellung und der Aus­
lieferung des Flugzeuges. Als Faustregel gilt hier eine Zeit von 18 Monaten. Die für die 
Ergebnisschätzung überschaubare Einsatzzeit dürfte allerdings nur bei 4-5 Jahren liegen. 
Im kommerziellen Luftverkehr kann dieser Planungszeitraum kaum weiter ausgedehnt 
werden, ohne die Aussagekraft des Zahlenmaterials in Frage zu stellen. Neben der Pro­
blematik in der Abschätzung von Nachfrage und Aufwandsentwicklung über einen län­
geren Zeitraum hinweg legen die dem Luftverkehr immanenten Besonderheiten einer 
langfristigen Planung erhebliche Schwierigkeiten in den Weg. 

Die saisonalen Schwankungen in den Verkehrsgebieten, wo sie ausgeprägt sind, haben 
zur Folge, daß die Flugzeuge in der Hochsaison oft einen Ladefaktor von 100010 errei­
chen, in der Zeit des Saisontiefs aber nur etwa 30-401)/0. Ein Flugzeug kann also im 
Jahresdurchschnitt niemals zu 100 010 ausgelastet sein, sondern bestenfalls zu 65-70 fJ/o. 
Da aber der Luftverkehr beständig zunimmt, wird regelmäßig die Beschaffung weiterer 
Flugzeuge zu einem Zeitpunkt notwendig, an dem die vorhandenen Flugzeuge die jah-

5) Vgl. Beine, R ., Struktur und Organisation . .. , a.a .O ., S. 33 f. 
6) Vgl. Läffelholz, J., Repetitorium der Betriebswirtschaftslehre, Wiesbaden 1966, S. 546. 
7) Eine andere Spielart ist die Kapitalwertrechnung, bei dcr die Nctto-Geldrückflüsse (Einnahmen abzü~­

lich der Ausgaben) mit einem Mindestzinssatz abgezinst werden. Bei positiven Kapitalwerten liegt d,e 
effektive Verzinsung über dem Mindestzinssatz. Vgl. dazu auch Läffelholz, J., Repetitorium ... , a.a.O., 
S. 548 ff. 

-
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resdu~~schnittlich ma~imale Auslastung erreicht haben, es sei denn, man verzichte dar­
a~f, fur den Ver.kehr m der Hochsaison entsprechende Transportkapazität vorzuhalten. 
Em solcher VerZIcht aber würde die Marktposition des Unternehmens gefährden und _ 
sof~rn das entgangene Verkehrsvolumen beträchtlich ist - auch den Verzicht auf eine 
optImale Gewinnsituation beinhalten. 

r.:m die RoI-.Re~nung a~fstellen zu können, verbleibt angesichts dieser Schwierigkeiten 
dIe NotwendIgkeIt, den 1m letzten Jahr der Schätzung erzielten Gewinn weiter fortzu­
schreiben. Dabei sind erfahrungsgemäß ein absinkender Durchschnittserlös sowie stei­
g~nde Betrieb~~osten zu .erwarten. Es ist daher empfehlenswert, die RoI-Rechnung auf 
emen etwas kurzeren ZeItraum, z. B. auf 10 Jahre, abzustellen. Die nicht in die Rech­
nung ~inbezogenen positiven Ergebnisse der letzten Nutzungsjahre stellen dann einen 
AusgleIch für nicht berücksichtigte Erlösminderungen dar8). 

Nachstehend wird das Prinzip der Abzinsungsmethode veranschaulicht: 

Es wird angeno~men, daß die Beschaffung eines Flugzeuges zunächst Kapitalausgaben 
v~n DM 15,5 MIO. erforder.t und daß spätere ,Rationalisierungsinvestitionen im Flugzeug 
m.I! zusamn:en DM 2,5 MIO. voraussehbar smd. Wir erwarten die Ausgaben und die 
Emnahmen m folgender Verteilung 9): 

Ta b elle 1: Abzinsungstabelle im Rahmen einer RaI-Rechnung 

in Mio.DM 

Jahr Kapital- Ein- Gegenwartswerte 
ausgaben nahmen Saldo bei Abzinsungsfaktoren von 

8,0% 7,5% 

0 - - - - -
1 -12,0 - 1,5 -13,5 -12,500 -12,558 
2 - 3,5 + 1,7 - 1,8 - 1,543 - 1,558 
3 - + 2,9 + 2,9 + 2,302 + 2,334 
4 - 1,0 + 3,2 + 2,2 + 1,617 + 1,647 
5 - + 3,2 + 3,2 + 2,178 + 2,229 
6 - + 3,2 + 3,2 + 2,017 + 2,074 
7 - 1,5 + 3,2 + 1,7 + 0,992 + 1,025 
8 - + 3,2 + 3,2 + 1,729 + 1,794 
9 - + 3,2 + 3,2 + 1,601 + 1,669 

10 - + 3,2 + 3,2 + 1,482 + 1,553 

-18,0 +25,5 + 7,5 - 0,125 + 0,209 

Die. -:Werte mit Minusvorzeichen stellen negative, die Werte mit Plusvorzeichen stellen 
posltIve Geldrückflüsse dar. Die Saldierungen sind Nettogeldrückflüsse. 

Die exakte B~stimmun.g des Ab~insungsfaktors setzt voraus, daß der saldierte Gegen­
wartswert gleIch Null 1st. Der Mmussaldo bei 8,0010 drückt aus, daß der RoI etwas nie-

8) In ?ie Re~n~~g sind selbst':~rständJich alle Folgeinvestitionen einerseits und der voraussichtliche Liqui-
9 d~tlonserlos .Eur das Fluggerat am Ende der Nutzungsdauer andererseits einzubeziehen. 
) D,ese Statistik wurde aus dem Zahlenmaterial einer Luftfahrtgesellschaft errechnet. 
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driger als 8,ooh sein muß. Bei 7,5010 Abzinsung entsteht ein positiver Geldrückfluß 1m 
Gesamtergebnis, der RoI liegt also über 7,5010. Er dürfte bei etwa 7,8010 liegen. 

Das der Transportfunktion dienende Aggregat soll im Dienste für das für die Beschaf­
fung und Unterhaltung notwendige Kapital in optimaler Weise genutzt werden. Das 
wird erschwert, da die Flugzeuge gewöhnlich lange Zeit vor ihrer Fertigstellung bestellt 
werden müssen. Man weiß nicht sicher, ob zum Zeitpunkt der Auslieferung und des 
Einsatzes bereits eine so weitgehende Nutzung möglich ist, daß volle Kostendeckung 
erfolgen kann oder ob gewartet werden muß, bis das Verkehrsvolumen nachgewachsen 
ist. Daraus folgt , daß das für die Beschaffung eingesetzte Kapital zeitweise ohne direkte 
Rentabilität bleibt. Es ist anzuerkennen, daß das Transportunternehmen durch die An­
schaffung des Aggregats im Kreis der Wettbewerber auch in Zukunft voll leistungsfähig 
sein will. In solchen Fällen muß darauf Bedacht genommen werden, die zeitweilig ent­
stehenden Unterschüsse an anderer Stelle auszugleichen. Eine künftig mit einiger Sicher­
heit zu erwartende Rentabilität bei dem neuen Flugzeug ist sorgsam ins Auge zu fassen. 
In der Rege! bleibt allerdings ein gewisses Risiko bestehen. 

Im Bereich der Flugzeugproduktion sind unmittelbare Einflußmöglichkeiten der Luft­
verkehrsunternehmen verhältnismäßig gering. Ihnen obliegt aber die Auswahlmöglich­
keit; über die Art und Weise der Produktion selbst wird von den Konstruktionsfach­
leuten entschieden. Bedeutsam ist für das Transportunternehmen, ob die von der Her­
stellerfirma zugesagten Leistungs- und Kostendaten des neuen Flugzeugmusters in der 
Praxis auch bestätigt werden. 

Im kommerziellen Luftverkehr gilt als Faustregel, daß neu aufgenommene Flugstrecken 
spätestens nach zwei Jahren Anlaufzeit positive Wirtschaftsergebnisse aufweisen müssen, 
um das Befliegen der Strecke ökonomisch zu rechtfertigen. Allerdings sind in die zu die­
sem Zweck vorzunehmende überprüfung auch Nebenergebnisse, wie induzierte Steige­
rungen des Aufkommens auf anderen Verkehrsrelationen durch das Einrichten dieser 
neuen Strecken zu berücksichtigen. 

Der Spielraum für Investitionen im Luftverkehr findet seine Grenzen im Wirtschaftlich­
keitsvergleich mit anderen konkurrierenden Verkehrsunternehmen. Dies ist vor allem 
für den Inlandsverkehr, aber auch für den grenzüberschreitenden Kurzstreckenverkehr 
von Bedeutung. Letztlich kommt es bei einer Gesamtbetrachtung darauf an, eine Koor­
dinierung der Investitionen für den Luftverkehr im Blickfeld einer gesamtwirtschaftlich­
rationalen Wirkungsweise vorzunehmen. 

Daneben steht das Erfordernis, die Investitionsplanung für den Luftverkehr in Anglei­
chung an das Wirtschaftswachstum vorzunehmen. In solchem Fall müßten die Planungen 
so ausgerichtet sein, daß sie von sich zugleich das Wirtschaftswachstum begünstigen, wie 
dies durch Verbesserung, vielleicht auch durch Verbilligung des Leistungsvollzugs ge­
schehen kann. Aber es ist nicht unbedingt erforderlich, die Investitionsplanung nur von 
einer Verkehrszunahme abhängig zu machen. Es ist durchaus denkbar, daß eine qualita­
tiv unzureichend befriedigte Nachfrage durch zusätzliche Investitionen aufgebessert 
wird, zumal dann, wenn höhere Erlöse für die Einzelleistung erwartet werden können. 
Einschränkend soll aber vermerkt werden, daß bei Investitionsplanungen dieser Art 
der Wunsch nach voll befriedigender Rentabilität nur selten sogleich erfüllt wird. Es ist 
denkbar, daß im Zuge solcher Investitionen die gesamtwirtschaftliche Produktivität eine 
Zeitlang über der einzelwirtschaftlichen Rentabilität liegt. 

-
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Bei überlegungen dieser Art handelt es sich besonders um Geschwindigkeitserhöhungen, 
die maximal höhere Betriebsleistungen ermöglichen, gesteigert durch das wachsende 
Raum- und Gewichtsfassungsvermögen der Flugzeuge. Hier finden die Erweiterungs­
investitionen quantitativ durch Anschaffung zusätzlicher Aggregate oder der Ersatz vor­
handener durch bessere oder durch werterhöhende Instandsetzung in Gestalt der Ratio­
nalisierungsinvestition ihre Rechtfertigung. 

Die Transportkapazität des Flugzeugmusters Boeing 707 (in Passagierversion) z. B. ist 
im Vergleich zu seinem Vorgängermuster Lockheed L 1649 erheblich angestiegen. Es 
wird zur Veranschaulichung als Beispiel ein Flug Frankfurt-New York gewählt: 

Tabelle 2: Transportkapazitätsvergleich zweier Flugzeugtypen 

Block-
Durchschnittliche 

Nutzlast 
Leistung 

Geschwindigkeit (tkml tkmje 
stunden (km/ Std.l (t) gesamt Blockstunde 

Lockheed L 1649 15 422 8,5 52600 3507 
Boeing 707 8 792 18,5 114500 14313 

Zwischen dem Zeitpunkt der Entscheidung über die Beschaffung von Flugzeugen und 
ihrem Einsatzbeginn liegen oft mehrere Jahre. Hinzu kommt, daß die Investitionsrech­
nung selbst auch wieder mehrere Jahre umfassen soll. Es ist daher unvermeidlich, daß 
sowohl auf der Erlös- als auch auf der Kostenseite gewisse Schätzfehler in die Rechnun<7 
eingehen werden. Dennoch - oder gerade deshalb - ist nach Realisierung des Investi~ 
tionsvorhabens eine Nachprüfung vorzunehmen, um festzustellen, in welchem Umfange 
die Datensammlung der Investitionsrechnung durch die Praxis bestätigt wurde. Diese 
Nachprüfung soll nicht nur dazu beitragen, bei weiteren Rechnungen den Schätzfehler­
Streubereich einzuengen, sondern sie hat auch festzustellen, ob die für einzelne von der 
Investition berührten Bereiche vorgegebenen Mittel wirtSchaftlich und nur im Rahmen 
der mit diesen Bereichen abgesprochenen Aufwandsentwicklung verwendet wurden. Die 
beiden Schwerpunkte der Nachprüfung sind Realisierung des geschätzten Mehraufkom­
mens und Beschränkung bei der Erhöhung der Personalstärke auf die in der Rechnun<7 

. 0 
veranschlagten Personalsteigerungen. 

Summary 

Capital investments for extension purposes with quantitative and also frequently with qualitative 
improvements in efficiency dominate the air traffic scene. Should a new aircraft design (succes­
SOl' type) have to be assessed for the purposes of such a capital investment comparisons with 
regard to profitability have to be drawn between the aircraft designs coming into question for 
the procurement, capacity and range being factors to be considered. Several criteria playing a 
part in the choice of an aircraft are listed. The rate of interest for invested capital - frequently 
caIIed »return on investment« (Rol) - is the yardstick for measuring the degree of profitability 
in the procurement of aircraft. An example is given and the calculations worked out. 
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Dans le trafic aenen, ce sont les investissements d'agrandissement avec une amelioration quan­
titative et souvent aussi qualitative du rendement qui se trouvent au premier plan. S'il faut 
recourir a un nouveau modele d'avion (modele successeur) pour un investissement dans le sens 
de l'agrandissement, il faut etablir des comparaisons de rentabilite entre le~ modeles d'avions 
entrant en consideration quant a l'acquisition, en tenant compte de la capacne et de la portee. 
Plusieurs criteriums jouant un rÖle dans le choix du modele d'avion seront enumeres. Le paie­
ment des inter~ts du capital investi, nomme souvent aussi »Return on Investment« (RoI) est 
l'echelle pour le degre de rentabilite dans l'obtention d'avions. Cette methode sera expliquee 
et calculee a l'aide d'un exemple. 
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Buchbesprechungen 

V~T lIoq 
01 J Ohn, Günther, Ermittlung und Analyse der 
1\ Investitionen und des Anlagevermögens 

im Verkehr in der Bundesrepublik Deutsch­
land (= Deutsches Institut für Wirtscha/ls­
forschung. Beiträge zur Strukturforschung, 
He/l 17), Verlag Duncker & Humblot, Berlin 
1971, 86 S., mit zahlr. Tab., DIN A 4, DM 
44,60. 

-

Die vorliegende Untersuchung verfolgt zwel 
Zielsetzungen: 

die Ermittlung der Investitionen und Jes 
Anlagevermögens im Verkehr und 
die Analyse der sich aus diesen Daten ab­
zeichnenden Entwicklungstendenzen und 
strukturellen Wandlungen. 

Obgleich sie sich mit dieser Aufgabenstellung 
von der 1966 vom Deutschen Institut für Wirt­
schaftsforschung publizierten Arbeit desselben 
Verfassers nicht wesentlich unterscheidet (vgl. 
G. lohn, Die Verkehrsinvestitionen in der Bun­
desrepublik Deutschland unJ ihr Einfluß auf die 
Wirtschaftsentwicklung, Berlin 1966), trägt sie 
zu einer erheblichen Verbreiterung der empiri­
schen Informationsbasis bei: Neben einer Erar­
beitung von Vorschlägen, die eine einheitliche, 
mit den Daten der volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnung abgestimmten Erfassung bzw. Schät­
zung der Verkehrsinvestitionen gestatten, gibt 
lohn jeweils eine detaillierte Darstellung der Be­
rechnungsmethoden, die der Datenermittlung der 
einzelnen Verkehrsbereiche zugrundeliegen. 

Als Ergebnis präsentiert er - in einem umfang­
reichen Tabellenanhang zusammengefaßt - Jie 
nach Bauten, Fahrzeugen und sonstigen Aus­
rüstungen differenzierten und nach den verschie­
denen Verkehrsbereichen gegliederten realen (zu 
Preisen von 1962) und nominalen Brutto-An­
lageinvestitionen für die Jahre 1950 bis 1969 
sowie ihre Aufschlüsselung nach liefernden Wirt­
schaftsbereichen. Die wesentlichsten Entwick­
lungstendenzen und strukturellen Veränderun-

4 

gen, die sich dabei abzeichnen, werden in knap­
per Form analysiert. Die vielfältigen Wechsel­
beziehungen zwischen Verkehrsinvestitionen 
und konjunktureller Situation erfahren eme 
gesonderte Untersuchung. 

In den methodischen Ausführungen zur Ver­
mögensrechnung, die der Analyse der ebenfalls 
im Anhang wiedergegebenen Ergebnisse einer 
Neuberechnung des Brutto-Anlagevermögens 
sowie der darauf aufbauenden volkswirtschaft­
lichen Koeffizienten vorange~tellt sind, stehen 
die Fragen des richtigen Lebensdaueransatzes 
von Anlagegütern und die Zusammenhänge mit 
der Wegekostenenquhe im Vordergrund. 

Unabhängig von den Vorschlägen für eine In­
tensivierung und Koordinierung der sich aus 
In vestitionsplänen einzelner Verkehrsbereiche 
zusammensetzenden Prognose der Verkehrsinve­
stitionen, werden abschließend zwei an anderer 
Stelle ausführlicher behandelte Ansätze für eine 
globale Projektion des zukünftigen Investitions­
bedarfs kurz skizziert: Während die erste Me­
thode u. a. durch eine Bewertung der durch­
schnittlichen Abgänge vom Anlagevermögen 
Anhaltspunkte für den künftigen Reinve­
stitionsbedarf einzelner Verkehrsbereiche zu er­
mitteln sucht, geht der zweite Ansatz von der 
künftigen Nachfrageentwicklung (institutionell 
abgegrenzter Verkehrsbereiche ) und der dafür 
erforderlichen Angebotskapazität aus. 

Daß diese Arbeit, die aus einem Forschungsauf­
trag des Bundesministers für Verkehr entstan­
den ist, auch der interessierten öffentlichkeit 
vorgelegt wird, kann nur begrüßt werden. Der 
Nutzen, den die verkehrswissenschaftliche For­
schung aus dem in dieser Arbeit präsentierten 
Zahlenmaterial, aus dessen in prägnanter Form 
durchgeführten analytischen Durchdringung so­
wie aus der Darstellung weiterführender For­
schungsansätze zu ziehen vermag, dürfte die 
relativ hohen Beschaffungskosten sicherlich über-. , 
stelgen. Dipl.-Volksw. K. Schmidt, Köln 
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R 4erkehr und Umweltschutz (= DVWG­
Schrif/enreihe, Reihe B: Seminar, Band B 14), 
184 S., Köln 1972, brosch., DM 30,-. 

In vierzehn Vorträgen und den dazugehörigen 
Diskussionen wurde vom 24.-26. 11. 71 in der 
TH Aachen unter der wissenschaftlichen Lei­
tung von Prof. Nebelung versucht, den Beitrag 
des Verkehrssektors zur Umweltproblematik zu 
beleuchten. An diesem Versuch beteiligten sich 
Wissenschaftler verschiedener Disziplinen mit 
Schwerpunkten auf unterschiedlichen Verkehrs­
trägern. 

Die beiden medizinischen Beiträge (Prof. Hett­
ehe: Schadstoffe und Prof. Einbrodt: Lärm) 
machen deutlich, wie schwer zur Zeit noch die 
Erfassung des qualitativen wie auch des quan­
titativen Zusammenhangs zwischen Automobil­
immissionen (Abgase, Lärm) und Gesundheits­
schäden ist. Hier sind die Fragen der Grenzwerte 
angesprochen, deren Festlegung außer durch die 
subjektiv stark unterschiedlich empfundene Be­
einträchtigung (z. B. durch Verkehrslärm) durch 
das Zusammenwirken verschiedener Immissio­
nen (Synergismen) und die Unklarheit über 
Langzeitwirkungen zur Zeit noch fast unüber­
windbar erschwert wird. Nur graduell geringer 
sind die Schwierigkeiten einer Diagnose der 
faktischen Immissionssituation in den Städten, 
zumindest gilt dies für die Schadstoffe. Der 
Verkehrslärm läßt sich hinlänglich erfassen, 
wie der Beitrag von Dreyhaupt/Thomassen am 
Beispiel von Lärmmessungen im Bonner Stadt­
gebiet deutlich macht. Neben Informationen 
über meßtechnische Fragen und die Erfassung 
unterschiedlicher Pegel (z. B. Spitzen pegel, Hin­
tergrundpegel) bietet er interessante Ergebnisse 
über die flächenhafte Darstellung des Lärms. 
Dadurch kann auch die Beeinflussung der 
Gesamtlärmsituation durch verschiedene Ver­
kehrsträger (Straße, Schiene) und Lärmquellen 
erfaßt werden. 

Grundsätzlicherer Art ist der Beitrag von j. 
Lang. Sie stellt in mehr theoretischer Form die 
Abhängigkeit des Lärmpegels von verschiedenen 
Einflußparametern (Verkehrsmenge, Durch­
schnittsgeschwindigkeit, Steigung der Straße, 
geregelte-ungeregelte Kreuzungen, Lkw-Anteil, 
konkrete Bebauungssituation und Straßenbe­
lag) und den physikalischen Ausbreitungsge­
setzmäßigkeiten dar. Erste Abhilfestrategien 
werden angedeutet. 

Leider fehlen ähnliche diagnostische Ausfüh­
rungen für die Abgasseite völlig. Als Entlastung 
für die Herausgeber kann die ungleich schwie­
rigere Erfasung der Immissionssituation - be­
dingt durch den starken Einfluß meteorologi­
scher Faktoren - angeführt werden. 

Neben der Darstellung von Schadtatbeständen 
und Immissionssituation sind mögliche Lösungs­
ansätze aufzuzeigen. Ein Großteil der Umwelt­
schäden durch Verkehrsaktivitäten ließe sich 
eher durch administrativ-organisatorische denn 
durch technische Maßnahmen verhindern oder 
beheben (über die juristischen Fragen informiert 
ein eigener umfangreicher Beitrag von v. Lers­
ner). Hier ist an all die Schäden zu denken, die 
durch unsachgemäße Handhabung, durch Un­
fälle und durch politische Entscheidungen ent­
stehen (Olverschmutzung der Meere im wesent­
lichen durch Tankerunfälle [Prof. RheinheimeI'] , 
Verschrnutzung der Binnengewässer durch Altöl­
abfälle der Binnenschiffahrt, Belastung des 
Trinkwasserhaushalts durch straßenbauliche 
Maßnahmen und Unfälle beim Oltransport über 
die Straße [Prof. Böhnke]). 

Der zweite, allerdings nur für die Zukunft 
mögliche Weg einer Verbesserung der inner­
städtischen Umweltsituation liegt im Bereich der 
Stadtplanung und des Städtebaus (Prof. Kühn). 

Schließlich die technischen Möglichkeiten an der 
Emissionsquelle. Für das Kraftfahrzeug unter­
sucht Prof. May Alternativen auf drei Ebenen: 
innermotorische Maßnahmen, Verringerung im 
Abgas und neue Antriebstechniken (Hybrid-, 
Stirling-, Dampf-, Gas-, Wasserstoffmotor und 
Gasturbine). Die beiden ersten Bereiche erfahren 
gewisse Restriktionen durch die dem motori­
schen Verbrennungsprozeß zugrundeliegende 
chemische Thermodynamik, die sich darin zeigt, 
daß die Verringerung der CO-und HC-Emissio­
nen durch Betrieb des Motors mit höherem 
Luftüberschuß (J.> 1) nur mit einer Erhöhung 
der NOx-Emissionen erkauft werden kann. Dies 
mag als Beispiel für die in der Umweltproble­
matik ständig auftretenden interdependenten 
Kreisläufe gelten, die häufig genug übersehen 
werden. So z. B. auch in dem Beitrag von 
Hedrich, der sich mit den technisch denkbaren 
Entwicklungen im Schienenschnellverkehr be­
faßt und sie aus Umweltsicht sehr positiv beur­
teilt. Natürlich entstehen beim Linearmotor 
keine schädlichen Abgase, nur darf dabei nicht 
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vergessen werden, daß die erforderliche elek­
trisshe Energie in einem oder wahrscheinlich 
vielen Kraftwerken - wenn auch örtlich kon­
zentriert und in besser gesteuertem Verb ren­
nungsprozeß - umweltbelastend (z. B. Schwefel­
dioxyd) erzeugt werden muß. Technische Lö­
sungsmöglichkeiten an der Lärmquelle stehen 
auch beim Fluglärm im Vordergrund (Retrofit­
programm), wenn man einmal von Nac,lu flug­
verboten absieht, die aufgrund weltweiter Koor­
dinationserfordernisse nur bedingt möglich sind 
(Achtnich, Oeser). 

Auch hier ein Grundproblem der Umwelt dis­
kussion : potentielle Wettbewerbs vor- oder 
-nachteile infolge unterschiedlicher Umwelt­
schutzauflagen verlangen internationale Rege­
lungen, dies nicht nur im Bereich Luftverkehr. 

Neben Lärm und Schadstoffen belasten auch 
Abfälle im Verkehrsbereich (Altreifen, Auto­
schrott) die Umwelt. Hierzu findet sich ein 
interessanter Beitrag von Pilz, der über ein 
Battelle-Forschungsvorhaben berichtet, bei dem 
unter Berücksichtigung des Anlagetyps (Schrott­
schere, Shredder), der Kapazität, der Kosten 
des Betriebs, des Einzugsgebiets und des Schrott­
erlöses 29 bzw. 18 optimale Standorte für Auto­
verschrottungsanlagen in der BRD modellhaft 
ermittelt wurden. Ein solches Verfahren kommt 
dem in einer »Raumschiffökonomie« für zweck­
mäßig anzusehenden »recycling« sehr entgegen 
und führt beim derzeitigen Stand der Technik 
und gegebener Situation des Schrottmarktes 
immerhin noch zu Erlösen je t Schrott zwischen 
9,24 DM und 31,22 DM. Schließlich macht der 
Beitrag von Prof. Willeke mit den ökonomischen 
Aspekten des Umweltschutzes bekannt. Im Vor­
dergrund stehen die Schwierigkeiten, die als 
soziale Zusatzkosten zu interpretierenden Schä­
den durch Umweltbelastungen des Verkehrssek­
tors ökonomisch sinnvoll zu bewerten. Hier 
fehlen einfach noch zu viele Informationen. 
Zwar liefern Daten über die erforderlichen 
Vermeidungskosten bei alternativen Ziel vor­
gaben (z. B. alternative Reduktionsfaktoren für 
die Automobilabgase) wertvolle Erkenntnisse, 
der volkswirtschaftliche Nutzen solcher Pro­
gramme wäre aber nur durch Konfrontation mit 
den verhinderten Umweltschäden zu erfassen. 
Solche Ergebnisse sind von eminenter Bedeu­
tung, denn soviel kann gesagt werden: zuneh­
mendes Reduktionserfordernis - dies gilt für 
Lärm und Schadstoffe - verlangt den überpro-

portional wachsenden Einsatz knapper volks­
wirtschaftlicher Ressourcen. Darüber hinaus 
deuten einige Hinweise auf mögliche Finanzie­
rungs- bzw. Belastungsalternativen den ökono­
mischen Forschungsbeitrag an. 

Insgesamt bietet das Buch, dem ein zusätzliches 
Literaturverzeichnis beigefügt ist, eine Fülle an 
Information zur Umweltproblematik des Ver­
kehrssektors. Wenn dabei die Gewichte bei der 
Themenwahl nach Auffassung des Rezensenten 
nicht immer richtig verteilt sind und man den 
einen oder anderen Aspekt durchaus vermißt, 
dann muß dies auf den »status nascendi« der 
wissenschaftlichen Diskussion in diesem Bereich 
zurückgeführt werden. 

Dipl.-Volksw. E. A. Marburger, Köln 

~ J /J4.1-
Hellmann, Hartmut, Ballungsabgaben im 

innerstädtischen Verkehr. Eine ökonomi­
sche Untersuchung zum Problem des Indivi­
dualverkehrs in Ballungszentren (= Karlsru­
her Studien zur Regionalwissenschafi. Schrif­
tenreihe des Instituts für Regionalwissenschafi 
der Universität Karlsruhe, Hef/4), Karlsruhe 
1971, 225 S., Doppelband DM 24,-. 

Nachdem die Entwicklung preispolitischer Lö­
sungen im Individualverkehr zur überwindung 
des Stauungsphänomens jahrelang von britischen 
Forschungen getragen wurde, hat die Verkehrs­
wissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
in letzter Zeit mit Arbeiten über die theoreti­
schen Grundlagen, das steuerpolitische Instru­
mentarium, die Niveaubestimmung der Bal­
lungspreise, die Interdependenzen zur Investi­
tions- und Umweltpolitik und über die wirt­
schaftspolitischen Implikationen beträchtlich 
nachgezogen. In dieser Reihe ist auch die Un­
tersuchung von Hellmann einzuordnen, die 
ihren spezifischen Wert vor allem durch folgende 
Beiträge konstituiert: die theoretisch-formale 
Präzisierung des Abgabenmodells, die kritische 
Durchsicht und empirische Determinierung der 
Modellparameter und -funktionen, die Quanti­
fizierung einer Optimallage im Stadtverkehr und 
die Berechnung der zur Optimumrealisierung 
notwendigen Ballungsabgaben. 

Mit einer bemerkenswerten formalen Sorgfalt 
demonstriert Hellmann (S. 31 ff.) am Pigou­
Problem die Wohlfahrtsverluste bei Nachfrage-
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entscheidungen auf der Basis privater Durch- chend kleinen ParametervanatlOnen ermittelt, 
schnittskosten und liefert damit as rgument d A wobei sich im relevanten Geschwindigkeitsinter-
für die Anlastung der sozialen Grenzkosten. vall eine Preisspanne von 0,20 bis 1 DM ;e 
Der Materialinput des Abgabenmodells umfaßt Kilometer herauskristallisiert. 
die KrafHahrzeugbetriebs- und Zeitkosten und Neben diesen Quantifizierungsversuchen gibt 
vernachlässigt die »allgemeinwirtschaftlichen Hellmann einen überblick über die praktischen 
Kosten« durch Abgase, Lärm, Unfallfolgen und Methoden der Abgabenerhebung, der angesichts 
Wertminderungen von Grundstücken. Die Hypo- bereits vorhandener Untersuchungen sinnvoller-
these - »sie beeinflussen den Aussagewert der weise knapp gehalten ist. Eine intensivere Wür-
Untersuchung nicht wesentlich« - muß alle~- digung wäre allerdings der Parkpreisp.olitik. zu 
dings mit Vorsicht aufgenommen werden, da ~Ie wünschen gewesen, die sowohl orgamsatonsch 
Wirkungsstrukturen mit möglichen. Kumu~atlO- als auch politisch einen kurzfristig erfolgver-
nen und Kompensationen noch mcht wlssen- sprechenden Lösungsweg bietet. Umrißartig 
schaftlich abgesichert sind. Der Bewertun~ d~r werden auch die Interdependenzen von Road 
Second-Best-Kritik am Marginalkostenpnnzlp Pricing, Investitionen und ö~ent~ichem Nahver-
ist im Grundsatz zuzustimmen, wenn auch Alter- kehr, die Wirkungen auf ~Ie Emkommensver-
nativmodelle - etwa die Theorie der wirtschaft- teilung und die Stadtentwl(~dung behandel~ _ 
lichen Entgelte oder die Theorie der Konkur- Aspekte, die bisher theoretisch un~ praktisch 
renz - nicht hinreichend überprüft werden. noch nicht abschließend untersucht smd. 

Die Konstruktion eines Abgabenmodells be- Die Studie von Hel/mann liefert einen wert-
ginnt mit einer sehr detaillierten Analyse vor- vollen weiterführenden Beitrag und trägt zu 
handener Schätzungen der Kraftfahrzeug~e- einer Objektivierung des Road-Pricing-A~sat-
triebskosten, deren Ergebnis eine schlüs~lge zes bei. Die Hoffnung des Herausgebers dieser 
Funktion für die BRD bildet. Im zweiten »Karlsruher Studien zur Regionalwissenschaft«, 
Schritt werden Quantifizierungsversuche von Professor Dr. Funck, » ... daß diese Arbeit der 
Verkehrsmengenfunktionen und ihrer Vari~b- Diskussion um das Road Pricing, seine Implika-
len diskutiert. Da für deutsche Städte keme tionen und seine Realisierungsmöglichkeiten 
empirischen Bered1l1ungen greifbar sind, ent- neue Anstöße gibt« (S. IV), scheint - wie wir 
scheidet Hellmann sich für eine speed-flow-rela- meinen _ zu Recht begründet, nicht zuletzt auch 
tion von Thomson für Central London (S. 112), im Hinblick auf das Votum der Kommission der 
wodurch die Repräsentationskraft der weiteren Europäischen Gemeinschaften, ein Kraftverkehrs-
Herleitungen eingeschränkt werden dürfte. Das abgabensystem auf der Grundlag~ der soziale.n 
Fehlen signifikanter Indikatoren für das Nach- Grenzkosten mit Haushaltsausgleich zu konzl-
frageverhalten der Autofahrer gleicht !iellmann pieren. Allerdings: diese Empfehlung läßt an ge-
dadurch aus daß er seine KalkulatIOnen auf sichts einer Vielzahl von noch offenen Fragen 
variierenden' Elastizitätshypothesen in einem und ungelösten Problemen einen ganz beträcht-
Schwankungsintervall von 0 bis 10 (!) aufbaut. lichen Forschungsbedarf aktuell werden, der 
Mit diesen Elementen konstruiert Hellmann ein auch Leistungsvergleidle mit Kosten-Nu~zen-
in sich geschlossenes Abgabenmodell (S: 12.9 tf.~. bzw. Kosten-Wirksamkeits-Analysen und Fman-
Die anzustrebenden optimalen Geschwmdlgkel- zierungsaspekte einschließt. Dr. H. Baum, Köln 
ten die eine Aufkommensreduktion von 30 bis V ~-r- 4 0 ,,-
45 ~/o notwendig erscheinen lassen,. leiten sich aus 0 ',(",'1' 
einer Minimierung der Kfz-Betnebskosten ab. ~ <{erhardt, einz, Verkehrs erzeugung und 
Es müssen jedoch Zweifel angemeldet werden, V Verkehrsprognose des Personenverkehrs 
ob diese Zielvariable der komplexen gesellschaft- in Ballungsgebieten (= Verkehrswissen-
lichen Präferenzstruktur gerecht wird: tatsäch- schaflliche Studien aus dem Institut für Ver-
lich erlaubt der gegenwärtige Forschungsstand kehrswissenschaft der Universität Hamburg, 
keine abgesicherte Schätzung eines Wohlf~h~t.~- Heft 19). Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, 
saldos von verkehrskoordinierenden Aktlvlta- Göttingen 1971, 125 S., DM 38,-. 
ten. Die unter alternativen Prämissensätzen 
gültigen Ballungspreise werden mit Hi~fe .ein~r 
umfangreichen Simulationsrechnung bel hmrel-

Daß zwischen fortschrittlich-hochleistungsfä?i­
gen Methoden der Verkehrsplanung und der Sich 
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nur verzögert anpassenden Pla.nun~sprax~s :i~e 
deutliche Diskrepanz besteht, ISt eme Tnvlali­
tät. Jeder Versuch, dieses Spannungsf~ld ~u 
überbrücken - und als solcher versteht Sich die 
Arbeit von Gerhardt -, kann daher nur ~u­
stimmung finden. Dargestellt an dem speZifi­
schen Problemkomplex der Verkehrserzeugung 
und Prognose des Personenverkehrs in Agglo­
merationen und dem empirischen Planungsraum 
Gütersloh werden konventionelle und neuartige 
Techniken der theoretischen Statistik und der 
Okonometrie einem Operationalitätstest unter­
zogen. Das erste, flüchtige Durchb.lättern ?er 
Untersuchung läßt jedoch schon eme gewisse 
Skepsis am Gelingen des Unterfan.gens. auf­
kommen auch dann, wenn man m diesem 
Fragenk;mplex nicht ganz unbeheimatet ist. 

Die Arbeit beginnt mit einer kritischen Analyse 
herkömmlicher Modelle der Verkehrserzeugung, 
d. h. der Entstehung und Zusammensetzung des 
Verkehrsaufkommens in Ballungsräumen. Wäh­
rend der mikroökonomische Erklärungsansatz 
das Verkehrsaufkommen und seine Struktur nach 
Fahrtmotiven aus den Gegebenheiten des einzel­
nen Haushalts (Familiengröße, Au.tobesitz, ~in­
kommen, Beschäftigtenzahl) ableitet, defil1lert 
der makroökonomische Ansatz das Verkehrsauf­
kommen in Abhängigkeit der Wirtschafts-, Sied­
lungs- und Sozialstruktur. ~ie ?er yerfasser 
durchaus überzeugend nachweist, Ist die Aussa­
gekraft beider Varianten als .begrenzt anzuse­
hen. Dies ist das Argument, die Verkehrserze~­
gung als Markov-Prozeß zu in:erpre.tieren - em 
wesentlicher Beitrag, zum al Sich dieser wahr­
scheinlichkeitstheoretische Ansatz in anderen, 
vor allem industriellen Planungsbereichen zu 
einer wenn auch letztlich noch nicht voll aus ge­
reift:n Projektionsalternative entwickelt hat. 
Schließlich wird die Verkehrserzeugung auf der 
Grundlage der Nachfragetheorie unter Ber~ck­
sichtigung einer Reihe von erklä~enden. Vana~­
len die sich sicherlich noch erweitern ließe, mit 
Hiife der Regressionsanalyse hergel~ite:. ~as 
Angebotspotential im Stadtverk~hr Wird I~ die­
sen Ansatz integriert, indem die Fahrtzelt als 
Kenngröße der Angebotsbedingungen - .auch 
dies ließe sich gewiß modifizieren und erwel~e.rn 
- in das Modell eingeführt wird. Das explIZIte 
Verkehrserzeugungsmodell erklärt dann die Ver­
kehrsnachfrage von i nach j, zum Zwecke z, zur 
Tageszeit s und nach konkurrierenden Verke.hrs­
mitteln aus den Fahrtkosten, den Fahrtzelten, 

der Einwohnerzahl und den Pro-Kopf-Einkom­
men. 

Neben dieser mehr diagnostischen Betrachtungs­
weise bildet die Prognose des Verkehrsaufkom­
mens und der Verkehrsverteilung den Gegen­
stand des zweiten Hauptteils. Auch hier: kriti­
sche und differenzierte Ausführungen zu den 
traditionellen Prognosemethoden, mit Hilfe von 
Regressionsanalysen, Wachstumsfaktoren- und 
Gravitationsmodellen. Verbesserungsmöglichkei­
ten der Prognosetechnik werden nachgewiesen 
am übergang zu einer zweistufigen Prognose 
durch die Kombination von Zeitreihenanalyse 
und Regressionsanalyse auf Querschnittsbasis, 
durch die Dynamisierung der als Strukturpara­
meter qualifizierten Potenzen der Erklärungs­
variablen als Abhängige der Zeit oder der erklä­
renden Faktoren selbst oder durch den Einbau 
mehr oder weniger eng gefaßter, empirisch be­
gründeter Beschränkungen für die Wertebereiche 
der Elastizitätskoeffizienten. 

So weit, so gut - zum Teil sogar sehr gut. Be­
achtung verdient vor allem die kritische Analyse 
der verschiedenen methodischen Ansätze und 
ihrer praktischen Anwendungsrelevanz, wob:i 
der Kenntnisstand der führenden anglo-amen­
kanischen Forschung deutlich herausgearbeitet 
wird. Nur: eine leichte Lektüre bildet das Buch 
von Gerhardt nicht. Es bleibt die Frage, ob diese 
Bewertung ausschließlich auf die Ignoranz des 
Rezensenten zurückzuführen ist, oder ob nicht 
auch der Autor in seiner extrem abstrahierenden 
Darstellungsweise das Seinige dazu beigetragen 
hat. Die verwendete Symbolik scheint unglück­
lich gewählt, den aufmarschierenden tabellari­
schen, mathematischen und graphischen Dar­
stellungen wäre eine intensivere verbale Inter­
pretation zu wünschen gewesen. Der Rezensent 
- leicht ungeduldig im Laufe der Lektüre - hat 
sich dann auch eine überprüfung der formalen 
Ableitungen geschenkt, der Leser wird dafür 
sicherlich Verständnis aufbringen. Die ökono­
mische Substanz wird - jedenfalls in wichtigen 
Teilbereichen - auf dem Altar formal-methodi­
scher Eleganz geopfert. Auch nach diesem neuer­
lichen Versuch bleibt es dabei: Kommunikations­
schwierigkeiten, Verständnislücken, Einseitigkei­
ten belasten das Verhältnis zwischen Methoden­
forschung, empirischer Analyse und .g:iffigen 
Planungsresultaten für die Verkehrspolitik. 

Dr. H. Baum, Köln 
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Radei, Ra ner, Die Bedeutung des öffentli-
dten Personennahverkehrs für die Raum­
ordnungspolitik in den Iändlidten Regio­
nen der Bundesrepublik Deutsdtland 
(= Verkehrswissenschafiliche F orschung~n, 
Schrifienreihe des Instituts für Industrte­
und Verkehrspolitik der Universität Bonn, 
Band 21). Verlag Duncker & Humblot, Ber­
lin 1970, 205 S., brosch., DM 44,60. 

Ausgehend von der Feststellung, daß der Ent­
wicklung des Verkehrswesens und insbesondere 
"der Einführung der Eisenbahn ... die Diffe­
renzierung der ursprünglich im großen und gan­
zen einheitlichen Wirtschaftslandschaft in Ent­
wicklungs- uad Entleerungsgebieten zuzuschrei­
ben« ist, geht der Verfasser in seinem Beitrag 
zur Verkehrs- und Regionalpolitik zwei Fragen­
kreisen nach: 

1. Ist der öffentliche Personennahverkehr als 
ein wesentlicher Teilbereich des Verkehrswe­
sens grundsätzlich geeignet, als Instrument 
zur Lösung der raumordnungspolitischen Pro­
bleme, die mit dem unterschiedlichsten Ent­
wicklungsstand einzelner Regionen verbun­
den sind, einegesetzt zu werden? 

2. Sofern Frage 1 bejaht wird: . 
Inwieweit kann die Gestaltungskraft und die 
Fähigkeit eines Verkehrssystems, region~le 
Entwicklungsimpulse auszustrahlen, so beem­
flußt und gelenkt werden, daß auch den 
weniger begünstigten, vor allem ländlichen 
Regionen, die Voraussetzungen für eine ge­
sunde wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
geboten werden können? 

Es zeigt sich, daß besonders im Hinblick auf tI~e 
Bevölkerungsentwicklung und -struktur, die 
Wirtschaftsstruktur, das Kultur-, insbesondere 
das Schulwesen und schließlich die allgemeine 
verkehrsmäßige Erschließung die regional zu 
beobachtenden Differenzierungen zum Teil Aus­
maße angenommen haben, die - soweit sie auf 
verkehrspolitisc.1-te Bevorzugungen zurückzufüh­
ren sind - die Forderung nach Einhalten des 
Prinzips der Chancengleichheit zwangsläufig 
nach sich ziehen müssen. 

Radel nähert sich dieser Lösungen der gestellten 
Aufgabe auf recht systematische Weise: 

Bevor eine Antwort auf die erste Frage gegeben 
werden kann, ist es zunächst erforderlich, sich 
über die verschiedenen möglichen Zielsetzungen 

der Raumordnungspolitik Klarheit zu verschaf­
fen. Radel unterscheidet drei Zielkategorien : 
a) Siedlungspolitische Ziele 
b) Wirtschafts- und sozialpolitische Ziele 
c) Bildungspolitische Ziele. 

Erst wenn diese Ziele bekannt und vorgegeben 
sind und diesen sodann die Funktionen des Per­
sonennahverkehrs im Rahmen der Raumord­
nungspolitik gegenübergestellt werden, ist es 
möglich, Aussagen über den Grad der Eignung des 
Personennahverkehrs als Instrument der Raum­
ordnungspolitik zu gewinnen. Der Verfasser 
weist hier zu Recht darauf hin, daß der Grad 
der Eignung ferner davon abhängt, welche Prä­
ferenzen die Nachfrager nach Personennahver­
kehrsleistungen in ländlichen Regionen einzel­
nen Qualitätsmerkmalen eines Verkehrsmittels 
oder eines Verkehrssystems beimessen und in 
welchem Umfang man in diesen Regionen i~ der 
Lage ist, diesen Vorstellungen und Wünschen 
angebotsseitig so zu entsprechen, daß n~ben der 
Befriedigung der "offenen» Nachfrage eme Um­
wandlung von "latenter«, d. h. nur bei günsti­
geren Verkehrsverhältnissen kaufwilliger N ach­
frage, in eine offene erfolgen kann. 

Wenn die Frage nach der Eignung des öffentli­
chen Personennahverkehrs zur Erreichung raum­
ordnungspolitischer Ziele in ländlichen Re~io­
nen grundsätzlich bejaht werden kann, ~o. hegt 
es nunmehr an den Trägern der pohnschen 
Willensbildung, die der in den ländlic!;en I~e­
gionen jeweiligen konkreten Bed~rfsS1tua:lOn 
adäquate verkehrspolitische und -wlrtschafthche 
Maßnahme zu ergreifen. 
Die Schwerpunkte für solche Maßnahmen liegen 
nach Auffassung des Verfassers in den Bereichen 

übernahme der gemein wirtschaftlich beding­
ten Kosten durch den Staat, 
Verbesserung des Verkehrswegenetzes, 
Neuordnung des Konzessionswesens, 
Verbesserung der Leistungsqualität, 
tarifpolitische Maßnahmen. 

Die Vielschichtigkeit der regionalen Bedürfnisse 
und Belange bringt es mit sich, daß ausgere.c~net 
an jener Stelle, an der der Verkehrspollt1k~r 
vielleicht ein Patentrezept zur Lösung der m 
seiner Region anstehenden Strukturfragen :r­
wartet nur allgemeine Maßnahmen aufgezeigt 
und ailgemeine Hinweise auf Lösungsmöglich­
keiten gegeben werden können. Aufgr~nd ~er 
vielfältigen Problemkonstellationen Wird eme 
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konkrete Hilfestellung stets nur dann mögli~h 
sein wenn im Wege einer Strukturanalyse die 
rele~anten Daten der betrachteten ländlichen 
Wirtschaftsregion ermittelt worden sind. D~r 
Leser gewinnt einen guten überb~ick ~ber die 
unterschiedlichen Fragestellungen m emer sol­
chen Analyse beim Studium des in den Anhai?g 
verwiesenen sehr ausführlichen Tabellenteils 
(37 Tabel1e~). Er ist als eine wesentliche Berei­
cherung der gezwungenermaßen recht allgemein 
gehaltenen verbalen Darstellungen anzusehen. 

Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 

\'? "eu~r!!!art§. ~tädte . f~r alle. Entwurf 
einer Städtepolitik, Chnsttan Wegner Ver­
lag, Hamburg 1970, 227 S., DM 16,-. 

Seitdem der Notschrei »Rettet unsere Städte 
jetzt« zum Motto einer Hauptversammlung 
des Deutschen Städtetages erhoben und das 
Städtebauförderungsgesetz verabschiedet wurde, 
ist die Misere des Städtebaus in das Bewußt­
sein breiter Bevölkerungskreise getreten. An 
dieser Diskussion sollte auch der Verkehrs fach­
mann als Wissenschaftler, Politiker oder Prak­
tiker Anteil nehmen; werden doch einerseits 
Antlitz und Atmosphäre einer Stadt vom 
Kraftfahrzeug geprägt, andererseits aber - wie 
der britische Buchanan-Report nachgewiesen 
hat - Art und Umfang des Verkehrs von den 
Gebäudefunktionen bestimmt. 

Wie die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben, 
sind die urbanen Probleme mit den überkom­
menen Formen des Städtebaus nicht lösbar. 
Daher kann ein Buch wie das von Neu/fer, 
dem Verwaltungschef von Hannover, das ~i~e 
mittel- und langfristig angelegte Städtepolmk 
neuen Stils anstrebt, mit einer großen Auf­
merksamkeit rechnen. 
Neu/fer sieht als Ursachen für die Krise der 
Stadt vor allem die Verbreitung des Auto­
mobils als massenhaftes Individualverkehrs­
mittel, das strukturlose Siedlungswachstum der 
Städte in ihr Umland hinein und die rapide 
Verschlechterung der hygienischen Lebensbe­
dingungen (S. 17). 
Mit Akribie und Engagement untersucht der 
Autor die Möglichkeiten, die Städte attrak­
tiver, umweltfreundlicher und menschengerech­
ter zu gestalten. Dazu geht er von den Arten 

der Stadtbenutzung, wie z. B. Wohnen, Lernen, 
Arbeiten, Einkaufen, als Gegenstand der Stadt­
politik aus und analysiert die vers0iedene.n 
Gesichtspunkte für eine gute Stadt, bei der .die 
multifunktionale Beziehungsfülle gewahrt bleibt. 
Hierzu zählen: Sichtbarmachen der Geschicht­
lichkeit, Einbeziehung der Natur, Durchsetzung 
der Kunst, Eignung der Stadt für Kinder, 
Sicherheit und gute Bedienung der Bürger. 

Aus der Sicht des erfahrenen Verwaltungsfach­
mannes und des gern und weit reisenden Stadt­
planers schüttet der Autor sein Füllh~rn von 
Verbesserungsvorschlägen aus. Es bemhaltet 
etwa ein Verbot privater Radio- und Instru­
mentalmusik im Freien, Generalvergnügungs­
pläne mit besonderen Freizeithäusern, Förde­
rung von Penthäusern, Grundflächenstruktur­
und Stadtkunstpläne, vereinfachte Enteignungs­
verfahren, Forschungsprogramme zur Stadt­
entwicklung, aber auch eine Neuregelung ?er 
urbanen Prostitution aufgrund der Ergebmsse 
einer von der Bundesregierung einzusetzenden 
Sachverständigen kommission. 

Der Autor entwickelt konkrete Leitlinien zur 
Umformung der traditionellen Stadtgestalt. 
Nach Beendigung des experimentellen Städte­
baus, bei dem alle Verkehrsflächen überbaut 
werden, beginnt am Ende unseres Jahrhu~­
derts die Phase der »technischen Stadt«. Sie 
beruht auf einer Hypothese des Verfassers und 
weist folgende Merkmale auf: »An die Stelle 
der Bebauung einzelner Parzellen mit einzel­
nen Gebäuden tritt die überbauung des Stadt­
gebietes mit Großkonstruktionen,. die ihre~seits 
die Einzelbauten aufnehmen. Die verschiede­
nen Ebenen dienen durchweg unterschiedlichen 
Nutzungen. Alle Nutzungsberechtigung~n b~­
ziehen sich nur auf Parzellen oder Bereiche 111 

den einzelnen Konstruktionsebenen. Das Auto 
ist durch ein Individualverkehrsmittel ersetzt, 
das zumindest innerhalb der Stadt vollauto­
matisch verkehrt. Die Ver- und Entsorgung 
i~t in neuen integrierten Systemen zusammen­
gefaßt und umfaßt auch die Warenversor­
gung« (S.161). 
Damit die Stadtentwicklung, insbesondere für 
die als problematisch angesehene übergangs­
epoche des konventionellen Autozeitalters ratio­
nal gesteuert werden kann, plädiert der Autor 
für eine bessere Selbsthilfe der Städte, etwa 
mit Hilfe eines neuen, integrierten mittelfristi-
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gen Planungsverfahrens, aber auch für den Programmatik besonders den Stadtplanern 
Aufbau einer eigenständigen Organisation der und Kommunalpolitikern zur eigenen Stand-
Stadtforschung als Teil der Umweltforschung. ortbestimmung und Meinungsbildung frucht-
Er denkt dabei an ein Max-Planck-Institut für bare Dienste leisten. Einer weiten Verbreitung 
Stadtforschung und nimmt damit die Forde- kommt auch der teilweise feuilletonistisch zu-
rung des Deutschen Städtetages vorweg, ein gespitzte Stil entgegen, der sich insbesondere 
interdisziplinär ausgerichtetes Institut für Ur- bei der Diagnose vor zugkräftig pointierenden 
banistik zu gründen. Formulierungen nicht scheut. 

Das Buch wird abgeschlossen mit einem zeit- . / Dr. W. Kentner, Köln 
lich aufgefächerten stadtpolitischen Programm- J v() ( ,( &0 
schema. Darin wird beispielsweise für das/\" ~ 
nächste Jahrzehnt gefordert: ein Gesetz zur Gempt, Olaf, Zukunftsperspektiven der eu-
Neuordnung des Eigentums, ein Verbot der ropäi~dten Automobili~dustrie ~ Zwang 
Kohle- und tHheizung und ein Verbot des zu weIterer KonzentratIon? ( = Wtrtschaf/s-
Verbrennungsmotors (1985). politische Studien aus dem Institut für Euro-
Die den Stadtverkehr betreffenden Ausführun- päische Wirtschaf/spolitik der Universität 

d A d ck 'ch 't der mod'lschen Hamburg, Hef/ 23), Verlag Duncker & Hum-
gen es utors e en SI ml bl ..' k S DM 2 
Anti-Auto-Stimmung. Neuffer geht davon aus, ot, Gottmgen 1971, art., 108 ., 3 ,-. 

daß der Ottomotor ein Stück rückständiger Im rückwärtigen Innendeckel ' des Buches wird 
Technologie und ein öffentliches i'\rgernis und auf einen Beitrag aus der gleichen Reihe (jür-
mithin zu ächten ist (S.31). Vor dem totalen gensen, H. und Berg, H ., Konzentration und 
Verbot fordert er eine räumliche und zeitliche Wettbewerb im Gemeinsamen Markt. - Das 
Beschränkung der Autobenutzung und eine Beispiel der Automobilindustrie -, Heft 12, 
konsequente Trennung von Fußgänger- und Göttingen 1968) hingewiesen, in dessen In-
Kraftfahrzeugen. Stattdessen soll ein Auto- haltsangabe es noch lapidar heißt: ,.Konzen-
kabinensystem ah neues europäisches Massen- tration und Kooperation sind somit das Gebot 
verkehrsmittel entwickelt werden. Entsprechend der Stunde.« Gempt relativiert diese Behaup-
spricht er sich dafür aus, die Benutzung priva- tung durch das Fragezeichen. Um einen Teil des 
ter Reiseflugzeuge, die Luftfracht und ab 1992 Ergebnisses der Arbeit hier schon vorwegzuneh-
den gesamten kontinentalen Flugverkehr ein- men - von einem Z w a n g zur Konzentration 
zustellen. (Interessant zu wissen wäre, ob der kann nicht die Rede sein. 
weltoffene Autor bereits jetzt für Reisen nach Die Problemstellung bezieht Gempt nicht auf 
Athen, Istanbul oder Moskau die Eisenbahn die volkswirtschaftlich optimale Wettbewerbs-
dem Flugzeug vorzieht.) intensität, sondern auf die einzelwirtschaftliche 
Neuffer will seine Ausführungen als einen Ent- Frage .wie groß ein Automobilhersteller heute 
wurf zur Städtepolitik, sein Buch als ein poli- und in absehbarer Zukunft sein muß, um sich 
tisches verstanden wissen. Er verzichtet dar- im Wettbewerb zu behaupten« (S.2). Aus der 
auf, die Quellen seiner Lösungsvorschläge an- Sicht der europäischen Hersteller sind als Wett-
zugeben und umgeht leider eine Auseinander- bewerber vor allem die europäischen Töchter 
setzung mit anderen literarisch belegten Mei- der großen amerikanischen Automobilproduzen-
nungen. Seine Argumentation bewegt sich mehr ten von Bedeutung. 
im qualitativen als im quantitativen Bereich. Gempt beschreibt in erfreulich gestraffter Form 
Dadurch entziehen sich einige seiner Vorschläge Parallelität und Unterschiede des europäischen 
der überprüfung auf ihre Realisierungschan- und amerikanischen Marktes (Konzentrations-
een. Allein wegen der Finanzierungsprobleme tendenzen, Zulieferer- und Händlerstruktur) 
dürfte sich ein Großteil der die künftige Stadt- und versteht den Automobilmarkt hier wie 
entwicklung beeinflussenden Maßnahmen nicht dort als Oligopolnetz, »ein Komplex verbunde-
verwirklichen lassen. ner Teilmärkte für enge Substitute und sowohl 
Dennoch dürfte das Buch wegen seiner Fund- vertikal, nach Preis- bzw. Einkommensklassen, 
grube von Detailvorschlägen, seines allgemei- wie horizontal gegliedert« (S.24). Die Frage-
nen Ideenreichtums und seiner geschlossenen stellung der Arbeit wird dann im wesentlichen 
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an Hand von drei Kriterien zu beantworten sich wahrscheinlich auch aus der Absatzmethode. 
versucht, evtl. Vorteile großer Unternehmen Der faktische Einfluß auf das angeschlossene 
aus Diversifikation und größerer Fertigungs- Händlernetz ist vermutlich größer, als es die für 
tiefe werden absichtlich ausgeschlossen. kleine und große Hersteller gleichen Vertrags-
Den naheliegendsten Zusammenhang zwischen formulierungen mit ihren Händlern erwarten 
Unternehmensgröße und Produktionskosten lassen. 
(economies of scale) beurteilt Gempt eher Gerade die Hersteller-Händlerbeziehungen sind 
skeptisch. Nach seiner Auffassung ist jenseits aber - bedingt durch die Marktstruktur - nur 
einer jährlichen Produktion von 250000 Ein- wenig transparent, wie überhaupt an vielen 
heiten je Typ, die als kosten günstig anzusehen Stellen des Buches die erschwerte Informations-
ist und auch von den meisten europäischen Her- beschaffung über solche oligopolähnlichen 
stelle rn heute erreicht wird, kein entscheidender Märkte deutlich wird. 
Einfluß auf die Wettbewerbsfähigkeit zu erwar- Gempt hat eine verdienstvolle Arbeit vorge-
ten. legt, die zur Versachlichung der Diskussion über 
Auch was die Forschungs- und Entwicklungs- Unternehmensgröße und Wettbewerbsfähigkeit 
aktivitäten, insbesondere die Durchsetzung beitragen könnte. Die im Buch dargestellten 
neuerer Techniken angeht, sind die kleineren Fakten und Zusammenhänge lassen vermuten, 
gegenüber den Giganten nach Gempt wettbe- daß sich konzentrationsbestrebte Unternehmen 
werbsmäßig nicht wesentlich benachteiligt. Es häufig in einem vermeintlichen Zugzwang füh-
bestehen hier vielfältige Ausgleichsmöglichkei- len, der aus einzel wirtschaftlichen Wettbewerbs-
ten über die Vergabe von Entwicklungsaufträ- gesichtspunkten nur bedingt abzuleiten ist. 
gen, den Erwerb von Lizenzen bis hin zum D' 1 V lk E A M ·b K"l 
Bezug fertiger Aggregate von Zulieferern oder i7 / tp .- 0 SW. • . al urger, 0 n 
gar Wettbewerbern. /\ 
Schließlich werden ausführlich die Nutzungs- Fragen der Verkehrssidterheit (= DVWG-
möglichkeiten des absatzpolitischen Instrumen- Schri/len reihe, Reihe B: Seminar, Band B 8), 
tariums untersucht. Hier wird - insbesondere 224 S., Köln 1970, brosch., DM 32,-. 
auf dem amerikanischen Markt - die Oligo­
polsituation deutlich, die sich z. B. in Form 
stillschweigender Preis- und Modellführerschaft 
von General Motors manifestiert. Das Bestreben 
geht dahin, den Markt so zu erhalten, wie er 
ist: » ... , General Motors halte sich im Wett­
bewerb auf dem Automobilmarkt absichtlich 
zurück, um nicht mit Antitrustvorschriften in 
Konflikt zu geraten, und verzichte insbesondere 
auf niedrigere Preise, um die Existenz von Wett­
bewerbern nicht zu gefährden« (S.63). In Eu­
ropa finden sich demgegenüber noch bestimmte 
Formen des Preiswettbewerbs (Preisdifferenzie­
rung), die zwar größeren Herstellern leichter 
fallen, aber auch hier kommt es zu keinen maß­
geblichen preispolitischen Vorteilen. Demgegen­
über ist in der Produktgestaltung und dem 
damit verbundenen Modellwechsel von einem 
Vorteil der Großen auszugehen, weil sie die 
häufigen, hohen Umstellungskosten besser ver­
kraften und u. U. Neuerungen ganz ohne Mehr­
kosten für Spezialwerkzeuge oder -vorrichtun­
gen im Rahmen der ohnehin fälligen Ersatzin­
vestitionen einführen können (S. 75). Gewich­
tige Vorteile für die großen Hersteller ergeben 

Im Jahre 1971 gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland bei 369104 Straßenverkehrsunfäl­
len 18685 Tote und 517963 Verletzte, davon 
160588 Schwerverletzte. Seit 1960 hat sich die 
Zahl der bei Verkehrsunfällen getöteten Perso­
nen um etwa 30% erhöht. Diese knappen Zah­
lenangaben verdeutlichen, daß die Verminde­
rung des Unfallrisikos im Straßenverkehr ein 
zentrales Anliegen unserer Gesellschaft ist und 
damit die Forderung nach einer aktiven Ver­
kehrssicherheitsspolitik impliziert; denn allein 
die Verkehrstoten repräsentieren einen volks­
wirtschaftlichen Verlust von ca. 4-5 Mrd. DM. 

Bei dem Versuch einer Analyse der auf das 
Unfallgeschehen einwirkenden Ursachen und 
Einflußgrößen gelangt man schnell zu der Er­
kenntnis, daß hier keine monokausalen Zusam­
menhänge eXistieren; anderenfalls könnten 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen wesentlich ziel-
gerichteter ergriffen werden. Zu dieser Multi­
kausalität kommt noch erschwerend hinzu, daß 
die Auswirkung einer bestimmten Einflußgröße 
bisher noch nicht isolierend erfaßt werden 
konnte, vielmehr determinieren diese Kompo-
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nenten in ihrer Gesamtheit, wenn auch sicherlich 
mit unterschiedlichem Gewicht, das Unfallge­
schehen. Kaum ein Unfall gleicht völlig dem 
anderen und je genauer die Analyse des Un­
fallgeschehens durchgeführt wird, um so deut­
licher treten die Unterschiede und desto weniger 
die Gemeinsamkeiten zutage. Jede Analysierung 
von Unfällen und jede Unfallstatistik muß des­
halb vergröbern und bestimmte Merkmale in 
den Vordergrund der Betrachtung stellen. Meist 
wird hier eine Einteilung in menschliches und 
technisches Versagen vorgenommen. Wenn m.:tn 
den Begriff des menschlichen Versagens dahin­
gehend erweitert, daß auch aus der Unkenntnis 
technischer Zusammenhänge und Gegebenheiten 
und aus der Unkenntnis der Abwehrmöglich­
keiten gegen Unfälle oder Unfa!lfolgen gefah­
renträchtige Situationen entstehen können, so 
findet man einen Ansatzpunkt für die Thematik 
des Seminars über Fragen der Verkehrssicher­
heit, das von der Bezirksvereinigung Oberrhein 
der DVWG in Zusammenarbeit mit der Gesell­
schaft für Ursachenforschung bei Verkehrsun­
fällen, Freiburg/Brcisgau, vom 14.-16. Juli 1969 
in Karlsruhe durchgeführt wurde und dessen 12 
Referate mit Diskussionsbeiträgen im vorlie­
genden Band abgedruckt sind. Im Mittelpunkt 
stehen Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit 
dem Kraftfahrzeug (v gl. die Beiträge von A. 
Stumpp über das verkehrssichere Fahrzeug, von 
H. Hontschik über Wirksamkeit von Sicher­
heitsgurten und Sicherheitslehnen, von O. Tope 
über vorschrifts- und erkenntniswidrigen Fahr­
zeugbau als Ursache für Verletzungen bei Ver­
kehrsunfällen, von H. Meyer über Reifenver­
suchstechnik und von H. Scherenberg über die 
Sicherheit der Insassen im Kraftfahrzeug) und 
Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit dem 
Fahrweg oder dem Verkehrsablauf (vgl. die 
Beiträge von A. Böhringer über die Weiterent­
wicklung von Leitplanken aufgrund von Un­
fallversuchen, von R. Friedmann über Sicher­
heit am Bahnübergang und von H. G. Krebs 
über die Beeinflussung des Verkehrs bildes durch 
Richtgeschwindigkeiten). Drei Beiträge unter­
suchen Unfalltypen (K. Pfundt berichtet über 
vergleichende Unfalluntersuchungen, E. Fiala 
über den Kreuzungsunfall und schließlich W. 
Leutzbach über den Zusammenhang zwischen 
Risikoverhalten und Auffahrunfällen auf Bun­
desautobahnen). Ein medizinischer Beitrag von 
K. Luff schließlich befaßt sich mit dem Aussage-

wert von Unfall verletzungen für die Rekon­
struktion des Unfall ablaufs. Die Referate un­
terrichten sehr anschaulich (gutes Bildmaterial) 
über langjährige Untersuchungen und den der­
zeitigen Kenntnisstand bei den einzelnen Pro­
blemkreisen. 

Für den an Verkehrssicherheitsfragen interessier­
ten Leser allerdings fällt die Information be­
dingt durch die Auswahl der Themen und der 
Referenten (11 Techniker, 1 Mediziner) sehr 
einseitig aus. Die große Bandbreite der Aspekte 
der Verkehrssicherheitsfragen konnte daher nicht 
annähernd repräsentativ abgedeckt werden 
was bei dem allgemein gehaltenen Titel durch~ 
aus erwartet werden konnte. 

Daß ökonomische Aspekte der Verkehrssicher­
heit, insbesondere Effizienzkontrollen durchge­
führter Verkehrssicherheitsmaßnahmen, Berück­
sichtigung fanden, konnte dagegen zum damali­
gen Zeitpunkt (1969) nicht verlangt werden, 
da diese immer stärker an Gewicht gewinnende 
Richtung in der Verkehrssicherheitsdiskussion 
erst in den letzten ein bis eineinhalb Jahren 
aufkam. 
Damit soll der Wert der im vorliegenden Band 
zusammengefaßten Beiträge keineswegs ge­
schmälert werden. Die Forschungen auf diesem 
Gebiet der Verkehrssicherheit sind noch keines­
wegs zu endgültigen Ergebnissen gereift, so daß 
hier jeder weitere Fortschritt begrüßt werden 
muß. 
Es bietet sich aber heute bereits die Möglichkeit 
an, und sie wird in Zukunft sicher verstärkt 
ergriffen werden, durch Einschaltung von Dko­
nomen Sicherheitsmaßnahmen und -programme 
mittels Nutzen-Kosten-Analysen und/oder Ko­
sten-Wirksamkeits-Analysen auf ihre Effizienz 
zu überprüfen und damit wertvolle Entschei­
dungshilfen für einen erfolgversprechenden Ein­
satz von Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu lie­
fern. Dipl. Kfm. H.-J. Stricker, Köln 

Vogel, Hans Jochen, Die Amtskette - Meine 
zwölf Münchner Jahre. Ein Erlebnisbericht. 
Süddeutscher Verlag, München 1972, 338 S., 
DM 25,-. 

Der an Stadtverkehrsfragen interessierte Leser 
erinnert .sich bei dem Namen H. J. Vogel an 
das Motto des Deutschen Städtetages 1971 
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»Rettet unsere Städte jetzt« und seine Absage 
an die automobilgerechte Stadt im Anschluß an 
einen Amerikabesuch. Damals war Los Angeles 
für H. J. Vogel abschreckendes Beispiel. 

Nimmt man vor diesem Hintergrund sein Erin­
nerungsbuch zur Hand, ist man ein wenig ent­
täUSc!lt: Von einer konsequenten Fortentwick­
lung seiner politischen Denkansätze oder gar 
einer - wenn auch ungeheuer schwierigen -
Transformation in praktische städtische Ver­
kehrspolitik ist nur wenig zu spüren, sieht man 
einmal vom sukzessiven Ausbau der Münchener 
S- und U-Bahnnetze und deren integrativer 
Zusammenfassung mit den Straßenbahn- und 
Autobusstrecken der Region in einen Fahrplan-
und Tarifverbund ab (S. 69 ff.). . 

Auf der anderen Seite wird in Vogels Buch 
dennoch eine fundamental veränderte Beurtei­
lung des Stadtverkehrs und hier vornehmlich 
seiner individuellen Ausprägung deutlich. Mußte 
noch 1958 der Ausbau öffentlicher Nahverkehrs­
mittel - insbesondere die Verlegung des Fahr­
weges unter die Erde - eher weltanschaulich als 
optimale Verkehrsteilung anstrebend damit be­
gründet werden, »dem Auto auf der Straße 
freie Bahn zu schaffen« (S. 69), so ist diese Auf­
fassung heute weitgehend der Einsicht gewichen, 
ein städtisches Verkehrssystem zu schaffen daß 
die Vorteile des Kraftfahrzeugs - individuelle 
Zielwahl, Bequemlichkeit, Transport in kleiner 
Zahl - mit den Vorteilen des Schienenverkehrs­
mittels - Sicherheit, Automatisierbarkeit Sau­
berkeit, geringer Bedarf an Verkehrsfläch~ - in 
sich vereinigt (S. 315). 

Bleibt schließlich noch die sicher nachdenkens­
werte, in dieser Form aber wohl nur einem 
engagiertem Kommunalpolitiker konzedierte 
Prioritätenfrage zu erwähnen: "Ist es wirklich 
dringender, drei Menschen sicher und pünktlich 
760000 Kilometer weit zum Mond und zurück 
zu befördern als 760000 Menschen während 
der Hauptverkehrszeit in einer Großstadt in 
zumutbarer Weise drei Kilometer weit?« (S. 
316). 

Leser mit anderem denn verkehrspolitischem In­
teresse werden Vogels Buch mit größerem Ge­
wi~n lesen können (»Hans Jochen Vogel, das 
we;ß man nachgerade, ist ein unglaublich schöp­
fenscher Oberbürgermeister gewesen« Golo 
Mann, Die Zeit, vom 10. November 1972). 

Dipl.-Volksw. E. A. Marbztrger, Köln 

n ./ Vl--1r 6c( 
r.Si!twede!l, Horst, Konjunkturpolitik mit 

Fernmeldeinvestitionen? Stabilitätspoliti­
scke Forderungen und betriebliche Möglich­
~elt~n (= :.'erö~entlichungen des Forschungs­
Instttuts fur WIrtschaftspolitik an der Uni­
versität Mainz. Herausgegeben von H. Die­
derich, O. Gandenberger, W. Hamm, E. Wei­
ter, Band 25), Verlag Duncker & H umblot 
Berlin 1971, 247 S., Lw., DM 48,-. ' 

Noch vor ell1lgen Jahren diskutierte man in 
der Bundesrepublik ernsthaft die Frage, ob 
der lediglich in Form von Wachstumsschwan­
kungen in Erscheinung tretende Konjunktur­
zyklus nicht endgültig der Vergangenheit an­
gehöre und bei Anwendung eines verfeinerten 
Instrumentariums durch eine »ewige Hoch­
konjunktur«, ein konjunkturloses Wachstum 
abgelöst werden könne. Die heftige Rezession 
der Jahre 1966 und 1967 und die jüngste Ent­
wicklung zeigen jedoch, daß der vielfach schon 
totgesagte Konjunkturzyklus nur scheintot 
war! Euphorie und Hoffnung, die mit der 
Institutionalisierung des »prozeßpolitischen 
Grundgesetzes« - des Stabilitätsgesetzes - ver­
bunden waren, haben mittlerweile einer Er­
nüchterung und teilweise sogar einer unver­
holenen Schadenfreude Platz gemacht. Die vor 
diesem Hintergrund entfachte Renaissance kon­
junkturpolitischer Fragestellungen entwickelte 
s!ch zu einer (konjunktur- und wirtschafl:spoli­
tIschen) Grundsatzdebatte, die sich in ihrem 
Kern auf die stark vereinfachenden Schlag­
worte »Regelmechanismen versus diskretionäre 
Steuerung«, »Monetarismus versus Fiskalis­
mus« reduzieren läßt: Friedman wird - wie 
Erich Schneider es einmal ausdrückte - als der 
Siegfried gefeiert, der den bösen Drachen 
Keynes getötet hat. 

Obgleich für eine ausgewogene, umfassende 
Beurtei.lung dieser beiden polaren Konzeptio­
nen Emzelanalysen - wie beispielsweise die 
~i~ferenzie:te Untersuchung stabilisierungspo­
huscher WIrkungen, die von den verschiedenen 
öffentlichen Investitionen ausgehen - eine un­
abdingbare Voraussetzung darstellen ist man 
nicht wenig erstaunt, daß derartige' Untersu­
chungen bis heute noch recht selten anzutreffen 
sind. Umso begrüßenswerter ist es, daß Schwe­
des den Konjunktureinbruch der Jahre 1966/67 
und die damals ergriffenen finanzpolitischen 
Maßnahmen zum Anlaß nimmt, am Beispiel 
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der Fernmelde- und Bauinvestitionen der Deut­
schen Bundespost einen solchen Teilaspekt her­
auszugreifen und den Fragen nachzugehen, »ob 
eine antizyklische Investitionspolitik dieses öf­
fentlichen Unternehmens durchführbar, wirk­
sam und sinnvoll ist« (S. 16). 
Die Analyse dieser Fragen erfährt eine für den 
Ablauf der Untersuchung sinnvolle Zweitei­
lung: Die Beurteilung zusätzlicher Fernm.elde­
und Bauinvestitionen als Mittel der KonJunk­
turanregung bildet das Zentralthema des ersten 
Teils (S.22-176), die stabilisierungspolitisch 
relevanten Wirkungen von Investitionskürzun­
gen zum Zwecke der Konjunkturdämpfung in 
Zeiten der übernachfrage werden im zweiten 
Teil (S.177-277) getrennt behandelt. Abge­
sehen von grundlegenden Ausführungen, auf 
die der Verfasser im zweiten Teil der Arbeit 
zumeist nur noch nachrichtlich verweist, ist 
der Aufbau beider Teile weitgehend synchron: 
Die Charakterisierung der jeweiligen stabili­
sierungspolitischen Zielsetzungen und die (mög­
lichen) Konflikte mit den gesetzlichen Ver­
pflichtungen der Deutschen Bundespost, bilden 
den Ausgangspunkt. Dem schließen sich die 
Analyse der stabilitätspolitisch relevanten Wir­
kungen auf Einkommen, Beschäftigung und 
Produktionskapazitäten, die Untersuchung der 
zeitlichen Verzögerungen, die bei konjunktur­
politisch mOtiVIerten Investit!onserhö~ungen 
bzw. -kürzungen zu erwarten smd, SOWIe Fra­
gen der Finanzierung an. Die aus den Unter­
suchungsergebnissen resultierenden wirtschafts­
politischen Folgerungen, sprich: Möglichkeiten 
eines effizienteren antizyklischen Einsatzes von 
Fernmelde- und Bauinvestitionen werden in 
den jeweiligen Schlußkapiteln ventiliert und 
Vorschläge für eine Neuorientierung der in­
vestitionspolitischen Konzeption entwickelt, die 
es der Bundespost erlaubt, die Investitionslücke 
im Fernmeldebereich langfristig zu schließen 
und gleichzeitig zur Glättung der Konjunktur­
schwankungen beizutragen. 
Das Ergebnis der insgesamt leidenschaftslos 
geschriebenen Untersuchung ist eigentlich wenig 
überraschend. Der Verfasser bietet keine spek­
takulären Erkenntnisse an, die den Leser -
seinem konjunkturpolitischen Bekenntnis ent­
sprechend - auf jubeln oder das Buch ent­
täuscht zur Seite legen zu lassen. In einer sach­
lich geführten Auseinandersetzung zeigt Schwe­
des vielmehr, daß die Fernmelde- und Bau-

investItIOnen der Bundespost aufgrund der zu 
erwartenden Wirkungen auf Einkommen, Be­
schäftigung und Produktionskapazitäten grund­
sätzlich für einen antizyklischen Einsatz ge­
eignet sind. 
Zwischen konjunkturpolitisch motivierten Zu­
satzinvestitIOnen und Investitionskürzungen 
deutet sich insofern eine gewisse Asymmetrie 
an, als die Investitionen in der Rezession zwar 
kräftig erhöht werden sollen, in der Hochkon­
junktur jedoch wegen des umfangreichen Nach­
holbedarfs auf absolute Investitionskürzungen 
zu verzichten sei. Die Realisierung dieses Vor­
schlages fällt - nach der Ansicht Schwedes -
umso leichter und das notwendige Ausmaß 
derartiger. Konjunkturdämpfungsmaßnahmen 
wird umso geringer, je rechtzeitiger solche 
Maßnahmen vorbereitet und je schneller sie 
beschlossen werden. Als Möglichkeiten, Investi­
tionseinschränkungen zu beschleunigen, nennt 
der Verfasser die vorsorgliche Auswahl weni­
ger wichtiger Investitionsvorhaben (evtl. in 
Sondertranchen des Haushalts zusammenge­
faßt) und die frühzeitige Bekanntgabe von In­
vestitionskürzungen an die Lieferanten der 
Bundespost. 
Für eine Politik der Konjunkturanregung ent­
wickelt Schwedes zwei kombinationsfähige 
Konzepte: Mit dem Konzept von Eventual­
haushalten wird eine Reihe von Möglichkeiten 
unterbreitet, Engpässe bei der Investitions­
planung und -vorbereitung zu überwinden und 
damit schnell einsetzende Einkommens- und 
Beschäftigungswirkungen zu erzielen. Da je­
doch einer allzu großzügigen Investitionsaus­
weitung seitens der Bundespost via Kapazi­
tätsauslastung bei den Lieferanten recht enge 
Grenzen gesetzt sind, andererseits aber der 
Nachholbedarf im Fernmeldewesen Kapazitäts­
erweiterungen der Fernmelde- und Kabelindu­
strie unumgänglich macht, plädiert Schwedes 
dafür, daß die Bundespost die Lieferfirmen zu 
einem antizyklischen Investitionsverhalten ver­
anlaßt - Erweiterungsinvestitionen in kon­
junkturellen Abschwungphasen und Zurückhal­
tung während der Hochkonjunktur. Ein sol­
ches investitionspolitisches Konzept hätte den 
Vorteil, konjunkturpolitisch erwünscht zu sein, 
und würde die Bundespost in die Lage ver­
setzen, ihr Investitionsniveau schrittweise der 
wachsenden Nachfrage anzupassen. 
Schwedes ist es mit dieser Untersuchung ge-

-
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lungen, sich der Gefahr einer einseitigen Ur­
teils fällung zu entziehen. Im Vordergrund 
steht nicht die Zielsetzung, zu einem vernich­
tenden Schlag gegen eine antizyklische Investi­
tionspolitik auszuholen, sondern das deutliche 
Bemühen, die Schwächen und Grenzen einer 
solchen Politik am Beispiel der Bundespost 
aufzuzeigen und mit politisch realisierbaren 
Verbesserungsvorschlägen einen konstruktiven 
Beitrag für eine effizientere Stabilisierungs­
politik zu leisten, der gleichzeitig auf die »Be­
sonderheiten« der Deutschen Bundespost Rück­
sicht nimmt. Wenngleich die Abschnitte, die 
sich mit den besonderen Planungsproblemen 
der Bundespost befassen, zuweilen zu breit 
angelegt scheinen, so gestatten diese detaillier­
ten Ausführungen dem hierüber nicht infor­
mierten Leser - gewissermaßen als Kuppel­
produkt - doch einen anschaulichen Einblick in 
die komplexen Planungsabläufe. - Alles in 
allem eine gründliche und praxisnahe Betrach­
tung, die aufgrund der leicht verständlichen 
Gedankenführung und Sprache nicht nur dem 
Praktiker und Politiker zu empfehlen ist, son­
dern wegen ihres systematischen Aufbaus und 
der inhaltlich überzeugenden Darstellung auch 
als anregende Lektüre für Untersuchungen an­
derer staatlicher Investitionsbereiche weiterge­
geben werden kann! 

/ Dipl.-Volksw. K . Schmidt, Köln 

) 1<rämer-Badoni, Thomas, Grymer, Herbert 
und Rodenstein, Marianne, Zur sozio­
ökonomischen Bedeutung des Automo­
bils; Suhrkamp-Verlag (edition suhrkamp 
540), Frankfurt 1971, 322 S., brosch. DM 8,-. 

Zur Kategorie der gesellschaftskritisch reflek­
tierenden Publikationen zum Automobil, die 
sich einer unverkennbaren Beliebtheit erfreuen, 
ist auch die vorliegende Studie zuzurechnen. 
Allerdings ist der Titel erheblich zu weit ge­
faßt: rd. 1/ 3 der Ausführungen setzen sich mit 
dem ADAC und fast ein weiteres Drittel mit 
verkehrspolitischen Strategien der »spätkapi­
talistischen « Phase auseinander. 

Nimmt man alles das zusammen, was in den 
vergangenen Jahren an gesellschaftskritischen 
und automobilbezogenen Publikationen in vie­
len Broschüren und programmatischen Erklä­
rungen gesagt worden ist, dann bietet diese 
Veröffentlichung kaum neue Gedanken, son-

dern viele inhaltsleere, aber vielleicht ein an­
deres gesellschaftspolitisches Bewußtsein offen­
barende Begriffe. Lediglich die Analysen zur 
Organisation und zum Meinungsbild des 
ADAC und seiner Pressepolitik dürften einige 
interessante Thesen enthalten. Ansonsten wird 
viel vom Monopolkapitalismus und von Ka­
pitalverwertungsstrategien gesprochen, ist stets 
das oft krampfhaft anmutende Bemühen er­
kennbar, alle Erscheinungen, die mit Auto­
mobil zusammenhängen, durch Aussagen von 
Ka rl Marx zu belegen. 
Nach den Worten der Verfasser zeigt die 
Untersuchung " ... - und hierin ist der Zu­
sammmenhang der drei Teile des Buches 
stringent und manifest -, daß von der Pro­
duktion der Ware Automobil über die ver­
bandsartigen Zusammenschlüsse ihrer Besitzer 
bis zu den kommunalen und staatlich regu­
lierenden und planerischen Maßnahmen ein 
Syndrom aus ökonomisch-politischen >Sach­
zwängen< und ideologischen Tendenzen dem 
Bereich des Verkehrs einen Großteil der die­
sem eigentlich inhärenten Konfliktchancen ent­
schärft und systembedingte Widersprüche dem 
Einzelnen entweder als eigene Insuffizienz 
oder als das Fehlen jener Maßnahmen - die 
gerade diese Widersprüche noch verstärken -
darstell t.« 
Zahlreichen der von den Verfassern aufgestell­
ten Thesen ist zuzustimmen; die Faktensamm­
lung ist interessant. Störend wirkt die emo­
tionelle Aufladung, die mehr oder weniger 
geschickt durch soziologische Fachtermini ka­
schiert wird. 
Wer sich mit Jungsozialisten oder Jungdemo­
kraten über verkehrspolitische Zusammenhänge 
unterhalten will oder muß, sollte das Buch 
gründlich studieren. 

Prof. Dr. G. Aberle, Köln 

R~, Helmuth, WiIIeke, Rainer, Tappert, 
Hans, Steigerung der Wirtschaftskraft 
des öffentlichen Personennahverkehrs -
Betrachtungen und Vorschläge aus politi­
scher, wissenschaftlicher und unternehmeri­
scher Sicht (Band 51 der Schriftenreihe für 
Verkehr und Technik),Erich Schmidt Verlag, 
Bielefeld 1972, 37 S., 3 Abb., DM 9,80. 

Die vorliegende Veröffentlichung enthält drei 
Vorträge, die anläßlich der Jahrestagung 1972 
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des Verbandes öffentlicher Verkehrsbetriebe 
(VOV) in Lübeck-Travemünde gehalten wur­
den. 
Aus politischer Sicht äußert sich Bürgermeister 
H . Kern, Hamburg, zum Thema »Wirtschaft­
licher Nahverkehr als Grundlage moderner 
Stadt- und Regionalpolitik«. Ausgehend von 
der Tatsache, daß das Konzept der »Charta 
von Athen« - die städtebauliche Funktions­
trennung von Wohn- und Arbeitsgebieten - zu 
der wachsenden Individualisierung des Nah­
verkehrs geführt hat, fordert Kern im Hin­
blick auf die dadurch entstandenen Beeinträch­
tigungen der Lebensqualität eine »sinnvolle 
Aufgabenteilung und Kooperation zwischen 
dem öffentlichen und dem individuellen Nah­
verkehr«. Anhand eines Zonenmodells wird 
eine Aufgabenteilung skizziert, bei der sich 
je nach Zone und Verkehrsaufkommen der 
Pkw, der Bus oder die Sc.~nellbahn als opti­
males Verkehrsmittel anbietet. 
Hinsichtlich der Finanzierungs- und Wirt­
schaftlichkeitsfrage im Bereich des öffentlichen 
Personennahverkehrs stellt der Autor ver­
schiedene Möglichkeiten zur Diskussion, die 
vor allem darauf gerichtet sind, gewisse 
Wettbewerbsnachteile im öffentlichen Bereich 
zu neutralisieren. Es sollten demnach 
- dem Verkehrsträger die Anlagegüter zur 

Verfügung gestellt werden, 
- neben den Betriebskostenzuschüssen der Län­

der und Gemeinden auch solche des Bundes 
erwirkt werden, 

- die Kilometer-Pauschale herabgesetzt sowie 
auf alle Verkehrsteilnehmer angewandt oder 
aber gestrichen werden bei gleichzeitiger An­
hebung des Arbeitnehmerfreibetrages, 

- die von den Verkehrsunternehmen zu er­
bringenden Leistungen von der jeweiligen 
Gebietskörperschaft angekauft werden. 

Zu Recht weist Kern auf einige Aspekte hin, 
die bei den Bestrebungen um eine Neuordnung 
des Verkehrswesens im Rahmen einer moder­
nen Stadt- und Regionalpolitik nicht aus dem 
Blickfeld geraten dürfen. Es gilt u. a., den 
Bau von Pkw-Einstellplätzen und Garagen in 
Ballungszentren einzuschränken, die Koope­
ration der Nahverkehrsunternehmen zu ver­
stärken und - last not least - mit Hilfe ge­
zielter Werbung und Aufklärung auf eine Be­
wußtseinsänderung des Autofahrers hinzu­
arbeiten. 

Unter wissenschafllichen Gesichtspunkten be­
handelt Prof. Dr. R. Willeke, Köln, das 
Thema »Volkswirtschaftliche und gesellschafts­
politische Bedeutung des öffentlichen Per­
sonennahverkehrs«. Nach seiner Auffassung 
hat der häufige Gebrauch der u. a. im Ver­
kehrsbereich verwendeten Begriffe »Daseins­
vorsorge« und »Gemeinwirtschaftlichkeit« nicht 
zu einer Verdeutlichung des Begriffsinhalts bei­
getragen. Aus der jedoch mit ihnen verbun­
denen Eigenschaft öffentlicher Leistungen, kol­
lektiven undJoder individuellen Nutzen zu 
stiften, lassen sich dennoch gerade für den Ver­
kehrsbereich wesentliche Finanzierungsaspekte 
gewinnen: Wenn im Bereich des öffentlichen 
Personennahverkehrs neben individuellen 
ebenso gesellschaftliche Nutzenstiftungen be­
obachtet werden können, so bietet sich nach 
Ansicht des Autors eine dementsprechend zwei­
gleisige Finanzierung an, und zwar über 
Markterlöse sowie über allgemeine Haushalts­
mittel. Im Falle individueller Zurechenbarkeit 
des Nutzens öffentlicher Leistungen müssen 
logischerweise Argumente für den Null-Tarif 
an Gewicht verlieren. Auf Fragen des Ver­
teilungsschlüssels zwischen privaten und öffent­
lichen Finanzierungsmitteln wird in dem Bei­
trag ebenso eingegangen wie auf Möglichkeiten 
zur Lösung innerstädtischer Verkehrsprobleme. 
Aus unternehmcrischer Sicht stellt Dr.-Ing. 
H. Tappert, Präsident des Verbandes öffent­
licher Verkehrsbetriebe (VOV), mit dem 
Thema »Vorstellungen und Erwartungen des 
öffentlichen Personennahverkehrs« die Bedeu­
tung der Verkehrsbetriebe als Wirtschafts­
unternehmen in den Vordergrund. Zugleich 
wird auf die Notwendigkeit der Schaffung 
eines Gesamtkonzepts zur Gesundung dieses 
Verkehrszweiges hingewiesen, das neben den 
bereits durch das Verkehrsfinanzierungsgesetz 
von 1971 geregelten Investitionshilfen die Frei­
stellung von der Mineralölsteuer, vor allem 
aber eine Abgeltung gemein wirtschaftlicher Lei­
stungen vorsieht. 

Im übrigen beschränken sich die Ausführungen 
nicht auf Forderungen gegenüber dem Staat. 
Es gilt nach Ansicht T apperts, selbst nicht die 
Hand in den Schoß zu legen, Rationalisierun­
gen zu fördern und die Idee des Verbundbe­
triebes Stück für Stück in die Realität umzu-
setzen. 

Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 
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Mroß, Max, Die Verkehrs familie - ein 
Weg in eine bessere Zukunft des öffent­
lichen Personen-Nahverkehrs (Band 46 
der Schri/tenreihe für Verkehr und Technik), 
Erich Schmidt Verlag, Biele/eld 1970, 61 S., 
24 Abb., DM 14,20. 

In seinem Beitrag zur Erörterung aktueller 
Probleme des öffentlichen Personen-Nahver­
kehrs hat es sich der Autor zur Aufgabe ge­
macht, auf verschiedene Wege hinzuweisen, 
die aus der gegenwärtigen Krise des öffent­
lichen Personen-Nahverkehrs herausführen sol­
len. Als Sammelbegriff für die unterschied­
lichen verkehrs politischen Maßnahmen auf die­
sem Gebiet dient ihm der Begriff» >Verkehrs­
familie< im Sinne einer Symbiose, die das Zu­
sammengehen der Fahrgäste und der Ver­
kehrsbetriebe zu gegenseitigem Nutzen zum 
Inhalt hat« (so der Präsident des Verbandes 
öffentlicher Verkehrsbetriebe - Dr. Tappert -
in seinem Geleitwort zu dieser Schrift). 

Was bedeutet dies konkret, und mit welchen 
Mitteln versucht der Autor das Ziel einer 
Verkehrsfamilie anzustreben? Wesentlich ist 
zunächst, daß zwischen den Anbietern und 
Nachfragern auf dem Markt für öffentliche 
Personen-Nahverkehrsleistungen ein »partner­
schaftlich dialogisches Verhältnis« geschaffen 
wird, welches gewissermaßen alles Denken und 
Handeln in diesem Verkehrsbereich überlagert. 
Mroß stellt nunmehr verschiedene Mittel zur 
Diskussion, die gemeinsam in der Lage wären, 

dieses Ziel zu erreichen. Verbundwirtschaft, 
Erweiterung des Angebotssortiments (Schnell­
busse, Haus-Haus-Verkehr), Kooperation mit 
dem Taxengewerbe, Park-and-Ride-Systeme 
sind nur einige Möglichkeiten, den öffent­
lichen Personen-Nahverkehr attraktiver zu ge­
stalten als er sich zur Zeit darbietet. 

Ein wesentliches Mittel, das wegen seines un­
mittelbaren Kontaktes zum Verkehrsleistungs­
nachfrager von Bedeutung ist, wird in der 
Ausgestaltung der Beförderungstarife gesehen. 
Mraß gibt eine Vielzahl von Anregungen, wie 
der Tarif den individuellen Wünschen und 
Verkehrsbedürfnissen der Nachfrager angepaßt 
werden kann. Dabei kommt es ihm letztlich 
darauf an, mittels Offentlichkeitsarbeit und 
besonderen Beratungsdiensten die notwendige 
psychologische Hilfestellung zu leisten, die den 
Kunden wieder mehr an das öffentliche Ver­
kehrsmittel heranführt. 

Folgt der Leser den Gedankengängen des Au­
tors, so stellt sich bald die Hoffnung ein, daß 
mit der Einführung der dargestellten Maß­
nahmen eine Lösung der Verkehrsmisere in 
den Ballungszentren eigentlich schon in Kürze 
möglich sein müßte. Es gibt jedoch auch hier 
den berühmten Wermutstropfen, den Mroß 
zu Beginn seiner Ausführungen zwar erkannt 
hat, der aber dennoch seinen Erfolgsoptimismus 
nicht zu trüben scheint: »Der Verkehrsteilneh­
mer läßt sich zur Angebotsannahme nicht 
zwingen«. Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 
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